
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 01 | 2020

Daten für den Monat  
Februar 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.2.2020
• GewSt, GrundSt = 17.2.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.2.2020
• GewSt, GrundSt = 20.2.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 2/2020 = 26.2.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

11/18 4/19 7/19 11/19
+ 2,2 % + 2,1 % + 1,1 % + 1,2 %

Für Arbeitgeber

Bundesfinanzhof erleichtert die Steueroptimierung 
mit Gehaltsextras

| Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern eine Vielzahl von steuerfreien oder pau-
schalversteuerten Gehaltsbestandteilen zuwenden. Diese steuerbegünstigten 
Gehaltsextras haben aber oft „einen Haken“: In vielen Fällen müssen sie zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden. Dieses Zusätzlich-
keitserfordernis hat der Bundesfinanzhof nun in drei aktuellen Urteilen zuguns-
ten von Arbeitgeber und Arbeitnehmer neu definiert. |

Anwendungsbeispiele

Das Zusätzlichkeitserfordernis hat u. a. 
auf nachfolgende Vergütungsbestand-
teile Auswirkungen. Das heißt: Hier ist 
eine Steuerbegünstigung oder eine Pau-
schalversteuerung durch den Arbeitge-
ber nur zulässig, wenn die Gehaltsextras 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden:

 ◼  Gehaltsextras mit Zusätzlich-
keitserfordernis

• Steuerfreier Zuschuss zu den Auf-
wendungen des Arbeitnehmers für 
Fahrten mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln im Linienverkehr zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
sowie für Fahrten im öffentlichen 
Personennahverkehr.

• Steuerfreier Zuschuss zur betriebli-
chen Gesundheitsförderung (ab 2020: 
bis zu 600 EUR je Arbeitnehmer im 
Kalenderjahr)

• Steuerfreier Kindergartenzuschuss 

• Pauschal zu versteuernde Beträge 
für die Übereignung von Datenverar-
beitungsgeräten samt Zubehör und 
Internetzugang

• Pauschal zu versteuernde Zuschüsse 
zu Fahrtkosten für Wege zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte

Exkurs Sachbezüge

Sachbezüge können bis zu einer monat-
lichen Freigrenze von 44 EUR steuer- 
und sozialversicherungsfrei bleiben. 
Durch das Jahressteuergesetz 2019 

(Zustimmung durch Bundesrat erfolgt) 
ist das Zusätzlichkeitserfordernis ab 
2020 bei Sachbezügen anzuwenden, die 
als Gutscheine und/oder Geldkarten 
gewährt werden. Diese gelten zudem 
nur noch dann als Sachbezug, wenn sie 
ausschließlich zum Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen berechtigen und 
die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10 des 
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Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes er-
füllen. Als Sachbezug begünstigt sind 
regelmäßig Closed-Loop-Karten (z. B. 
aufladbare Geschenkkarten für den 
Einzelhandel) und Controlled-Loop-
Karten (z. B. Centergutschein, „City-
Cards“). 

Als Geldleistung (kein steuerbegünstig-
ter Sachbezug) gelten insbesondere be-
stimmte Geldkarten, die über eine Bar-
auszahlungsfunktion oder über eine 
eigene IBAN verfügen, die für Überwei-
sungen (z. B. PayPal) oder für den Er-
werb von Devisen verwendet sowie als 
generelles Zahlungsinstrument hinter-
legt werden können.

Bisherige Sichtweise zum  
Zusätzlichkeitserfordernis

In 2012 hatte der Bundesfinanzhof ent-
schieden, dass der „ohnehin geschul-
dete Arbeitslohn” der arbeitsrechtlich 
geschuldete Arbeitslohn ist. „Zusätz-
lich” zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn werden nur freiwillige Arbeit-
geberleistungen erbracht. Nur solche 
schuldet der Arbeitgeber nicht ohnehin.

Die Finanzverwaltung ist hier etwas 
großzügiger. Sie sieht die Zusätzlich-
keitsvoraussetzung bereits als erfüllt 
an, wenn die zweckbestimmte Leistung 
zu dem Arbeitslohn hinzukommt, den 
der Arbeitgeber arbeitsrechtlich schul-
det. Nur Gehaltsumwandlungen sind 
danach schädlich.

Kommt die zweckbestimmte Leistung zu 
dem Arbeitslohn hinzu, den der Arbeit-
geber schuldet, ist das Tatbestands-
merkmal „zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn“ auch dann er-
füllt, wenn der Arbeitnehmer arbeits-
vertraglich oder wegen einer anderen 
arbeits- oder dienstrechtlichen Rechts-
grundlage einen Anspruch auf die 
zweckbestimmte Leistung hat.

Neue Rechtsprechung

„Ohnehin geschuldeter Arbeitslohn“ ist 
der Lohn, den der Arbeitgeber verwen-
dungsfrei und ohne eine bestimmte 
Zweckbindung (ohnehin) erbringt.

Zusätzlicher Arbeitslohn liegt vor, wenn 
dieser verwendungs- bzw. zweckge-
bunden neben dem ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn geleistet wird. Es kommt 
nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer auf 
den zusätzlichen Arbeitslohn einen 
 arbeitsrechtlichen Anspruch hat.

Ein arbeitsvertraglich vereinbarter 
Lohnformenwechsel ist nicht schädlich 
für die Begünstigung. Setzen Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer den „ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn“ für künftige 
Lohnzahlungszeiträume arbeitsrechtlich 
wirksam herab, kann der Arbeitgeber 
diese Minderung durch verwendungsge-
bundene Zusatzleistungen steuerbe-
günstigt ausgleichen. Diese treten dann 
zum Zahlungszeitpunkt zum ohnehin  
– nur noch in geminderter Höhe – ge-
schuldeten Lohn hinzu und werden somit 
„zusätzlich“ zu diesem erbracht.

MERKE | Es besteht jedoch ein An-
rechnungsverbot auf den unverändert 
bestehenden Lohnanspruch. Denn in 
Anrechnungs-/Verrechnungsfällen wird 
nicht „zusätzlich zum“, sondern „er-
satzweise an Stelle von“ regelbesteuer-
tem Arbeitslohn geleistet. Der Arbeit-
geber darf also nicht einseitig, d. h., 
ohne Vertragsänderung, eine im Hin-
blick auf die vorhandenen Begünsti-
gungstatbestände optimierte Berech-
nung der Lohnsteuer bewirken.

Der Bundesfinanzhof hat auch heraus-
gestellt, dass es unschädlich ist, wenn 
der Lohnverzicht für andere Ansprüche 
(z. B. zukünftige Lohnerhöhungen, ge-
setzliche Abfindungsansprüche, ggf. Ur-
laubs- oder Weihnachtsgeld) nicht gilt, 
sondern diese mithilfe eines Schatten-
lohns auf Grundlage des bisherigen 
Bruttoarbeitslohns berechnet werden.

Schädlich ist es aber, wenn der Arbeit-
geber bei Wegfall einer Zusatzleistung 
den „Lohnverzicht“ durch eine Gehalts-
erhöhung ausgleichen muss.

PRAXISTIPP | Die neue Rechtspre-
chung schließt eine Gehaltsumwand-
lung bzw. einen Wechsel der Lohnform 
nicht mehr aus. Dies steht jedoch im 
Gegensatz zur Verwaltungssichtweise. 
Da die Entscheidungen noch nicht im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht wor-
den sind, sind die Finanzämter noch 
an die alte Rechtslage gebunden. Bis 
zu einer Veröffentlichung bzw. einer 
Reaktion durch das Bundesfinanzmi-
nisterium sollten Arbeitgeber weiter 
nach der alten Rechtslage verfahren. 

Quelle | BFH-Urteile vom 1.8.2019, Az. VI R 
32/18, Az. VI R 21/17, Az. VI R 40/17, unter www.
iww.de, Abruf-Nrn. 211857, 211856, 211858; 
BMF-Schreiben vom 22.5.2013, Az. IV C 5 - S 
2388/11/10001-02; Gesetz zur weiteren steuer-
lichen Förderung der Elektromobilität und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
(Jahressteuergesetz 2019), BT-Drs. 19/14873 
vom 6.11.2019

Für Arbeitnehmer

Merkblatt zur  
Steuerklassenwahl 2020  
für Ehegatten und  
Lebenspartner

| Das von der Finanzverwaltung veröf-
fentlichte „Merkblatt zur Steuerklassen-
wahl für das Jahr 2020 bei Ehegatten 
oder Lebenspartnern, die beide Arbeit-
nehmer sind“, soll die Steuerklassen-
wahl erleichtern. Das Merkblatt kann 
unter www.iww.de/s3142 heruntergela-
den werden. |

Beachten Sie | Die in der Anlage des 
Merkblatts beigefügten Tabellen sind 
allerdings nur in den Fällen genau, in 
denen die Monatslöhne über das ganze 
Jahr konstant bleiben. Zudem besagt 
die während des Jahres einbehaltene 
Lohnsteuer noch nichts über die Höhe 
der Jahressteuerschuld. Denn die vom 
Arbeitslohn einbehaltenen Lohnsteuer-
beträge stellen grundsätzlich nur Vor-
auszahlungen auf die endgültige Jah-
ressteuerschuld dar. In welcher Höhe 
sich nach Ablauf des Jahres Erstattun-
gen oder Nachzahlungen ergeben, lässt 
sich nicht allgemein sagen. Hier kommt 
es immer auf die Verhältnisse des Ein-
zelfalls an.

Zudem ist zu bedenken, dass die jewei-
ligen Lohnsteuerklassen auch Einfluss 
auf die Höhe von Lohnersatzleistungen 
und Elterngeld haben können.

PRAXISTIPP | Bis dato ist ein Steuer-
klassenwechsel grundsätzlich nur 
einmal im Jahr möglich. Allerdings 
bestehen eine Reihe von Ausnahmen, 
die Ehegatten und Lebenspartnern zu-
sätzliche Steuerklassenwechsel im 
Laufe eines Kalenderjahres ermögli-
chen, um so auf Änderungen im per-
sönlichen Bereich (z. B. Arbeitslosig-
keit, Elternzeit, Wiederaufnahme eines 
Dienstverhältnisses, Tod eines Ehegat-
ten, Trennung) zu reagieren.

Durch das „Dritte Bürokratieentlas-
tungsgesetz“ hat der Gesetzgeber nun 
eine Änderung vorgenommen: Mit 
Wirkung ab dem 1.1.2020 ist das Recht 
auf einen Steuerklassenwechsel bei 
Ehegatten und Lebenspartnern nicht 
mehr auf einen Wechsel pro Kalender-
jahr beschränkt.

Quelle | Drittes Gesetz zur Entlastung insbe-
sondere der mittelständischen Wirtschaft von 
Bürokratie (Drittes Bürokratieentlastungsge-
setz) vom 22.11.2019, BGBl I 2019, S. 1746
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Für Unternehmer

Belegausgabepflicht ab 1.1.2020: Finanzverwaltung 
wird keine Bußgelder verhängen

| Ab dem 1.1.2020 muss jedem Kunden ein Beleg ausgehändigt werden. Der Kunde 
entscheidet dann eigenständig darüber, was er mit dem Beleg macht. Dies gilt sowohl 
für größere Unternehmen als auch für „den Bäcker an der Ecke“, der einem Kunden 
Brötchen verkauft. Die Finanzverwaltung hat aber nun darauf hingewiesen, dass ein 
Verstoß gegen die Belegausgabepflicht nicht bußgeldbewährt ist. |

Hintergrund

Die Belegausgabepflicht muss derjenige 
befolgen, der Geschäftsvorfälle mithilfe 
eines elektronischen Aufzeichnungs-
systems im Sinne des § 146a Abs. 1 der 
Abgabenordnung erfasst. Dies sind z. B. 
elektronische oder computergestützte 
Kassensysteme und Registrierkassen.

Beachten Sie | Wer also eine „offene 
Ladenkasse“ benutzt, ist von der Beleg-
ausgabepflicht nicht betroffen.

Der Beleg kann elektronisch oder in 
Papierform zur Verfügung gestellt wer-
den. Ein elektronischer Beleg gilt als 
bereitgestellt, wenn dem Kunden die 
Möglichkeit der Entgegennahme gege-
ben wird. Unabhängig von der Entge-
gennahme ist der elektronische Beleg 
in jedem Fall zu erstellen. Die Sichtbar-
machung eines Belegs an einem Bild-
schirm des Unternehmers (Terminal/
Kassendisplay) allein reicht nicht aus.

Bei einem Papierbeleg reicht das An-
gebot zur Entgegennahme aus, wenn 
der Beleg zuvor erstellt und ausge-
druckt wurde. Eine Pflicht zur Annahme 
des Belegs durch den Kunden sowie zur 
Aufbewahrung besteht nicht. Es besteht 
auch keine Aufbewahrungspflicht des 
Belegausstellers für nicht entgegenge-
nommene Papierbelege.

Beachten Sie | Diese und weitere 
Punkte (wie die Anforderungen an den 
Beleg) hat das Bundesfinanzministerium 
in einem Erlass vom 17.6.2019 geregelt. 

Befreiungsmöglichkeiten  
und Sanktionen

Bei einem Verkauf von Waren an eine 
Vielzahl nicht bekannter Personen 
können die Finanzbehörden Unterneh-
men aus Zumutbarkeitsgründen von 
der Belegausgabepflicht befreien. 

Eine Befreiung kommt nur bei einer 
sachlichen oder persönlichen Härte für 
den Steuerpflichtigen in Betracht. Ob 
eine solche vorliegt, ist eine Frage des 
Einzelfalls und von den Finanzbehörden 
vor Ort zu prüfen. So heißt es in einem 
Fragen-Antworten-Katalog, in dem das 
Bundesfinanzministerium Fragen zur 
Belegausgabepflicht beantwortet hat. 

Und noch eine Frage ist interessant: 
„Was passiert, wenn der Ausgabepflicht 
nicht entsprochen wird?“ Hier lautet die 
Antwort: „Der Verstoß gegen die Beleg-
ausgabepflicht ist nicht bußgeldbe-
wehrt. Er könnte aber als Indiz dafür ge-
wertet werden, dass den Aufzeichnungs-
pflichten nicht entsprochen wurde.“ 

MERKE | Bei Betriebsprüfungen lis-
ten Prüfer nicht selten eine Vielzahl 
von formellen Mängeln auf – insbe-
sondere im Zusammenhang mit der 
Kassenführung. Ob diese Mängel dann 
zu einer Hinzuschätzung berechtigen, 
kann nicht allgemein beantwortet wer-
den, sondern hängt vom Einzelfall ab.

Quelle | FAQ des BMF vom 19.11.2019, unter 
www.iww.de/s3148; BMF-Schreiben vom 17.6.2019, 
Az. IV A 4 - S 0316-a/18/10001

Für alle Steuerpflichtigen

Umsatzsteuerliche Kleinunternehmergrenze

| In der letzten Ausgabe haben wir auf eine Änderung bei der umsatzsteuerli-
chen Kleinunternehmergrenze durch das Dritte Bürokratieentlastungsgesetz 
hingewiesen. Hier hat sich jedoch leider der „Fehlerteufel eingeschlichen“. Rich-
tig ist Folgendes: Der Vorjahresumsatz für die umsatzsteuerliche Kleinunter-
nehmergrenze wurde von 17.500 EUR auf 22.000 EUR angehoben. Diese Ände-
rung tritt am 1.1.2020 in Kraft. |

Für alle Steuerpflichtigen

Jahressteuergesetz 2019 
und Rückführung des Soli 
sind beschlossen –  
Steuermaßnahmen des 
Klimapakets gehen in den 
Vermittlungsausschuss

| Am 29.11.2019 hat der Bundesrat dem 
Jahressteuergesetz 2019  zugestimmt. 
Und auch das Gesetz zur Rückführung 
des Solidaritätszuschlags 1995 ist be-
schlossene Sache. Das Gesetz zur Um-
setzung des Klimaschutzprogramms 
2030 im Steuerrecht (u. a. Erhöhung der 
Pendlerpauschale und Förderung der 
energetischen Sanierung) geht dagegen 
in den Vermittlungsausschuss. |

Ein Grund für die Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses ist die Frage der Las-
tenverteilung zwischen Bund und Län-
dern bei der Steuerbegünstigung für 
energetische Gebäudesanierungsmaß-
nahmen. Ob das Gesetzgebungsverfah-
ren noch bis zum Jahresende abge-
schlossen werden kann, ist fraglich. 

Auch die vom Bundesrat gebilligte 
Rückführung des Solidaritätszuschlags 
ab 2021 ist während des Gesetzgebungs-
verfahrens auf Kritik gestoßen. Denn die 
Ergänzungsabgabe entfällt nur für rund 
90 % der heutigen Zahler vollständig. 
Für weitere 6,5 % entfällt der Zuschlag 
zumindest in Teilen. Der Solidaritätszu-
schlag hat dann den Charakter einer 
Reichensteuer. Der Bundesrechnungs-
hof wies in der öffentlichen Anhörung 
des Finanzausschusses am 4.11.2019 
darauf hin, dass der Bund Gefahr laufe, 
zu einer milliardenschweren Steuer-
rückzahlung verurteilt zu werden.

Quelle | 983. Plenarsitzung des Bundesrates 
vom 29.11.2019

Für Arbeitgeber

Mindestlohn steigt auf 
9,35 EUR
| Zum 1.1.2020 steigt der Mindestlohn 
um 16 Cent auf 9,35 EUR je Zeitstunde. 
Werden Minijobber beschäftigt, darf die 
450 EUR-Grenze nicht überschritten 
werden. Greift hier der Mindestlohn, 
beträgt die zulässige Höchstarbeitszeit 
rund 48 Stunden im Monat. |

Quelle | Zweite Mindestlohnanpassungsver-
ordnung vom 13.11.2018, BGBl I 2018, S. 1876



– 4 – Im Januar 2020

 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Vermieter

Abzug von Schuldzinsen bei gemischt genutzter 
Immobilie: Auf die richtige Zuordnung kommt es an!

| Die Art der Finanzierung (Eigen- oder Fremdfinanzierung) und die damit ver-
bundene Zuordnung auf die unterschiedlichen Gebäudeteile liegt im Ermessen 
des Steuerpflichtigen. Um den Schuldzinsenabzug zu optimieren, müssen die 
Kredite den vermieteten Gebäudeteilen und die Eigenmittel den zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Bereichen zugeordnet werden. Wie man es besser nicht ma-
chen sollte, zeigt eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs. |

 ◼ Sachverhalt

Steuerpflichtige erwarben in 2007 ein 
Mehrfamilienhaus. Rund 80 % der 
Wohnfläche wurde vermietet, 20 % be-
wohnten sie selbst. Beim Kauf beab-
sichtigten sie, den selbstgenutzten 
Gebäudeteil allein mit Eigenkapital zu 
finanzieren und die Kreditmittel für die 
Bezahlung des fremdvermieteten Ge-
bäudeteils zu verwenden. Hierfür war 
im notariellen Kaufvertrag eine Kauf-
preisaufteilung erfolgt. 

Die bei der Bank aufgenommenen 
Darlehensmittel wurden aber auf ein 
privates Girokonto überwiesen, auf 
dem sich auch Eigenmittel der Steu-
erpflichtigen befanden. Es kam somit 
zu einer Vermischung von Eigen- und 
Fremdmitteln. Anschließend wurde 
von diesem Konto der gesamte Kauf-
preis für das Objekt gezahlt. Es war 
nicht erkennbar, welche Mittel für die 
Bezahlung des selbst- oder fremdge-
nutzten Gebäudeteils verwendet wor-
den waren. 

In 2015 widerriefen die Steuerpflichti-
gen ihre Darlehensverträge, da die 
Widerrufsbelehrung fehlerhaft war. 
Die Verträge wurden aufgelöst und die 
Steuerpflichtigen nahmen bei einer an-
deren Bank neue Darlehen auf. 

Wegen der missglückten Zuordnung 
erkannte das Finanzamt im Streitjahr 
2013 nicht 100 % der Schuldzinsen als 
Werbungskosten an, sondern nur 80 %. 
Die Steuerpflichtigen hingegen argu-
mentierten, dass der Widerruf und die 
abschließende Rückabwicklung der 
Darlehensverträge sowie die erneute 
gezielte Zuordnung der Darlehen ein 
rückwirkendes Ereignis darstellen. 

Da die Darlehensverträge von Beginn 
an unwirksam seien, sei eine neue Zu-
ordnung möglich gewesen. 

Sowohl das Finanzgericht Köln als 
auch der Bundesfinanzhof lehnten die 
Sichtweise der Steuerpflichtigen aller-
dings ab.

Der Zuordnungszusammenhang schei-
tert, wenn der Darlehensbetrag auf ein 
Girokonto fließt, von dem der Steuer-
pflichtige den gesamten Kaufpreis an 
den Verkäufer überweist. In diesen Fäl-
len sind die Darlehenszinsen nur antei-
lig als Werbungskosten abziehbar.

Die Rückabwicklung eines gegenseiti-
gen Vertrags führt erst dann zu einem 
rückwirkenden Ereignis, wenn die Be-
teiligten die Rückbeziehung auf einen 
früheren Zeitpunkt vereinbart und die 
gegenseitigen Leistungen einander zu-
rückgewährt haben. 

Im Streitfall wurden die wirtschaftlichen 
Folgen des Vertrags aber nicht rück-
gängig gemacht. So wurden (rechts-
grundlose) Zinszahlungen seitens der 
Bank nicht zurückgezahlt. Zudem haben 
die Steuerpflichtigen nicht den ur-
sprünglich gewährten Nettodarlehens-
betrag zurücküberwiesen und auch 
keine Nutzungsentschädigung geleis-
tet. Sie haben nur die im Zeitpunkt der 
Ablösung valutierende Restsumme be-
glichen.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.3.2019, Az. IX R 
2/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210667

Für Arbeitgeber

Beitrag zur Arbeitslosenversicherung sinkt
| Der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung sinkt ab dem 1.1.2020 um 0,1 % auf 
dann 2,4 % (1,2 % für Arbeitgeber und 1,2 % für Arbeitnehmer). Die Regelung gilt 
befristet bis Ende 2022 (Die Bundesregierung vom 18.11.2019: „Beitrag zur Arbeits-
losenversicherung sinkt“). |

Für alle Steuerpflichtigen

Auskünfte zur Betriebs-
eröffnung: Einführung 
einer elektronischen 
Übermittlungspflicht

| Bei der Aufnahme einer gewerblichen, 
selbstständigen (freiberuflichen) oder 
land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit 
wurde der Steuerpflichtige vom Finanz-
amt bis dato grundsätzlich dazu aufge-
fordert, in einem „Fragebogen zur steu-
erlichen Erfassung“ weitere Auskünfte 
zu erteilen. Durch das „Dritte Bürokra-
tieentlastungsgesetz“ ergibt sich nun 
eine Änderung. Das Finanzamt muss 
nicht mehr auffordern, sondern der 
Steuerpflichtige muss die Auskünfte 
nach amtlich vorgeschriebenem Daten-
satz über die amtlich bestimmte Schnitt-
stelle übermitteln. |

Beachten Sie | Die Mitteilung muss in-
nerhalb eines Monats nach der Be-
triebseröffnung erfolgen.

Zur Vermeidung unbilliger Härten kann 
das Finanzamt auf eine Übermittlung 
nach amtlich vorgeschriebenem Daten-
satz über die amtlich bestimmte 
Schnittstelle verzichten. In diesem Fall 
sind die Auskünfte nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck abzugeben. 

MERKE | Die Neuregelung tritt grund-
sätzlich am 1.1.2020 in Kraft. Weil die 
technischen und organisatorischen 
Vorbereitungen zur Umsetzung der 
elektronischen Mitteilung jedoch einige 
Zeit benötigen, wird das Bundesfinanz-
ministerium den Zeitpunkt der erstma-
ligen Anwendung in einem Schreiben 
mitteilen, das im Bundessteuerblatt 
veröffentlicht wird. Bis dahin sind die 
Auskünfte nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck zu erteilen.

Quelle | Drittes Gesetz zur Entlastung insbe-
sondere der mittelständischen Wirtschaft von 
Bürokratie (Drittes Bürokratieentlastungsge-
setz) vom 22.11.2019, BGBl I 2019, S. 1746
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Daten für den Monat  
März 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.3.2020
• ESt, KSt = 10.3.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.3.2020
• ESt, KSt = 13.3.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/2020 = 27.3.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/18 5/19 8/19 12/19
+ 1,7 % + 1,3 % + 1,0 % + 1,5 %

Für alle Steuerpflichtigen

Klimaschutzprogramm 2030: Energetische Sanierung 
wird gefördert und die Pendlerpauschale erhöht

| Erst im Vermittlungsausschuss konnten sich der Bundestag und der Bundesrat 
auf die Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht einigen. Da-
mit werden energetische Gebäudesanierungsmaßnahmen ab 2020 durch eine 
Steuerermäßigung gefördert. Berufspendler erhalten ab 2021 eine erhöhte Ent-
fernungspauschale ab dem 21. Kilometer. |

Energetische Sanierung

Energetische Maßnahmen an einem zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten eige-
nen Gebäude (begünstigtes Objekt) wer-
den ab 2020 durch eine Steuerermäßi-
gung gefördert. Voraussetzung: Das Ob-
jekt ist bei der Durchführung der Maß-
nahme älter als zehn Jahre (maßgebend 
ist der Herstellungsbeginn). 

Beachten Sie | Die Förderung ist zeit-
lich befristet: Es werden energetische 
Maßnahmen gefördert, mit denen nach 
dem 31.12.2019  begonnen wird und die 
vor dem 1.1.2030 abgeschlossen sind.

Begünstigte Maßnahmen sind: 

 • Wärmedämmung von Wänden, 
Dachflächen und Geschossdecken,

 • Erneuerung der Fenster, Außen-
türen oder der Heizungsanlage,

 • Erneuerung oder Einbau einer Lüf-
tungsanlage,

 • Einbau von digitalen Systemen zur 
energetischen Betriebs- und Ver-
brauchsoptimierung,

 • Optimierung bestehender Hei-
zungsanlagen, sofern diese älter 
als zwei Jahre sind.

Zu den Aufwendungen für energetische 
Maßnahmen gehören auch die Kosten 
für die Erteilung der Bescheinigung des 
ausführenden Fachunternehmens und 
die Kosten für den Energieberater, wenn 
dieser mit der planerischen Begleitung 
oder Beaufsichtigung der energetischen 
Maßnahmen beauftragt wurde. Gemeint 
sind Energieberater, die vom Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle als 
fachlich qualifiziert zum Förderpro-
gramm „Energieberatung für Wohnge-
bäude (Vor-Ort-Beratung, individueller 
Sanierungsfahrplan)“ zugelassen sind.

Beachten Sie | Welche Mindestanfor-
derungen für die energetischen Maß-
nahmen gelten, wurde in der Energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen-Verord-
nung (ESanMV) geregelt. Hier wurde 
auch der Begriff des Fachunterneh-
mens klargestellt.
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Durch eine (nach amtlichem Muster) 
erstellte Bescheinigung des ausfüh-
renden Fachunternehmens muss 
nachgewiesen werden, dass die Vor-
aussetzungen erfüllt sind. Ferner muss 
der Steuerpflichtige die Rechnung un-
bar bezahlt haben. 

Die Steuerermäßigung wird über drei 
Jahre verteilt. Je begünstigtes Objekt 
beträgt der Höchstbetrag der Steuerer-
mäßigung 40.000 EUR. Die allgemeinen 
Aufwendungen werden mit 20 % berück-
sichtigt. 

Beachten Sie | Davon abweichend ver-
mindert sich die tarifliche Einkommen-
steuer um 50 % der Aufwendungen für 
den Energieberater.

MERKE | Soweit die Kosten als Be-
triebsausgaben, Werbungskosten, Son-
derausgaben oder außergewöhnliche 
Belastungen berücksichtigt worden 
sind, scheidet eine Steuerermäßigung 
allerdings aus. Wird bereits die Steuer-
ermäßigung für Handwerkerleistungen 
beansprucht, ist eine Steuerermäßi-
gung für diese Aufwendungen eben-
falls ausgeschlossen.

Entfernungspauschale und  
Mobilitätsprämie

Die Entfernungspauschale für Berufs-
pendler wird ab dem 21. Kilometer 
(befristet bis 2026) erhöht – und zwar 
auf 35 Cent ab 2021 und auf 38 Cent ab 
2024.

Beachten Sie | Die erhöhte Entfer-
nungspauschale gilt auch für Familien-
heimfahrten bei der doppelten Haus-
haltsführung.

Geringverdiener können für die Veranla-
gungszeiträume 2021 bis 2026 neben der 
Berücksichtigung der Entfernungspau-
schalen ab dem 21. Kilometer eine Mobi-
litätsprämie beanspruchen. Bemes-
sungsgrundlage der Mobilitätsprämie 
sind die erhöhten Entfernungspauscha-
len, jedoch begrenzt auf den Betrag, um 
den das zu versteuernde Einkommen 
den steuerfreien Grundfreibetrag (in 
2020: 9.408 EUR) unterschreitet. 

Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften 
aus nichtselbstständiger Arbeit gilt 
dies nur, soweit die erhöhten Entfer-
nungspauschalen zusammen mit den 
übrigen Werbungskosten den Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag in Höhe von 
1.000 EUR übersteigen. 

Beachten Sie | Die Mobilitätsprämie 
beträgt 14 % dieser Bemessungsgrund-
lage. 

7 % Umsatzsteuer für   
Bahnfahrten

Bei der Umsatzsteuer wurden bis dato 
u. a. die Umsätze im schienengebunde-
nen Personennahverkehr mit 7 % er-
mäßigt besteuert. Die Begünstigung 
wurde nun (ab 1.1.2020) auf den schie-
nengebundenen Personenfernverkehr 
im Inland erweitert, ohne dass es auf 
die Beförderungsstrecke ankommt.

Beachten Sie | Im Gegenzug zu dieser 
Steuersenkung wurde die Luftverkehr-
steuer angehoben.

Quelle | Gesetz zur Umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 im Steuerrecht vom 
21.12.2019, BGBl I 2019, S. 2886; Energetische 
Sanierungsmaßnahmen-Verordnung (ESanMV), 
BR-Drs. (B) 663/19 vom 20.12.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Nun ist der Bundes-
finanzhof gefragt:  
Spekulationssteuer  
auf ein häusliches  
Arbeitszimmer?

| Nach einer aktuellen Entscheidung 
des Finanzgerichts Baden-Württem-
berg ist der Gewinn aus dem Verkauf 
von selbstgenutztem Wohneigentum 
auch dann in vollem Umfang steuerfrei, 
wenn zuvor Werbungskosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer abgesetzt 
wurden und der Zeitraum zwischen An-
schaffung und Veräußerung nicht mehr 
als 10 Jahre beträgt. |

Hintergrund: Private Grundstücksver-
käufe innerhalb der 10-jährigen Speku-
lationsfrist sind nicht zu versteuern, 
wenn die Grundstücke im Zeitraum zwi-
schen Anschaffung und Verkauf aus-
schließlich zu eigenen Wohnzwecken 
oder im Jahr der Veräußerung und in 
den beiden vorangegangenen Jahren zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt wurden.

Die Streitfrage „Spekulationssteuer auf 
ein häusliches Arbeitszimmer bei Ver-
kauf des selbstgenutzten Eigenheims“ 
wird in der Literatur und auch bei den 
Finanzgerichten kontrovers diskutiert:

 • So gibt es Meinungen, wonach ein 
Verkaufsgewinn insoweit der Be-
steuerung unterliegt, als er auf ein 
häusliches Arbeitszimmer entfällt, 
da dieses nicht Wohnzwecken dient. 
Diese profiskalische Ansicht vertritt 
u. a. auch die Finanzverwaltung.

 • Die gegenteilige Auffassung ist, 
dass ein häusliches Arbeitszim-
mer in den privaten Wohnbereich 
integriert ist und es kein selbst-
ständiges Wirtschaftsgut darstellt. 

PRAXISTIPP | Da gegen die Ent-
scheidung des Finanzgerichts Baden-
Württemberg die Revision anhängig ist, 
können Steuerpflichtige gegen Steuer-
bescheide, in denen die Sichtweise der 
Finanzverwaltung umgesetzt wurde, 
Einspruch einlegen und das Ruhen 
des Verfahrens beantragen.  

Quelle | FG Baden-Württemberg, Urteil vom 
23.7.2019, Az. 5 K 338/19, Rev. BFH Az. IX R 
27/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 213361

Für Arbeitgeber

Insolvenzgeldumlage 2020 beträgt weiter 0,06 %

| Die Insolvenzgeldumlage beträgt zum 1.1.2020 weiter 0,06 % des rentenversi-
cherungspflichtigen Arbeitsentgelts. Das sieht die Insolvenzgeldumlagesatzver-
ordnung 2020 vor. |

Hintergrund: Die Insolvenzgeldumlage 
wird von den Arbeitgebern getragen 
und finanziert den Anspruch der Arbeit-
nehmer auf Insolvenzgeld. Die monatli-
che Umlage ist nach einem Prozentsatz 
des Arbeitsentgelts (Umlagesatz) zu 
erheben. Maßgebend ist das Arbeits-
entgelt, nach dem die Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung für die 

im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer 
und Auszubildenden bemessen werden 
oder im Falle einer Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zu bemessen wären.

Quelle | Verordnung zur Festsetzung des Um-
lagesatzes für das Insolvenzgeld für das Kalen-
derjahr 2020 (Insolvenzgeldumlagesatzverord-
nung 2020) vom 2.10.2019, BGBl I 2019, S. 1413
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Für Vermieter

Grundsteuererlass bei Mietausfällen in 2019

| Bei erheblichen Mietausfällen in 2019  kann unter gewissen Voraussetzungen 
ein teilweiser Erlass der Grundsteuer beantragt werden – allerdings nur noch bis 
zum 31.3.2020. Voraussetzung ist eine wesentliche Ertragsminderung, die der 
Steuerpflichtige nicht zu vertreten hat. Diese liegt vor, wenn der normale Roher-
trag um mehr als die Hälfte gemindert ist. Ist dies der Fall, kann die Grundsteuer 
um 25 % erlassen werden. Sofern der Ertrag in voller Höhe ausfällt, ist ein Grund-
steuererlass von 50 % möglich. |

Für Unternehmer

Ordnungsgemäße Buchführung:  
Erneute Veröffentlichung der GoBD

| Die „Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff 
(GoBD)“ wurden wegen der fortschreitenden Digitalisierung kürzlich überarbeitet, im 
Juli 2019 auf der Homepage des Bundesfinanzministeriums veröffentlicht – und dann 
(wegen Abstimmungsbedarf mit den Bundesländern) wieder außer Kraft gesetzt. 
Nun wurden die GoBD mit Schreiben vom 28.11.2019 ohne nennenswerte Änderun-
gen erneut veröffentlicht. Die neuen GoBD gelten ab dem 1.1.2020, wobei der Steuer-
pflichtige sie bereits auf frühere Besteuerungszeiträume anwenden kann. |

MERKE | Wesentliche Teile gelten 
nicht nur für buchführungspflichtige 
Unternehmer. So müssen auch Einnah-
men-Überschussrechner Aufzeichnun-
gen und Unterlagen nach § 147 Abs. 1 
Abgabenordnung aufbewahren.

Im Vergleich zu den bisherigen GoBD 
aus dem Jahr 2014 ergeben sich insbe-
sondere die folgenden Neuerungen:

Hinzuweisen ist insbesondere darauf, 
dass Cloud-Systeme nunmehr explizit 
in den Anwendungsbereich der GoBD 
einbezogen sind.

Werden Handels- oder Geschäftsbriefe 
und Buchungsbelege in Papierform 
empfangen und danach elektronisch 
bildlich erfasst (z. B. gescannt oder fo-
tografiert), ist das elektronische Doku-
ment so aufzubewahren, dass die Wie-
dergabe mit dem Original bildlich über-
einstimmt, wenn es lesbar gemacht 
wird. Die neuen GoBD weisen darauf 
hin, dass eine bildliche Erfassung mit 
den verschiedensten Geräten erfolgen 
kann, z. B. auch mit dem Smartphone.

PRAXISTIPP | Zulässig ist auch eine 
bildliche Erfassung mit einem Smart-
phone im Ausland, wenn die Belege im 
Ausland entstanden sind bzw. emp-
fangen wurden und dort direkt erfasst 
werden (z. B. bei Belegen über eine 
Auslandsdienstreise).

Erfolgt im Zusammenhang mit einer 
genehmigten Verlagerung der elektro-
nischen Buchführung ins Ausland eine 
ersetzende bildliche Erfassung, wird es 
nicht beanstandet, wenn die Papierbe-
lege zu diesem Zweck an den Ort der 
elektronischen Buchführung verbracht 
werden. Die bildliche Erfassung muss 
zeitnah zur Verbringung der Papierbe-
lege ins Ausland erfolgen.

Bei Konvertierung aufbewahrungs-
pflichtiger Unterlagen in ein unterneh-
menseigenes Format (Inhouse-Format) 
ist unter bestimmten Voraussetzungen 
die Aufbewahrung der konvertierten 
Fassung ausreichend.

In den GoBD ist nun explizit aufgeführt, 
dass Änderungen einer Verfahrensdo-
kumentation historisch nachvollziehbar 
sein müssen. Somit ist eine nachvoll-
ziehbare Änderungshistorie vorzuhalten.

Eine kurzzeitige Erfassung von unbaren 
Tagesumsätzen (z. B. EC-Kartenum-
sätze) im Kassenbuch ist nicht zu bean-
standen. Voraussetzung: Die unbaren 
Tagesumsätze sind gesondert kenntlich 
gemacht und werden nachvollziehbar 
unmittelbar nachfolgend wieder aus 
dem Kassenbuch auf ein gesondertes 
Konto aus-/umgetragen. Die Kassen-
sturzfähigkeit muss gegeben sein.

Quelle | BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Az. IV 
A 4 - S 0316/19/10003 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 212816

Für alle Steuerpflichtigen

Erbschaftsteuer:  
Nachversteuerung  
des Familienheims  
bei Eigentumsaufgabe

| Die Steuerbefreiung für den Erwerb 
eines Familienheims durch den überle-
benden Ehegatten entfällt rückwirkend, 
wenn der Erwerber das Eigentum an 
dem Familienheim innerhalb von zehn 
Jahren nach dem Erwerb auf einen Drit-
ten überträgt. Das gilt nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs auch 
dann, wenn er die Selbstnutzung zu 
Wohnzwecken aufgrund eines lebens-
langen Nießbrauchs fortsetzt. |

 ◼ Sachverhalt

Nach dem Tod ihres Ehemanns hatte 
die Ehefrau das gemeinsam bewohnte 
Einfamilienhaus geerbt und war darin 
wohnen geblieben. Anderthalb Jahre 
nach dem Erbfall schenkte sie das 
Haus dann ihrer Tochter. Sie behielt 
sich einen lebenslangen Nießbrauch 
vor und zog nicht aus. Das Finanzamt 
gewährte die Erbschaftsteuerbefrei-
ung rückwirkend nicht mehr, weil die 
Ehefrau das Familienheim verschenkt 
hatte – und zwar zu Recht, wie der 
Bundesfinanzhof befand.

Wird die Nutzung innerhalb von zehn 
Jahren nach dem Erwerb aufgegeben, 
entfällt die Befreiung rückwirkend. Glei-
ches gilt bei der Aufgabe des Eigentums. 
Hätten in dem Nachversteuerungstatbe-
stand Aussagen nur zur weiteren Nut-
zung des Familienheims getroffen wer-
den sollen, hätte z. B. die kürzere For-
mulierung „Selbstnutzung zu Wohnzwe-
cken“ ausgereicht. Der in der Vorschrift 
verwendete Begriff „Selbstnutzung zu 
eigenen Wohnzwecken“ spricht dafür, 
dass sowohl die Nutzung als auch die 
Eigentümerstellung des überlebenden 
Ehegatten während des Zehnjahreszeit-
raums bestehen bleiben müssen.

MERKE | In einem anderen Fall hat 
der Bundesfinanzhof in 2017 als Vor-
aussetzung für die Steuerbefreiung 
auch gefordert, dass der verstorbene 
Ehegatte zivilrechtlicher Eigentümer 
oder Miteigentümer des Familien-
heims war.

Quelle | BFH-Urteil vom 11.7.2019, Az. II R 
38/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 212481, PM 
BFH Nr. 77 vom 28.11.2019; BFH-Urteil vom 
29.11.2017, Az. II R 14/16
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Keine Gesamtplanbetrachtung bei der unentgeltlichen 
Übertragung eines Mitunternehmeranteils

| Das Bundesfinanzministerium hat sein Anwendungsschreiben zu § 6 Abs. 3 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) überarbeitet. Dabei hat die Finanzverwaltung endlich 
die Urteile des Bundesfinanzhofs umgesetzt, nach denen die Grundidee der Ge-
samtplanrechtsprechung nicht auf die Fälle des § 6 Abs. 3 EStG anwendbar ist. |

Hintergrund

Nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG gilt Folgen-
des: Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb 
oder der Anteil eines Mitunternehmers 
an einem Betrieb unentgeltlich über-
tragen, so sind bei der Ermittlung des 
Gewinns des bisherigen Betriebsinha-
bers (Mitunternehmers) die Wirt-
schaftsgüter mit den Werten anzuset-
zen, die sich nach den Vorschriften über 
die Gewinnermittlung ergeben (= Buch-
wertansatz), sofern die Besteuerung 
der stillen Reserven sichergestellt ist. 

Wird das gesamte Betriebsvermögen 
einem Empfänger geschenkt, ist § 6 
Abs. 3 EStG (keine Versteuerung der 
stillen Reserven) grundsätzlich unpro-
blematisch anwendbar.

Zur sogenannten Gesamtplanbetrach-
tung hatte der Bundesfinanzhof – ent-
gegen der Sichtweise der Finanzver-
waltung – u. a. Folgendes entschieden: 
Veräußert ein Mitunternehmer aufgrund 
einheitlicher Planung Sonderbetriebs-
vermögen, bevor er den ihm verbliebe-
nen Mitunternehmeranteil unentgeltlich 
überträgt, steht dies der Buchwertfort-
führung nach § 6 Abs. 3 EStG nicht ent-
gegen. Die beiden Übertragungsvor-
gänge sind also nicht zusammengefasst 
zu betrachten.

Neue Sichtweise  
der Finanzverwaltung 

Wird ein Wirtschaftsgut, das eine we-
sentliche Betriebsgrundlage darstellt, 
nicht mit auf den Beschenkten übertra-
gen, ist dies nur schädlich, wenn dieses 
Wirtschaftsgut beim Schenker verbleibt 
und dadurch in dessen Privatvermögen 
entnommen wird. 

Beachten Sie | Wird das Wirtschafts-
gut hingegen anderweitig verschenkt, 
verkauft, in ein anderes Betriebsver-
mögen überführt oder übertragen, 
dann ist § 6 Abs. 3 EStG anwendbar. Da-
bei ist es irrelevant, ob bei diesem an-
derweitigen Vorgang stille Reserven 
aufgedeckt werden oder nicht.

MERKE | In Analogie zur Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs wendet 
die Verwaltung die Gesamtplanbe-
trachtung in ihrem originären Anwen-
dungsbereich weiter an. Hier geht es 
um die Frage, ob die Begünstigungen 
bei einer Betriebsveräußerung/-aufgabe 
(Freibetrag und ermäßigter Steuersatz 
nach §§ 16, 34 EStG) zu gewähren sind.

Quelle | BMF-Schreiben vom 20.11.2019, Az. 
IV C 6 - S 2241/15/10003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 213360; BFH-Urteil vom 9.12.2014, 
Az. IV R 29/14

Für alle Steuerpflichtigen

Monatliche Umsatzbeteiligungen erhöhen Elterngeld

| Monatliche Umsatzbeteiligungen erhöhen das Elterngeld. Das hat das Landesso-
zialgericht Niedersachsen-Bremen bei einer angestellten Zahnärztin entschieden 
(Revision zugelassen). Ihr Arbeitgeber zahlte eine monatliche Grundvergütung und 
Umsatzbeteiligungen, die zwischen 140 EUR und 2.300 EUR pro Monat schwankten. |

Für Kapitalanleger

Rückabwicklung von 
Baukrediten: Vergleichs-
beträge nur teilweise 
steuerpflichtig

| Die wegen eines Vergleichs durch 
eine Bank zurückgezahlten Zinsen 
stellen keine einkommensteuerpflich-
tigen Kapitalerträge dar. Gegen die 
Entscheidung des Finanzgerichts Köln 
ist jedoch inzwischen die Revision beim 
Bundesfinanzhof anhängig. |

 ◼ Sachverhalt

Die Steuerpflichtigen hatten wegen 
einer fehlerhaften Widerrufsbelehrung 
den Baukredit für ihr Eigenheim wider-
rufen. Wegen eines Vergleichs zahlte 
die Bank für alle aus dem Widerruf 
entstehenden gegenseitigen Ansprü-
che 4.225 EUR. Zusätzlich behandelte 
die Bank den Betrag als steuerpflichti-
gen Kapitalertrag, führte die Kapitaler-
tragsteuer ab und stellte hierfür eine 
Steuerbescheinigung aus.

Die Steuerpflichtigen waren der Auf-
fassung, dass die Bank den Vergleichs-
betrag zu Unrecht als Kapitalertrag 
behandelt hatte. Vielmehr liege eine 
steuerfreie Entschädigungszahlung 
vor. Das Finanzamt besteuerte den Ver-
gleichsbetrag demgegenüber in voller 
Höhe. Die hiergegen erhobene Klage 
hatte teilweise Erfolg.

Nach Meinung des Finanzgerichts ist 
der Betrag aufzuteilen: Die Zahlung 
wegen Nutzungsersatz (2.535 EUR) ist 
steuerpflichtig. Hingegen ist der Ver-
gleichsbetrag nicht steuerbar, soweit er 
anteilig auf die Rückgewähr überhöh-
ter Zinszahlungen der Steuerpflichti-
gen an die Bank entfällt (1.690 EUR). 
Die insoweit falsch ausgestellte Steuer-
bescheinigung entfaltet keine Bin-
dungswirkung.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 14.8.2019, Az. 14 
K 719/19, Rev. BFH Az. VIII R 30/19, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 212814, PM des FG Köln vom 
16.12.2019

Bei den monatlichen Umsatzbeteiligun-
gen handelt es sich um laufenden Ar-
beitslohn. Denn die Beteiligungen wer-
den nach den arbeitsvertraglichen Ver-
einbarungen jeweils bezogen auf einen 
Monat berechnet und gezahlt. Die Betei-
ligung ist somit einem Lohnzahlungs-
zeitraum zugehörig und muss dem Ar-

beitslohn zugerechnet werden. Solange 
die Konkordanz zwischen dem Monats-
zeitraum und dem variablen Lohnbe-
standteil gewahrt bleibt, wirkt sich dies 
auch auf das Elterngeld aus.

Quelle | LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil 
vom 6.11.2019, Az. L 2 EG 7/19, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 212731, PM des LSG vom 9.12.2019



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 03 | 2020

Daten für den Monat  
April 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 14.4.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 17.4.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 4/2020 = 28.4.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

1/19 6/19 9/19 1/20
+ 1,7 % + 1,5 % + 0,9 % + 1,6 %

Für Arbeitgeber

Gehaltsextras: Günstige Rechtsprechung zur  
Zusätzlichkeit soll ausgehebelt werden

| Steuerfreie oder pauschalversteuerte Gehaltsextras müssen in vielen Fällen 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden. In drei Urtei-
len hatte der Bundesfinanzhof dieses Kriterium zugunsten von Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer im vergangenen Jahr neu definiert. Nun soll dieser Rechtspre-
chung durch ein Nichtanwendungsgesetz der Boden entzogen werden. |

Hintergrund

Vielfach ist eine Steuerbegünstigung 
oder eine Pauschalversteuerung durch 
den Arbeitgeber nur zulässig, wenn die 
Gehaltsextras zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährt wer-
den. Dies gilt z. B. für 

 • den steuerfreien Zuschuss zur be-
trieblichen Gesundheitsförderung 
bis zu 600 EUR je Arbeitnehmer im 
Kalenderjahr oder

 • die pauschal zu versteuernden Zu-
schüsse zu Fahrtkosten für Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte.

Nach der neuen Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs liegt zusätzlicher 
Arbeitslohn vor, wenn dieser verwen-

dungs- bzw. zweckgebunden neben 
dem ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
geleistet wird. Es kommt nicht darauf 
an, ob der Arbeitnehmer auf den zu-
sätzlichen Arbeitslohn einen arbeits-
rechtlichen Anspruch hat.

Ein arbeitsvertraglich vereinbarter 
Lohnformenwechsel ist nicht schädlich 
für die Begünstigung. Setzen Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer den „ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn“ für künftige 
Lohnzahlungszeiträume arbeitsrecht-
lich wirksam herab, dann kann der Ar-
beitgeber diese Minderung durch ver-
wendungsgebundene Zusatzleistungen 
steuerbegünstigt ausgleichen. 

Geplante Gesetzesänderung

Die Bundesregierung will diese erfreu-
liche Rechtsprechung aus 2019 nun 

durch eine Änderung des § 8 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) aushe-
beln. Vorgesehen ist ein neuer Absatz 4 
mit folgendem Wortlaut: 

„Im Sinne dieses Gesetzes werden Leis-
tungen des Arbeitgebers (Sachbezüge 
oder Zuschüsse) für eine Beschäftigung 
nur dann zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn erbracht, wenn
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Für alle Steuerpflichtigen

Erstausbildungskosten: Bundesverfassungsgericht 
bestätigt die steuerungünstige Behandlung
| Nach der gesetzlichen Regelung sind Aufwendungen für eine erstmalige Berufs-
ausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, 
keine Werbungskosten, wenn diese Berufsausbildung oder dieses Erststudium 
nicht im Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfinden. Diese Regelung hat das 
Bundesverfassungsgericht nun als verfassungskonform bestätigt. |

Der Gesetzgeber durfte solche Aufwen-
dungen als privat (mit-)veranlasst quali-
fizieren und den Sonderausgaben zu-
ordnen. Dafür, so das Bundesverfas-
sungsgericht, gibt es sachlich einleuch-
tende Gründe. Beispielsweise gehört die 
erste Berufsausbildung typischerweise 
zu den Grundvoraussetzungen einer Le-
bensführung und stellt Vorsorge für die 
persönliche Existenz dar.

Die unschönen Auswirkungen dieser 
Entscheidung liegen auf der Hand: Da 
während eines Studiums keine bzw. 
nur geringe Einnahmen erzielt werden, 
hätten Werbungskosten regelmäßig zu 

einem vortragsfähigen Verlust geführt, 
der dann in den Jahren der Berufsaus-
übung steuermindernd gewirkt hätte. 
Demgegenüber bleiben Sonderausga-
ben bei fehlenden Einkünften in demsel-
ben Jahr wirkungslos, da hier keine jah-
resübergreifende Verrechnung möglich 
ist. Darüber hinaus ist der Sonderaus-
gabenabzug nur bis zu 6.000 EUR im 
Kalenderjahr möglich. Auch diese Be-
grenzung hat das Bundesverfassungs-
gericht als zulässig eingestuft.

Quelle | BVerfG, Beschluss vom 19.11.2019, 
Az. 2 BvL 22/14 - 27/14, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 213698; BVerfG, PM Nr. 2/2020 vom 
10.1.2020

1. der Wert der Leistung nicht auf den 
Anspruch auf Arbeitslohn ange-
rechnet,

2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht 
zugunsten der Leistung herabge-
setzt oder

3. die verwendungs- oder zweckgebun-
dene Leistung nicht anstelle einer 
Erhöhung des Arbeitslohns gewährt

wird.“

Beachten Sie | Die gesetzliche Neure-
gelung soll am Tag nach der Verkün-
dung des Gesetzes im Bundesgesetz-
blatt in Kraft treten.

Nach der Gesetzesbegründung „sollen 
im gesamten Lohn- und Einkommen-
steuerrecht nur echte Zusatzleistungen 
des Arbeitgebers steuerbegünstigt sein, 
nicht aber Leistungen, für die im Gegen-
zug der Bruttoarbeitslohn des Arbeit-
nehmers abgesenkt wird.“ 

Relevanz für die Praxis

Der Referentenentwurf zeigt, dass die 
Freude über eine steuerzahlerfreundli-
che Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs oft nicht lange währt. Denn nach 
der geplanten Neuregelung ist folgen-
der Sachverhalt nicht steuerbegünstigt:

 ◼ Beispiel

AN hat einen arbeitsvertraglichen Ge-
haltsanspruch in Höhe von 3.000 EUR 
im Monat. Mit Wirkung ab 1.7.2021 wird 
das Gehalt auf 2.800 EUR reduziert und 
AN erhält zum Ausgleich einen Kinder-
gartenzuschuss von 200 EUR.

Ein Kindergartenzuschuss ist nur steu-
erfrei, wenn er zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährt 
wird. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs wäre dieses Kriteri-
um hier erfüllt; nach der gesetzlichen 
Neuregelung aber nicht. 

Erstaunlich ist die Art und Weise der 
Umsetzung: Denn die Neuregelung soll 
über das sogenannte Grundrentenge-
setz eingeführt werden, das hierfür alles 
andere als prädestiniert erscheint.

Auch wenn die Intention des Gesetzge-
bers klar ist, handelt es sich „nur“ um 
einen Referentenentwurf. Die weitere 
Entwicklung bleibt also abzuwarten.

Quelle | Entwurf eines Gesetzes zur Einfüh-
rung der Grundrente für langjährig in der ge-
setzlichen Rentenversicherung Versicherte mit 
unterdurchschnittlichem Einkommen und für 
weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alters-
einkommen (Grundrentengesetz), Referenten-
entwurf der Bundesregierung mit Stand vom 
16.1.2020; BFH-Urteile vom 1.8.2019, Az. VI R 
32/18, Az. VI R 21/17, Az. VI R 40/17

Für alle Steuerpflichtigen

Doppelte Haushalts-
führung: Beteiligung an 
den laufenden Kosten 
am Haupthausstand?

| Das Finanzgericht Niedersachsen hat 
kürzlich zu den gesetzlichen Anforderun-
gen der „finanziellen Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung“ bei einer 
doppelten Haushaltsführung Stellung 
genommen. |

Hintergrund

Eine doppelte Haushaltsführung liegt 
nur vor, wenn der Arbeitnehmer außer-
halb des Ortes seiner ersten Tätigkeits-
stätte einen eigenen Hausstand unter-
hält und auch am Ort der ersten Tätig-
keitsstätte wohnt. Mit Wirkung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2014 setzt ein 
eigener Hausstand 

 • das Innehaben einer Wohnung (aus 
eigenem Recht als Eigentümer oder 
Mieter bzw. aus gemeinsamen oder 
abgeleitetem Recht als Ehegatte, 
Lebenspartner oder Lebensgefährte 
sowie Mitbewohner) sowie 

 • eine finanzielle Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung voraus.

Die Entscheidung in Kürze

Entgegen der Auffassung der Finanz-
verwaltung ist eine Beteiligung an den 
laufenden Miet-, Neben- und Lebens-
führungskosten nicht erforderlich. Auch 
rückwirkende Zahlungen, einmalige 
oder außergewöhnliche finanzielle Bei-
träge sind nach Auffassung des Finanz-
gerichts ausreichend, soweit sie insge-
samt die Geringfügigkeitsgrenze von 
10 % der haushaltsbezogenen Lebens-
führungskosten des Haupthausstands 
übersteigen.

PRAXISTIPP | Man darf gespannt 
sein, wie der Bundesfinanzhof die Tat-
bestandsmerkmale in der Revision 
auslegen wird. Bis dahin ist es ratsam, 
sich monatlich mit einem nicht unwe-
sentlichen Betrag (oberhalb von 10 %) 
an den Gesamtkosten des Haupthaus-
stands zu beteiligen. 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
18.9.2019, Az. 9 K 209/18, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 213702; Rev. BFH Az. VI R 39/19; 
BMF-Schreiben vom 24.10.2014, Az. IV C 5 - S 
2353/14/10002
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Für Unternehmer

Vorsteuerabzug: Frist für Zuordnungsentscheidung 
steht auf dem Prüfstand

| Der Vorsteuerabzug bei nicht nur unternehmerisch genutzten Gegenständen (z. B. 
Fotovoltaikanlagen) erfordert eine zeitnahe Zuordnung zum Unternehmensvermö-
gen. Wurde die Zuordnung bei der Umsatzsteuer-Voranmeldung nicht dokumentiert, 
ist sie spätestens bis zur gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen (31.7. des 
Folgejahres) gegenüber dem Finanzamt zu erklären. Fristverlängerungen für die Ab-
gabe der Steuererklärungen verlängern die Dokumentationsfrist nicht. An dieser 
Ausschlussfrist hat der Bundesfinanzhof nun aber Zweifel geäußert. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger, der einen Ge-
rüstbaubetrieb unterhält, errichtete 
ein Einfamilienhaus mit einer Gesamt-
nutzfläche von ca. 150 qm, wovon auf 
ein Zimmer („Arbeiten“) ca. 17 qm ent-
fielen (Fertigstellung 2015). Erst in der 
am 28.9.2016 beim Finanzamt einge-
gangenen Umsatzsteuer-Jahreserklä-
rung für 2015 (nicht aber in den zuvor 
eingereichten Umsatzsteuer-Voran-
meldungen) machte der Steuerpflich-
tige für die Errichtung des Arbeitszim-
mers anteilig Vorsteuern geltend. Das 
Finanzamt versagte den Vorsteuerab-
zug wegen der nicht rechtzeitig erfolg-
ten Zuordnung des Zimmers zum Un-
ternehmensvermögen.

Nach den vom Bundesfinanzhof entwi-
ckelten Kriterien zur Zuordnungsent-
scheidung wäre die Sichtweise der Fi-
nanzverwaltung zutreffend.

Der Bundesfinanzhof hat aber nun 
Zweifel geäußert, ob diese Sichtweise 
mit dem Unionsrecht in Einklang steht 
und hat dem Europäischen Gerichtshof 
im Kern zwei Fragen zur Vorabent-
scheidung vorgelegt:

 • Darf ein Mitgliedstaat eine Aus-
schlussfrist für die Zuordnung zum 
Unternehmensvermögen vorsehen?

 • Welche Rechtsfolgen hat eine nicht 
(rechtzeitig) getroffene Zuord-
nungsentscheidung?

Hoffnung, dass der Europäische Ge-
richtshof die restriktive deutsche Sicht-
weise ablehnt, macht ein Urteil aus 
2018, in dem es um einen Fall aus Polen 
ging. Insbesondere folgende Passage 
ist von Bedeutung: 

„Auch wenn eine eindeutige und aus-
drückliche Bekundung der Absicht, den 
Gegenstand bei seinem Erwerb einer 
wirtschaftlichen Verwendung zuzuord-
nen, ausreichend sein kann, um den 
Schluss zu ziehen, dass der Gegenstand 
von dem als solchem handelnden Steu-
erpflichtigen erworben wurde, schließt 
doch das Fehlen einer solchen Erklä-
rung nicht aus, dass diese Absicht im-
plizit zum Ausdruck kommen kann.“

Beachten Sie | In einem weiteren Ver-
fahren, das den Erwerb einer Fotovoltaik-
anlage durch einen Privatmann betrifft, 
hat der Bundesfinanzhof ebenfalls den 
Europäischen Gerichtshof angerufen.

Quelle | BFH, Beschluss vom 18.9.2019, Az. XI 
R 3/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 213869; 
BFH, Beschluss vom 18.9.2019, Az. XI R 7/19, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 213872; BFH, PM Nr. 
5 vom 30.1.2020; EuGH-Urteil vom 25.7.2018, Rs. 
C-140/17, „Gmina Ryjewo“

Für alle Steuerpflichtigen

Brexit: Vorerst keine unmittelbaren Auswirkungen

| Seit 1.2.2020 ist der Brexit Realität: Das Vereinigte Königreich ist nicht mehr Mit-
glied der Europäischen Union. Für Bürger und Unternehmen ändert sich aber erst-
mal nichts, da zunächst bis Ende 2020 eine Übergangsphase läuft, in der das EU-
Recht im und für das Vereinigte Königreich grundsätzlich weiterhin gilt, jedoch ohne 
britisches Mitbestimmungsrecht in den EU-Institutionen. Das Vereinigte Königreich 
bleibt in dieser Zeit auch Teil des EU-Binnenmarktes und der EU-Zollunion. |

Das Bundesfinanzministerium hat auf 
einer Themenseite (unter www.iww.de/
s3297) finanzpolitische Informationen 

zu den Themen Finanzmarkt, Zoll, 
Haushalt und Steuern aufgeführt.

Für Arbeitgeber

Zahlungen zur Abgeltung 
des Urlaubs bei Tod  
des Arbeitnehmers 
sind beitragspflichtig

| Zahlungen zur Abgeltung von Ur-
laubsansprüchen aus Anlass des Todes 
des Arbeitnehmers lösen eine Beitrags-
pflicht in der Sozialversicherung aus. 
Das haben die Spitzenorganisationen in 
der Sozialversicherung am 20.11.2019 
beschlossen. |

Hintergrund

Nach der bisherigen Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts hatten die 
Erben eines verstorbenen Arbeitneh-
mers keinen Anspruch auf Urlaubsab-
geltung, wenn das Arbeitsverhältnis 
durch den Tod des Arbeitnehmers en-
dete. 

Mit Entscheidung aus 2019 hat sich das 
Bundesarbeitsgericht nun aber von sei-
ner bisherigen Rechtsprechung verab-
schiedet und sich der anderslautenden 
Rechtsauffassung des Europäischen 
Gerichtshofs angeschlossen.

Sozialversicherung

Vor diesem Hintergrund halten die Spit-
zenorganisationen der Sozialversiche-
rung an ihrer bisherigen Sichtweise nicht 
weiter fest. Urlaubsabgeltungen nach 
Beendigung der Beschäftigung durch 
Tod des Arbeitnehmers erfüllen einen 
während der Beschäftigung erworbenen 
Zahlungsanspruch des Arbeitnehmers 
und sind somit als Arbeitsentgelt zu 
werten. 

Diese Urlaubsabgeltungen stellen ein-
malig gezahltes Arbeitsentgelt dar, das 
nach den dafür vorgesehenen Regelun-
gen der Beitragspflicht unterliegt, so-
fern die Abgeltung im Einzelfall tat-
sächlich gezahlt wird.

Beachten Sie | Die neue Rechtsauffas-
sung ist für Urlaubsabgeltungen, die 
nach dem 22.1.2019  (Datum des Urteils 
des Bundesarbeitsgerichts) gezahlt 
werden, anzuwenden.

Quelle | Spitzenorganisationen der Sozial-
versicherung, Besprechungsergebnis vom 
20.11.2019 (TOP 1), unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 213667; BAG-Urteil vom 22.1.2019, Az. 9 AZR 
45/16
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Kapitalanleger

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz:  
Voraussichtliche Staatenaustauschliste 2020
| Nach den Vorgaben des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes werden In-
formationen über Finanzkonten in Steuersachen zwischen dem Bundeszentralamt 
für Steuern und der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates automatisch 
ausgetauscht. Das Bundesfinanzministerium hat nun die Staaten bekanntgegeben, 
mit denen voraussichtlich der automatische Datenaustausch zum 30.9.2020 erfolgt. |

Weiterführende Informationen zum In-
formationsaustausch über Finanzkon-
ten erhalten Sie u. a. auf der Webseite 
des Bundesfinanzministeriums (unter 
www.iww.de/s308) sowie auf der Web-

seite des Bundeszentralamts für Steu-
ern (unter www.iww.de/s2991).

Quelle | BMF-Schreiben vom 28.1.2020, Az. IV 
B 6 - S 1315/19/10030 :015, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 213949

Für alle Steuerpflichtigen

Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen  
Unterhalts als Werbungskosten abzugsfähig

| Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts sind als Werbungskosten 
abzugsfähig, wenn der Unterhaltsempfänger die Unterhaltsleistungen als sonstige 
Einkünfte versteuert (begrenztes Realsplittung). Dies hat das Finanzgericht Müns-
ter entschieden. Da bereits die Revision anhängig ist, muss nun der Bundesfinanz-
hof entscheiden. |

Hintergrund: Beim begrenzten Real-
splitting kann der Unterhaltsverpflich-
tete die Unterhaltszahlungen bis zu 
13.805 EUR im Jahr (zuzüglich der auf-
gewandten Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung (Basisversorgung)) 
als Sonderausgaben abziehen. Dies be-
darf jedoch der Zustimmung des Unter-
haltsberechtigten, der die Unterhalts-
zahlungen seinerseits als sonstige Ein-
künfte versteuern muss.

 ◼ Sachverhalt

Im Streitfall wurde die Ehe in 2014 ge-
schieden und der frühere Ehemann 
(EM) zu Unterhaltszahlungen ver-
pflichtet. Der EM begehrte, keinen Un-
terhalt zu zahlen. Die frühere Ehefrau 
(EF) beanspruchte höhere monatliche 
Zahlungen. In 2015 kam ein gerichtli-
cher Vergleich über die Unterhaltshöhe 
zustande.

In ihrer Einkommensteuererklärung 
2015 erklärte die EF sonstige Einkünfte 
in Höhe der erhaltenen Unterhaltszah-
lungen und machte die Prozessfüh-
rungskosten (Gerichts- und Rechtsan-
waltskosten), die auf die Verfahren be-
treffend den nachehelichen Unterhalt 
entfielen, steuermindernd geltend. Das 
Finanzamt lehnte dies aber ab – aller-
dings zu Unrecht, wie das Finanzge-
richt Münster befand.

Nach Ansicht des Finanzgerichts sind 
die Prozessführungskosten als Wer-
bungskosten zu berücksichtigen, weil 
die EF den Unterhalt ihres geschiede-
nen EM versteuert. EF hat die Prozess-
führungskosten aufgewendet, um zu-
künftig (höhere) Einkünfte in Form von 
Unterhaltsleistungen zu erhalten. Auch 
soweit es sich bei der Einkunftsart um 
sonstige Einkünfte handelt, können die 
hiermit zusammenhängenden Kosten 
der Rechtsverfolgung Werbungskosten 
darstellen.

Beachten Sie | Seit 2013 sind Prozess-
kosten als außergewöhnliche Belas-
tungen grundsätzlich nicht mehr ab-
ziehbar. Nur dann, wenn es sich um 
Aufwendungen handelt, ohne die der 
Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine 
Existenzgrundlage zu verlieren und 
seine lebensnotwendigen Bedürfnisse 
in dem üblichen Rahmen nicht mehr 
befriedigen zu können, liegt eine Aus-
nahme vor. Über diese Frage musste 
das Finanzgericht aber nicht entschei-
den, weil es die Aufwendungen als Wer-
bungskosten eingestuft hat.

Quelle |  FG Münster, Urteil vom 3.12.2019, Az. 
1 K 494/18 E, Rev. BFH, Az. VI R 1/20, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 213699; FG Münster, 
PM vom 2.1.2020

Für Arbeitnehmer

Sky-Bundesliga-Abo  
als Werbungskosten

| Kosten für ein Sky-Bundesliga-Abo 
können nach einer Entscheidung des 
Finanzgerichts Düsseldorf bei entspre-
chender beruflicher Veranlassung als 
Werbungskosten abzugsfähig sein. Im 
Streitfall ging es um einen bei einem 
Lizenzfußballverein angestellten Tor-
warttrainer. |

Im ersten Rechtsgang hatte das Finanz-
gericht den Werbungskostenabzug 
noch mit dem Argument abgelehnt, 
Zielgruppe des Pakets „Fußball Bun-
desliga“ sei kein Fachpublikum, son-
dern die Allgemeinheit. Die entspre-
chenden Kosten für ein Sky-Bundesliga-
Abo seien daher – wie bei dem Bezug 
einer Tageszeitung – immer privat ver-
anlasst, auch wenn ein Steuerpflichtiger 
ein berufliches Interesse daran habe. 

Im Revisionsverfahren folgte der Bun-
desfinanzhof dieser Argumentation 
nicht. Aufwendungen für ein Sky-Bun-
desliga-Abo können danach Werbungs-
kosten sein, wenn das Abo tatsächlich 
nahezu ausschließlich beruflich genutzt 
wird. Im zweiten Rechtsgang konnte das 
Finanzgericht Düsseldorf nun eine ent-
sprechende, fast ausschließliche beruf-
liche Veranlassung feststellen. 

PRAXISTIPP | Auch wenn der Abzug 
der Sky-Abo-Kosten die Ausnahme 
bleiben wird, kommt eine steuerliche 
Berücksichtigung doch zumindest bei 
Arbeitnehmern im Profisport (insbe-
sondere Fußballtrainer, Manager, 
sport liche Leiter u. Ä.) in Betracht. In 
diesen Fällen wird es in jedem Einzel-
fall auf die Darlegung des beruflichen 
Nutzens ankommen. 

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 5.11.2019, 
Az. 15 K 1338/19 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
213355; BFH-Urteil vom 16.1.2019, Az. VI R 24/16



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 04 | 2020

Daten für den Monat  
 Mai 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.5.2020
• GewSt, GrundSt = 15.5.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.5.2020
• GewSt, GrundSt = 18.5.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 5/2020 = 27.5.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

2/19 7/19 10/19 2/20
+ 1,7 % + 1,1 % + 0,9 % + 1,7 %

Für Kapitalanleger

Gesetzgeber hat die Verlustverrechnung bei  
Kapitaleinkünften erschwert

| Verluste aus Kapitalvermögen unterliegen gewissen Abzugsbeschränkungen. So 
dürfen z. B. Verluste aus Aktienverkäufen ausschließlich mit Gewinnen aus Aktien-
verkäufen verrechnet werden. Seit 2020 gilt aber eine weitere Einschränkung. Da-
nach ist der Verlustabzug bzw. die Verlustverrechnung bei bestimmten Verlusten 
auf 10.000 EUR im Jahr begrenzt. |

Hintergrund

Als Reaktion auf die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs, wonach der 
endgültige Ausfall einer Kapitalforde-
rung in der privaten Vermögenssphäre 
nach Einführung der Abgeltungsteuer 
zu einem steuerlich anzuerkennenden 
Verlust führt, plante der Gesetzgeber 
mit dem sogenannten Jahressteuerge-
setz 2019 eine steuerzahlerunfreundli-
che Neuregelung. 

Danach sollten die Uneinbringlichkeit 
einer Kapitalforderung sowie die Aus-
buchung oder Übertragung wertloser 
Wirtschaftsgüter mit Wirkung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2020 nicht mehr 
als Veräußerung anzusehen sein. Etwa-
ige Verluste wären dann unbeachtlich 
gewesen. Die geplante Neuregelung 
wurde aber – erfreulicherweise – doch 
nicht umgesetzt.

Gesetzliche Neuregelung

Durch das Gesetz zur Einführung einer 
Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreiten-
der Steuergestaltungen vom 21.12.2019 
ist aber nun (für viele unbemerkt) eine 
Beschränkung des Verlustabzugs ein-
geführt worden. Nach § 20 Abs. 6 S. 6 
Einkommensteuergesetz (EStG) dürfen 
Verluste aus Kapitalvermögen

 • aus der ganzen oder teilweisen 
Uneinbringlichkeit einer Kapital-
forderung, 

 • aus der Ausbuchung wertloser 
Wirtschaftsgüter im Sinne des § 20 
Abs. 1 EStG,

 • aus der Übertragung wertloser 
Wirtschaftsgüter im Sinne des § 20 
Abs. 1 EStG auf einen Dritten oder 

 • aus einem sonstigen Ausfall von 
Wirtschaftsgütern im Sinne des  
§ 20 Abs. 1 EStG 

nur noch in Höhe von 10.000 EUR mit 
positiven Einkünften aus Kapitalvermö-
gen ausgeglichen werden. Die im Ver-
anlagungszeitraum nicht verrechneten 
Verluste mindern jedoch die positiven 
Einkünfte aus Kapitalvermögen in den 
Folgejahren – allerdings wiederum be-
schränkt auf 10.000 EUR jährlich. 
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Beachten Sie | Die Neuregelung gilt 
für Verluste, die nach dem 31.12.2019  
entstehen.

 ◼ Sachverhalt

Der ledige Steuerpflichtige A erzielt in 
2020 Dividendenerträge i. H. von 
20.000 EUR. Aus der Uneinbringlich-
keit einer Kapitalforderung ergibt sich 
ein Verlust i. H. von 13.000 EUR. 

Dividendenerträge 20.000 EUR

./. Verlust durch  
Uneinbringlichkeit  

10.000 EUR

= Verbleibende Erträge 10.000 EUR

./. Sparer-Pauschbetrag     801 EUR

= Einkünfte  9.199 EUR

Abgeltungsteuer (25 %)  2.300 EUR

Verlustfeststellung  3.000 EUR 

Der Verlust, der den Höchstbetrag von 
10.000 EUR übersteigt (= 3.000 EUR), 
wird vorgetragen und kann in 2021 mit 
Kapitalerträgen verrechnet werden.

Nach § 20 Abs. 6 S. 5 EStG ist eine wei-
tere Beschränkung zu beachten: Da-
nach können Verluste aus Terminge-
schäften (insbesondere aus dem Verfall 
von Optionen) nur mit Gewinnen aus 
Termingeschäften und mit den Erträ-
gen aus Stillhaltergeschäften ausgegli-
chen werden. Die Verlustverrechnung 
ist auf 10.000 EUR beschränkt. Nicht 
verrechnete Verluste können auf Folge-
jahre vorgetragen werden und jeweils in 
Höhe von 10.000 EUR mit Gewinnen aus 
Termingeschäften oder mit Stillhalter-
prämien verrechnet werden, wenn nach 
der unterjährigen Verlustverrechnung 
ein verrechenbarer Gewinn verbleibt.

Beachten Sie | Diese Neuregelung ist 
auf Verluste anzuwenden, die nach dem 
31.12.2020 entstehen.

Quelle | Gesetz zur Einführung einer Pflicht 
zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuer-
gestaltungen vom 21.12.2019, BGBl I 2019, S. 
2875; BFH-Urteil vom 24.10.2017, Az. VIII R 
13/15

Für Unternehmer

Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Höhe  
der Rückstellung in der Steuerbilanz
| Mit Ausnahme der Pensionsrückstellungen dürfen Rückstellungen in der Steuer-
bilanz den handelsrechtlichen Wert nicht übersteigen. Diese Sichtweise der Finanz-
verwaltung hat der Bundesfinanzhof nun bestätigt. |

Beachten Sie | Unterschiede können 
sich u. a. aus dem Abzinsungszeitraum 
ergeben. Bei Sachleistungsverpflich-
tungen ist steuerlich der Zeitraum bis 
zum Erfüllungsbeginn maßgebend. Da 
handelsrechtlich auf das Ende der Er-

füllung abgestellt wird, ergibt sich hier 
eine höhere Abzinsung und somit ein 
niedrigerer Wert.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.11.2019, Az. XI R 
46/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 214287

Für Vermieter

Erhaltungsaufwand: 
Berücksichtigung  
nicht verteilter Beträge  
im Erbfall

| Um die Steuerprogression zu senken, 
kann es sinnvoll sein, größere Aufwen-
dungen für die Erhaltung von Gebäuden, 
die nicht zu einem Betriebsvermögen 
gehören und überwiegend Wohnzwecken 
dienen, auf zwei bis fünf Jahre gleichmä-
ßig zu verteilen (§ 82b Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung (EStDV)). Das 
Finanzgericht Münster hat nun darüber 
entschieden, wie nicht verbrauchte Be-
träge im Erbfall zu behandeln sind. |

 ◼ Sachverhalt

Im Streitfall hatte die Ehefrau des ver-
storbenen Grundstückseigentümers 
die vom Ehemann nach §  82b EStDV 
noch nicht verbrauchten Teilbeträge in 
einer Summe in der Einkommensteu-
erveranlagung des Todesjahrs als 
Werbungskosten geltend gemacht. 
Das Finanzamt war hingegen der Auf-
fassung, dass die restlichen Vertei-
lungsbeträge auf die Erbengemein-
schaft übergehen würden und dort 
nach § 82b EStDV fortzusetzen wären.

Das Finanzgericht verwies in seiner 
Entscheidung auf die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs zur Restvertei-
lung bei Tod des Nießbrauchers, wo-
nach der verbliebene Teil der Erhal-
tungsaufwendungen beim Erblasser im 
Veranlagungszeitraum seines Todes 
bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung abziehbar ist. 

Das Finanzgericht geht angesichts der 
Urteilsbegründung des Bundesfinanz-
hofs davon aus, dass er die Folgen nicht 
nur bei einem Vorbehaltsnießbrauch an-
nimmt, sondern allgemein für Situatio-
nen, in denen ein verstorbener Steuer-
pflichtiger Erhaltungsaufwendungen 
getragen hat und diese noch nicht ver-
braucht sind. Entsprechend waren beim 
Ehemann die von ihm vor seinem Tod 
getragenen und noch nicht verbrauchten 
Aufwendungen im Streitjahr abziehbar.

Beachten Sie | Gegen diese Entschei-
dung ist die Revision anhängig.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 11.10.2019, Az. 
10 K 3350/18 E, Rev. BFH Az. IX R 31/19, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 213944; BFH-Urteil 
vom 13.3.2018, Az. IX R 22/17

Für GmbH-Gesellschafter

Handwerkerleistungen: Keine Steuerermäßigung 
bei Buchung auf einem Verrechnungskonto

| Die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen setzt u. a. die Zahlung auf das 
Konto des Leistungserbringers voraus. Und dies ist nach Ansicht des Finanzge-
richts Thüringen nicht der Fall, wenn die von einer GmbH an den Gesellschafter 
erbrachte Leistung durch die Buchung gegen das Gesellschafterverrechnungs-
konto bei der GmbH beglichen wird. |

Für die Inanspruchnahme der Steuer-
ermäßigung ist es erforderlich, dass die 
Zahlung mit Einbindung eines Kreditin-
stituts und entsprechender bankmäßi-
ger Dokumentation des Zahlungsvor-
gangs abgewickelt wird.

Das Finanzgericht hat die Revision zu-
gelassen, weil der Bundesfinanzhof bis-
her nur Fälle entschieden hat, in denen 
die Aufwendungen bar bezahlt wurden.
Quelle | FG Thüringen, Urteil vom 22.10.2019, Az. 
3 K 452/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 214530



– 3 – Im April 2020

Für Vermieter

Kaufpreisaufteilung für ein bebautes Grundstück 
mittels Arbeitshilfe des Bundesfinanzministeriums?

| Beim Kauf einer Mietimmobilie muss es das Ziel sein, die Anschaffungskosten 
steuerlich bestmöglich zu nutzen. Und hier gibt es eine Stellschraube: Die Auftei-
lung der Anschaffungskosten auf das Gebäude und den Grund und Boden. In einem 
Streitfall des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg ging es nun um die Frage, ob der 
Aufteilung im Kaufvertrag zu folgen oder eine andere Schätzung vorzunehmen ist. |

Für Arbeitnehmer

Ratgeber für Lohnsteuerzahler 2020
| Die obersten Finanzbehörden der Länder haben einen kleinen Ratgeber für 
Lohnsteuerzahler veröffentlicht, der wichtige Informationen und Tipps zur Lohn-
steuer 2020 enthält. |

Der Ratgeber kann unter www.iww.de/
s10 heruntergeladen werden.

Quelle | FinMin NRW „Lohnsteuer 2020 – ein 
kleiner Ratgeber “

Hintergrund: Die auf das Gebäude ent-
fallenden Anschaffungskosten können 
durch planmäßige Abschreibungen 
zeitnah steuermindernd genutzt wer-
den. Die Anschaffungskosten für den 
Grund und Boden unterliegen hingegen 
keinem Wertverzehr und können somit 
nicht planmäßig abgeschrieben werden.

Wird im Kaufvertrag eine eindeutige 
Aufteilung vorgenommen, ist dieser 
Aufteilung nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs insbesondere 
dann zu folgen, sofern sie 

 • nicht nur zum Schein getroffen 
wurde, 

 • keinen Gestaltungsmissbrauch 
darstellt und 

 • wirtschaftlich haltbar erscheint.

Im Streitfall des Finanzgerichts Berlin-
Brandenburg entfielen laut Kaufvertrag 
nur rund 18 % des Kaufpreises auf den 
Grund und Boden. Das Finanzamt folgte 
dem jedoch nicht. Es nutzte die Arbeits-
hilfe des Bundesfinanzministeriums 
und kam zu einem viel höheren Anteil 
von rund 69 %. 

Hintergrund: Die obersten Finanzbe-
hörden von Bund und Ländern haben 
eine Arbeitshilfe (inkl. Anleitung) als 
xls-Datei zur Verfügung gestellt, die es 
ermöglicht, entweder eine Kaufpreis-
aufteilung selbst vorzunehmen oder die 
Plausibilität einer Kaufpreisaufteilung 
zu prüfen (Bundesfinanzministerium 
mit Stand vom Mai 2019, „Arbeitshilfe 
zur Aufteilung eines Gesamtkaufprei-
ses für ein bebautes Grundstück“, un-
ter iww.de/s592). Der Kaufpreisauftei-

lung der Arbeitshilfe liegen die Vor-
schriften des Sachwertverfahrens zu-
grunde. 

Nach Ansicht des Finanzgerichts hat 
die vertragliche Kaufpreisaufteilung die 
realen Wertverhältnisse nicht ange-
messen widergespiegelt. Die grund-
sätzliche Methode der Arbeitshilfe ent-
spricht den Vorgaben der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung, wonach ins-
besondere eine Residualmethode un-
zulässig ist, also Bodenwert und Ge-
bäudewert unabhängig voneinander zu 
ermitteln sind. Vorab ist allerdings stets 
zu prüfen, ob das Sachwertverfahren 
angemessen oder das Ertrags- oder 
Vergleichswertverfahren vorzugswür-
dig ist. Bei Eigentumswohnungen (wie 
im Streitfall) ist die Anwendung des 
Sachwertverfahrens jedoch grundsätz-
lich möglich.

Die Steuerpflichtige hat gegen das Ur-
teil Revision eingelegt. Somit muss der 
Bundesfinanzhof nun u. a. klären, ob  

 • die Arbeitshilfe grundsätzlich zur 
Einschätzung der Kaufpreisanteile 
des Grund und Bodens und des Ge-
bäudes geeignet ist und 

 • ab welchem Grad der Abweichung 
von Arbeitshilfe und Vertrag letztere 
Kaufpreisaufteilung wirtschaftlich 
nicht mehr haltbar erscheint.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
14.8.2019, Az. 3 K 3137/19, Rev. BFH Az. IX R 
26/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 213560; 
BFH-Urteil vom 16.9.2015, Az. IX R 12/14

Für alle Steuerpflichtigen

Schenkungsteuer: 
Grundstücksschenkung 
an ein Kind bei  
Weiterschenkung  
an das Enkelkind

| Schenkt ein Steuerpflichtiger seinem 
Kind ein Grundstück und schenkt die-
ses unmittelbar danach einen Grund-
stücksteil an das eigene Kind (Enkel-
kind) weiter, liegt schenkungsteuerlich 
keine Zuwendung des Großelternteils 
an das Enkelkind vor. Dies gilt zumin-
dest dann, wenn keine Weitergabever-
pflichtung besteht. |

Hintergrund: Die Frage, wer etwas von 
wem geschenkt bekommt, ist insbe-
sondere für die Freibeträge relevant:

 • Schenkung von Mutter an Tochter: 
Freibetrag von 400.000 EUR

 • Schenkung von Großmutter an En-
kelin: Freibetrag von 200.000 EUR

 ◼ Sachverhalt

Eine Steuerpflichtige hatte von ihrer 
Mutter ein Grundstück unentgeltlich 
erhalten. Mit notarieller Urkunde vom 
selben Tag übertrug sie einen Teil des 
Grundstücks – ohne Gegenleistung – 
auf ihre Tochter. Die Weiterübertra-
gung des Grundstücksteils war bereits 
in einem gemeinschaftlichen Testa-
ment der Großeltern vorgesehen.

Das Finanzamt ging von einer direkten 
Schenkung der Großmutter an die En-
kelin aus. Nachdem die Mutter zu-
nächst angegeben hatte, zur Weiter-
gabe des Grundstücksteils verpflichtet 
gewesen zu sein, teilte sie dem Finanz-
amt später mit, dass sie vollen Ent-
scheidungsspielraum gehabt habe.

Das Finanzgericht Hamburg gab der 
Klage gegen den Schenkungsteuerbe-
scheid statt. Zivilrechtlich liegen zwei 
Schenkungen zwischen verschiedenen 
Personen vor. Diese Beurteilung ist 
auch schenkungsteuerlich maßgeblich.

Im Streitfall ließ sich keine Weitergabe-
verpflichtung feststellen. Dass die Wei-
terübertragung in einem gemeinschaft-
lichen Testament der Großeltern vorge-
sehen war, reicht für sich nicht aus, um 
eine Zuwendung des Großelternteils an 
das Enkelkind zu begründen.

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 20.8.2019, Az. 
3 K 123/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 212986
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für GmbH-Geschäftsführer

Zur Anerkennung einer 
Pensionsrückstellung  
mit Abfindungsklausel

| Die Prüfung von Pensionszusagen an 
GmbH-Geschäftsführer steht bei Be-
triebsprüfungen regelmäßig ganz oben 
auf der Liste. Denn die damit zusam-
menhängenden Pensionsrückstellun-
gen werden steuerlich nur anerkannt, 
wenn gewisse Formalien eingehalten 
wurden. Aktuell hat sich der Bundes-
finanzhof zum Eindeutigkeitsgebot von 
Abfindungsklauseln in Pensionszusagen 
geäußert. Die eine Entscheidung fiel zu-
gunsten und die andere zuungunsten 
der Steuerpflichtigen aus. |

Pensionszusagen sind auch nach dem 
Eindeutigkeitsgebot anhand der allge-
mein geltenden Regeln auszulegen, so-
weit ihr Inhalt nicht klar und eindeutig 
ist. Lässt sich eine Abfindungsklausel 
dahin gehend auslegen, dass die für die 
Berechnung der Abfindungshöhe anzu-
wendende Sterbetafel trotz fehlender 
ausdrücklicher Benennung eindeutig 
bestimmt ist, ist die Pensionsrückstel-
lung steuerrechtlich anzuerkennen.

In einer anderen Entscheidung erkannte 
der Bundesfinanzhof die Rückstellung 
nicht an. Nach der Abfindungsklausel 
war die Kapitalabfindung „unter Zu-
grundelegung der im Zeitpunkt der Ab-
findung gültigen Rechnungsgrundla-
gen für betriebliche Pensionsverpflich-
tungen zu berechnen.“ Nach Ansicht 
des Bundes finanzhofs kommen hier 
sowohl die handelsrechtlichen als auch 
die steuerrechtlichen Rechnungs-
grundlagen in Betracht. Damit besteht 
eine Unklarheit der Abfindungsoption, 
die bereits die Voraussetzung des § 6a 
Abs. 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz 
(Verbot schädlicher Kürzungsvorbe-
halte) betrifft.

Quelle | BFH, Beschluss vom 10.7.2019, Az. XI 
R 47/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211481; 
BFH-Urteil vom 23.7.2019, Az. XI R 48/17, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 211480

Für alle Steuerpflichtigen

Anpassung der Renten im Beitrittsgebiet an das 
Westniveau: Keine Neuberechnung des Freibetrags

| Die zusammen mit der „normalen“ Erhöhung der Renten erfolgende Angleichung 
der Renten im Beitrittsgebiet an das Westniveau stellt eine regelmäßige Rentenan-
passung dar. Sie kann daher nicht zu einer Neuberechnung des steuerfreien Teils der 
Altersrente (Rentenfreibetrag) führen. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden. |

Hintergrund

Bei Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung richtet sich der Besteu-
erungsanteil nach dem Jahr des Ren-
tenbeginns: Bezieht ein Rentner seit 
2005 oder früher eine Rente, beträgt 
der Besteuerungsanteil 50 %. Für je-
den neu hinzukommenden Renten-
jahrgang erhöht sich der Prozentsatz 
um jährlich 2 % (ab 2021 um 1 %), so-
dass der Besteuerungsanteil ab 2040 
dann 100 % beträgt.

Für Rentner, die bis 2039 erstmals Rente 
erhalten, wird ein Freibetrag ermittelt. 
Dieser bleibt grundsätzlich für die ge-
samte Laufzeit der Rente unverändert.

 ◼ Sachverhalt

Eheleute bezogen Altersrenten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, be-
rechnet nach dem aktuellen Renten-
wert (Ost). Der Ehemann war der An-
sicht, dass die Anpassung an das West-
niveau zu einer Erhöhung des Renten-
freibetrags führen müsse, da er an-
sonsten zu niedrig sei. Doch dies lehnte 
der Bundesfinanzhof ab.

Der Bundesfinanzhof wies darauf hin, 
dass reguläre Rentenerhöhungen nicht 
zu einer Erhöhung des Rentenfreibe-
trags führen. Dies gilt nicht nur für die 
„normalen“ jährlichen Rentenerhöhun-
gen, sondern auch für die Anpassung 
der in den neuen Bundesländern ge-
zahlten Renten an das Westniveau. 

In beiden Fällen, so der Bundesfinanz-
hof, kommt den regulären Rentenerhö-
hungen die soziale Funktion zu, die 
Stellung des Rentners im jeweiligen 
Lohngefüge zu erhalten und fortzu-
schreiben. 

MERKE | Beruht die Änderung des 
Jahresbetrags der Rente jedoch nicht 
auf einer regelmäßigen Anpassung 
(wie es beispielsweise bei der Mütter-
rente oder der Witwenrente der Fall 
sein kann), führt dies zu einer Neube-
rechnung des Rentenfreibetrags.

Quelle | BFH-Urteil vom 3.12.2019, Az. X R 
12/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 214456; 
BFH, PM Nr. 10 vom 27.2.2020

Für Arbeitgeber

Arbeitslohn: Entgelt für Werbung auf privatem Pkw 

| Ein Unternehmen hatte mit Mitarbeitern Mietverträge über Werbeflächen an de-
ren privaten Fahrzeugen geschlossen. Darin verpflichteten sich die Mitarbeiter zur 
Anbringung von Kennzeichenhaltern mit der Firmenwerbung der Arbeitgeberin ge-
gen ein Entgelt i. H. von 255 EUR jährlich. Und dies stellt nach Ansicht des Finanzge-
richts Münster (Revision anhängig) steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. |

Bei Würdigung der Gesamtumstände 
war das auslösende Moment für die 
Zahlungen die Stellung der Vertrags-
partner als Arbeitnehmer und damit im 
weitesten Sinne deren Arbeitstätigkeit.

Die betriebsfunktionale Zielsetzung, 
Werbung zu betreiben, stand nicht ein-
deutig im Vordergrund. Das wäre nur 
der Fall gewesen, wenn durch eine kon-
krete Vertragsgestaltung die Förde-
rung des Werbeeffekts sichergestellt 

worden wäre. Die Verträge enthielten 
aber keinerlei Vorgaben, um einen wer-
bewirksamen Einsatz des jeweiligen 
Fahrzeugs sicherzustellen. Zudem fehlte 
eine Regelung, ob an dem Fahrzeug 
noch Werbung für andere Firmen ange-
bracht werden durfte oder eine Exklusi-
vität geschuldet war.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 3.12.2019, Az. 
1 K 3320/18 L; Rev. BFH Az. VI R 20/20, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 213900
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Für alle Steuerpflichtigen

Corona-Pandemie: Ein Überblick über Hilfspakete 
und Sofortmaßnahmen

| Der Kampf gegen das Corona-Virus hat die Bevölkerung fest im Griff und be-
stimmt das Berufsleben und den Alltag. Die (wirtschaftlichen) Folgen sind bereits 
jetzt immens. Insbesondere Hoteliers und Gastronomen trifft die Corona-Krise mit 
voller Härte. Aber auch andere Berufsgruppen, Freiberufler und Arbeitnehmer 
sind betroffen. Demzufolge haben Bundestag und Bundesrat das größte Hilfspa-
ket in der Geschichte der Bundesrepublik verabschiedet. |

Daten für den Monat  
 Juni 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.6.2020
• ESt, KSt = 10.6.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.6.2020
• ESt, KSt = 15.6.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 6/2020 = 26.6.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/19 8/19 11/19 3/20
+ 1,4 % + 1,0 % + 1,2 % + 1,3 %

Vorbemerkungen

Bei den Maßnahmen gegen die Corona-
Pandemie verliert man schnell den 
Überblick. Dies liegt zum einen an der 
Vielzahl der unterschiedlichen Maß-
nahmen. Zum anderen gibt es hier fast 
täglich Neuerungen zu vermelden. 

Die Übersicht enthält sowohl Aspekte 
aus dem von Bundestag und Bundesrat 
verabschiedeten Hilfspaket als auch 
weitere, wichtige Hilfsmaßnahmen. 

Soforthilfe für Soloselbstständige, 
Freiberufler und kleine Unternehmen

Um ihre wirtschaftliche Existenz zu si-
chern, erhalten Soloselbstständige, An-
gehörige der Freien Berufe und kleine 
Unternehmen (einschließlich Landwirte) 

mit bis zu 10 Beschäftigten (Vollzeitäqui-
valente) eine finanzielle Soforthilfe, die 
als Einnahme steuerbar ist:

 • Antragsteller mit bis zu fünf Be-
schäftigten erhalten einen einmali-
gen Zuschuss von bis zu 9.000 EUR.

 • Bei Antragstellern mit bis zu zehn 
Beschäftigten beträgt der Zuschuss 
bis zu 15.000 EUR.

Die konkrete Einmalzahlung orientiert 
sich an einem glaubhaft versicherten 
Liquiditätsengpass für drei aufeinan-
der folgende Monate. Für den Fall, dass 
dem Antragsteller im Antragszeitraum 
ein Miet-/Pachtnachlass von mindes-
tens 20 % gewährt wurde, kann er den 
fortlaufenden betrieblichen Sach- und  
Finanzaufwand für fünf Monate ansetzen.

Beachten Sie | Der Antragsteller muss 
versichern, dass er durch die Corona-
Pandemie in wirtschaftliche Schwierig-
keiten geraten ist. Antragstellende Un-
ternehmen dürfen sich nicht bereits am 
31.12.2019 in finanziellen Schwierigkei-
ten befunden haben.
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MERKE | Die Anträge sind spätestens 
bis zum 31.5.2020 zu stellen. Dieses 
Soforthilfe-Programm ergänzt die spe-
zifischen Programme der Bundeslän-
der. Die Anträge werden deshalb aus 
einer Hand von den Bundesländern be-
arbeitet. Eine Liste der Ansprechpart-
ner finden Sie unter www.iww.de/s3501.

Neben der dargestellten finanziellen So-
forthilfe fördert das Bundeswirtschafts-
ministerium (PM vom 3.4.2020) Bera-
tungen für Corona-betroffene kleine und 
mittlere Unternehmen einschließlich 
Freiberufler bis zu einem Beratungs-
wert von 4.000 EUR ohne Eigenanteil. 
Die verbesserten Förderkonditionen für 
beanspruchte professionelle Beratungs-
leistungen gelten bis Ende 2020.

Kredite

Mit erleichterten Maßnahmen zur Liqui-
ditätsausstattung will die Bundesregie-
rung Unternehmen schützen. Beispiels-
weise wurden die Bedingungen für 
KfW-Unternehmerkredite (für Be-
standsunternehmen) und ERP-Grün-
derkredit – Universell (für Unterneh-
men unter 5 Jahren) gelockert. Zudem 
ging am 23.3.2020 das neue KfW-Son-
derprogramm 2020 an den Start.

Kurzarbeitergeld und Hinzu-
verdienstmöglichkeiten

Durch das Gesetz zur befristeten kri-
senbedingten Verbesserung der Rege-
lungen für das Kurzarbeitergeld vom 
13.3.2020 (BGBl I 2020, S. 493) gibt es 
beim Kurzarbeitergeld einige Erleich-
terungen:

 • Anspruch auf Kurzarbeitergeld be-
steht, wenn mindestens 10 % der 
Beschäftigten einen Arbeitsentgelt-
ausfall von mehr als 10 % haben.

 • Anfallende Sozialversicherungs-
beiträge für ausgefallene Arbeits-
stunden werden zu 100 % erstattet.

 • Leiharbeitnehmer können eben-
falls in Kurzarbeit gehen und haben 
Anspruch auf Kurzarbeitergeld.

 • Auf den Aufbau negativer Arbeits-
zeitsalden (sofern tarifvertraglich 
geregelt) kann verzichtet werden.

Beachten Sie | Zusätzlich wurde es 
ermöglicht, dass Beschäftigte in Kurz-
arbeit in Bereichen aushelfen können, 

die notwendig sind, um die Infrastruk-
tur und Versorgung aufrechtzuerhalten. 
Zuverdienste werden bis zur Höhe des 
vorherigen Einkommens gestattet.

Stundung von Steuerzahlungen  
und SV-Beiträgen

Die Finanzverwaltung hat die Möglich-
keiten zur Stundung von Steuerzahlun-
gen, zur Senkung von Vorauszahlungen 
und im Bereich der Vollstreckung ver-
bessert (BMF-Schreiben vom 19.3.2020, 
Az. IV A 3 - S 0336/19/10007 :002 und 
gleich lautende Ländererlasse zu ge-
werbesteuerlichen Maßnahmen vom 
19.3.2020). Das erleichterte Prozedere gilt 
bis 31.12.2020 für unmittelbar und nicht 
unerheblich betroffene Steuerpflichtige.

Der GKV-Spitzenverband hat in einem 
Rundschreiben vom 24.3.2020 (unter 
www.iww.de/s3502) eine erleichterte 
Stundungsmöglichkeit von Sozialversi-
cherungsbeiträgen empfohlen. In dem 
Rundschreiben wurde u. a. auf Folgen-
des hingewiesen: Auf Antrag des Arbeit-
gebers können die bereits fällig gewor-
denen oder noch fällig werdenden Bei-
träge zunächst für die Ist-Monate März 
2020 bis Mai 2020 gestundet werden; 
Stundungen sind zunächst längstens bis 
zum Fälligkeitstag für die Beiträge des 
Monats Juni 2020 zu gewähren. Einer Si-
cherheitsleistung bedarf es nicht. Stun-
dungszinsen sind nicht zu berechnen. 

MERKE | Vorrangig vor einer Stun-
dung müssen Betroffene das Kurzar-
beitergeld und sonstige Unterstüt-
zungs- und Hilfsmaßnahmen nutzen. 
Das gilt etwa für Fördermittel und 
Kredite, die unter der Federführung 
des Bundesfinanzministeriums und 
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie als Schutzschirme 
vorgesehen sind. 

Arbeitgeberleistungen 

Arbeitgeber können ihren Arbeitneh-
mern vom 1.3. bis 31.12.2020 Beihilfen 
und Unterstützungen bis zu 1.500 EUR 
nach § 3 Nr. 11 Einkommensteuergesetz 
(EStG) steuerfrei in Form von Zuschüs-
sen und Sachbezügen gewähren (BMF-
Schreiben vom 9.4.2020, Az. IV C 5 - S 
2342/20/10009 :001). Voraussetzung: 
Diese werden zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn geleistet. 

Arbeitgeberseitig geleistete Zuschüsse 
zum Kurzarbeitergeld fallen nicht unter 
diese Steuerbefreiung.

Betreuung wegen Schul- oder  
Kitaschließung

Durch das „Gesetz zum Schutz der Be-
völkerung bei einer epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite“ (BGBl I 2020, 
S. 587) wurde § 56 Infektionsschutzge-
setz um einen Abs. 1a bzw. eine neue 
Entschädigungsregelung ergänzt. Da-
durch wird der Verdienstausfall von sol-
chen Eltern ausgeglichen, die ihre Kin-
der – wegen einer auf der Grundlage des 
Infektionsschutzgesetzes behördlich 
angeordneten Schließung von Schulen 
und Kindertagesstätten – selbst be-
treuen müssen. 

Durch § 56 Abs. 2 S. 4 Infektionsschutz-
gesetz wurde bestimmt, dass die Ent-
schädigung in Höhe von 67 % des dem 
erwerbstätigen Sorgeberechtigten ent-
standenen Verdienstausfalls für längs-
tens sechs Wochen gewährt wird; für 
einen vollen Monat wird höchstens ein 
Betrag von 2.016 EUR gezahlt.

Voraussetzung: Es mangelt an zumut-
baren und möglichen Betreuungsal-
ternativen. Anspruch auf Entschädi-
gung gibt es, wenn Kinder das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder behindert und auf Hilfe angewie-
sen sind.

Miete und Verbraucherdarlehen 

Durch das „Gesetz zur Abmilderung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 
Insolvenz- und Strafverfahrensrecht“ 
(BGBl I 2020, S. 569) wurde Folgendes 
geregelt: Der Vermieter kann ein Miet-
verhältnis über Grundstücke oder über 
Räume nicht allein aus dem Grund  kün-
digen, dass der Mieter im Zeitraum vom 
1.4. bis 30.6.2020 trotz Fälligkeit die 
Miete nicht leistet, sofern die Nichtleis-
tung auf den Auswirkungen der Corona-
Pandemie beruht. 

Bei vor dem 15.3.2020 abgeschlosse-
nen Verbraucherdarlehensverträgen 
gilt, dass Ansprüche des Darlehensge-
bers auf Rückzahlung, Zins- oder Til-
gungsleistungen, die zwischen dem 
1.4. und dem 30.6.2020 fällig werden, 
mit Eintritt der Fälligkeit für die Dauer 
von drei Monaten gestundet werden. 

Voraussetzung: Der Verbraucher hat 
wegen der Corona-Pandemie Einnah-
meausfälle, die dazu führen, dass ihm 
die Erbringung der geschuldeten Leis-
tung unzumutbar ist. 
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Für Arbeitnehmer

Krankheitskosten aufgrund eines Wegeunfalls  
sind als Werbungskosten abziehbar

| Erleidet ein Steuerpflichtiger auf dem Weg zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte einen Unfall, kann er die durch den Unfall verursachten Krankheits-
kosten als Werbungskosten abziehen. Solche Krankheitskosten sind nach einer 
aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs nicht mit der Entfernungspauschale 
abgegolten. |

 ◼ Sachverhalt

Eine Arbeitnehmerin erlitt durch einen 
Verkehrsunfall auf dem Weg von ihrer 
ersten Tätigkeitsstätte nach Hause er-
hebliche Verletzungen. Sie machte die 
hierdurch verursachten Krankheits-
kosten, soweit sie nicht von der Berufs-
genossenschaft übernommen wurden, 
als Werbungskosten bei ihren Einkünf-
ten aus nichtselbstständiger Arbeit 
geltend. Finanzamt und Finanzgericht 
ließen den Werbungskostenabzug 
nicht zu. Der Bundesfinanzhof sah das 
jedoch erfreulicherweise anders.

Aufwendungen im Zusammenhang mit 
der Beseitigung oder Linderung von 
Körperschäden, die durch einen Unfall 
auf einer beruflich veranlassten Fahrt 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte eingetreten sind, können als 
Werbungskosten abgezogen werden. 
Sie werden von der Abgeltungswirkung 
der Entfernungspauschale nicht erfasst.

Ob Unfall- und Krankheitskosten durch 
die Entfernungspauschale abgegolten 
sind, wird seit längerer Zeit kontrovers 
diskutiert. So positiv die Entscheidung 
auch ist, an der steuerlichen Behand-

lung von fahrzeug- und wegstreckenbe-
zogenen Aufwendungen hat sich nichts 
geändert. So hält der Bundesfinanzhof 
an seiner Sichtweise, dass Reparatur-
aufwendungen infolge der Falschbetan-
kung eines Pkw nicht neben der Entfer-
nungspauschale als Werbungskosten 
abziehbar sind, weiter fest.

PRAXISTIPP | Die Finanzverwaltung 
ist hier jedoch großzügiger und berück-
sichtigt Aufwendungen für die Beseiti-
gung von Unfallschäden bei einem Ver-
kehrsunfall, der sich auf der Fahrt zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte ereignet, grundsätzlich als au-
ßergewöhnliche Aufwendungen neben 
der Entfernungspauschale. Solange 
dies so ist, sollten Unfallkosten als 
Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Sollte das Finanzamt eine Be-
rücksichtigung allerdings ablehnen, 
dürfte eine Überprüfung im finanzge-
richtlichen Verfahren wenig Erfolg ver-
sprechend sein.

Quelle | BFH-Urteil vom 19.12.2019, Az. VI R 
8/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 214967; 
BFH, PM Nr. 15 vom 26.3.2020; BFH-Urteil vom 
20.3.2014, Az. VI R 29/13; H 9.10 LStH „Unfall-
schäden“

Für alle Steuerpflichtigen

Neue Formulare für die Einkommensteuererklärung
| Die Formulare für die Einkommensteuererklärung 2019 wurden anders struktu-
riert. So wurde der bisher vierseitige Mantelbogen auf zwei Seiten reduziert. Dafür 
gibt es jetzt eine Vielzahl neuer Anlagen (z. B. Anlage Sonderausgaben und Anlage 
Außergewöhnliche Belastungen). |

Zahlreiche Daten liegen der Finanzver-
waltung wegen elektronischer Daten-
übermittlungen der mitteilungspflichti-
gen Stellen bereits vor (eDaten). Dies 
betrifft z. B. Bruttoarbeitslöhne und die 
zugehörigen Lohnsteuerabzugsbeträge 
sowie bestimmte Beiträge zur Kranken-/
Pflegeversicherung. In die entsprechend 
gekennzeichneten Zeilen müssen ab 
dem Veranlagungszeitraum 2019 keine 
Eintragungen mehr gemacht werden.

Beachten Sie | Die dem Finanzamt 
vorliegenden eDaten haben keine Bin-
dungswirkung. Steuerpflichtige können 
somit weiterhin eigene Angaben ma-
chen. Sie müssen diese Zeilen/Berei-
che weiter ausfüllen, wenn ihnen be-
kannt ist, dass die eDaten nicht oder 
nicht zutreffend übermittelt wurden.

Quelle | Information zur Abgabe der Einkom-
mensteuererklärung für die Jahre ab 2019 „In-
foblatt eDaten“

Für alle Steuerpflichtigen

Energetische Sanierung: 
Finanzverwaltung  
veröffentlicht die Muster 
für die Bescheinigung  
des Fachunternehmens

| Energetische Maßnahmen an einem 
zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
eigenen Gebäude, das bei der Durch-
führung der Maßnahme älter als zehn 
Jahre ist, werden ab 2020 durch eine 
Steuerermäßigung gefördert (§ 35c Ein-
kommensteuergesetz). Durch eine Be-
scheinigung des ausführenden Fach-
unternehmens muss nachgewiesen 
werden, dass die Voraussetzungen er-
füllt sind. Die amtlichen Muster (inklu-
sive Erläuterungen) hat das Bundes-
finanzministerium nun veröffentlicht. |

Hintergrund

Begünstigte Maßnahmen sind u. a. die 
Wärmedämmung von Wänden und die 
Erneuerung der Heizungsanlage. 

Die Mindestanforderungen wurden in 
der Energetischen Sanierungsmaß-
nahmen-Verordnung (ESanMV) gere-
gelt. Hier wurde auch der Begriff des 
Fachunternehmens klargestellt.

Die Steuerermäßigung wird über drei 
Jahre verteilt; je begünstigtes Objekt 
beträgt der Höchstbetrag 40.000 EUR. 

Die Bescheinigungen

Das Bundesfinanzministerium hat zwei 
Muster veröffentlicht: 

 • Musterbescheinigung des ausfüh-
renden Fachunternehmens

 • Musterbescheinigung für Personen 
mit Ausstellungsberechtigung nach 
§ 21 EnEV (u. a. Energieberater)

Die Ausstellung der Bescheinigung er-
folgt für den bzw. die Eigentümer des 
Wohngebäudes/der Wohnung. Vom In-
halt, Aufbau und von der Reihenfolge 
der in den Mustern enthaltenen Anga-
ben darf nicht abgewichen werden. Eine 
individuelle Gestaltung der Felder für 
die Bezeichnung des ausführenden 
Fachunternehmens und des Bauherrn 
sowie eine Ergänzung um ein zusätzli-
ches Adressfeld sind zulässig. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 31.3.2020, Az. IV 
C 1 - S 2296-c/20/10003 :001, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 215064
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Privates Veräußerungsgeschäft auch bei Verkauf 
eines zuvor geschenkten Grundstücks möglich
| Wird eine Immobilie verkauft, die der Veräußerer zuvor schenkweise erhalten hat, 
sind ihm zwar keine eigenen Anschaffungs- oder Herstellungskosten entstanden, 
gleichwohl kann auch dieser Vorgang zu einem privaten Veräußerungsgeschäft 
nach § 23 Einkommensteuergesetz (EStG) führen. Denn bei einem unentgeltlichen 
Erwerb sind dem Einzelrechtsnachfolger die Anschaffung oder die Überführung 
des Wirtschaftsguts in das Privatvermögen durch den Rechtsvorgänger zuzurech-
nen. Zu dieser Thematik hat der Bundesfinanzhof nun Stellung bezogen. |

 ◼ Sachverhalt

Am 27.10.2004 hatte eine Steuerpflich-
tige von ihrer Mutter unter Übernahme 
der im Grundbuch eingetragenen 
Grundschulden ein Grundstück erhal-
ten. Nicht übernommen wurden die 
den Grundschulden zugrunde liegen-
den Darlehen, die weiter von der Mutter 
bedient wurden. Mit der Übertragung 
erhielt die Mutter ein lebenslanges 
dingliches Wohnrecht.

Die Mutter hatte das Grundstück am 
8.12.1998 erworben und das Hauptge-
bäude seitdem zu eigenen Wohnzwe-
cken genutzt. Das in 2002 und 2003 fer-
tiggestellte Nebengebäude bewohnte 
die Tochter an den Wochenenden.

Am 14.9.2007 veräußerte die Steuer-
pflichtige das gesamte Grundstück. Die 
Veräußerung erfolgte lastenfrei. Von 
dem auf dem Notaranderkonto hinter-
legten Kaufpreis wurden die durch die 
Grundschulden besicherten Darlehen 
bedient. Der Restkaufpreis wurde an 
die Steuerpflichtige ausgekehrt. 

Das Finanzamt versteuerte für das 
Hauptgebäude einen Veräußerungsge-
winn. Eine Steuerbefreiung wurde ver-
sagt, weil die Tochter das Hauptge-
bäude nicht zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt hatte. Der Bundesfinanzhof 
bestätigte diese Handhabung.

Werden die Grundschulden – aber nicht 
die schuldrechtlichen Verbindlichkeiten 
– übernommen, liegt ein unentgeltlicher 
Erwerb vor. Denn in diesem Fall erbringt 
der Erwerber keine Gegenleistung, son-
dern erwirbt nur das um den Wert der 
Belastungen geminderte Grundstück. 

Die Einräumung eines dinglichen 
Wohnrechts stellt keine Gegenleistung 
dar. Vielmehr mindert das Wohnrecht 
den Wert des übertragenen Vermögens.

Im Streitfall lag auch eine Veräußerung 
innerhalb der Zehnjahresfrist vor. Die 
Mutter hatte das Grundstück 1998 er-
worben. Die unentgeltliche Übertra-
gung erfolgte in 2004 mit der Folge, 
dass die Steuerpflichtige in die noch 
laufende Frist eintrat. Die Veräußerung 
fand dann 2007 und damit noch inner-
halb der Zehnjahresfrist statt. 

Gewinn oder Verlust ist der Unter-
schied zwischen dem Veräußerungs-
preis einerseits und den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten und den Wer-
bungskosten andererseits. Und hier 
stellte der Bundesfinanzhof insbeson-
dere Folgendes heraus:

 • Nachträgliche Anschaffungskosten 
entstehen nicht, wenn der Erwerber 
eines Grundstücks zwecks Lö-
schung eines Grundpfandrechts 
Schulden tilgt, die er zunächst nicht 
übernommen hat. Entsprechendes 
gilt für die Löschung der Grund-
schuld. 

 • Auch eine Einordnung der Tilgungs-
beträge als Veräußerungskosten 
kam nicht in Betracht. Denn die 
Verwendung der erlangten Mittel 
stand mit der Veräußerung nicht in 
Zusammenhang. 

Quelle | BFH-Urteil vom 3.9.2019, Az. IX R 
8/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 213482

Für alle Steuerpflichtigen

Steuertipps für behinderte Menschen und Ruheständler
| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre „Steuertipps 
für Menschen mit besonderen Bedürfnissen aufgrund einer Behinderung und für 
Menschen im Ruhestand“ aktualisiert (Stand Januar 2020). Der kompakte steuerli-
che Überblick kann unter www.iww.de/s3538 heruntergeladen werden. |

Für alle Steuerpflichtigen

Privater Weiterverkauf 
von Tickets für das Finale 
der Champions League 
ist steuerpflichtig
| Veräußert ein Steuerpflichtiger ein 
kurz zuvor entgeltlich erworbenes Ticket 
für ein Spiel der UEFA Champions 
League, ist ein erzielter Veräußerungs-
gewinn einkommensteuerpflichtig. Dies 
hat der Bundesfinanzhof entschieden. |

 ◼ Sachverhalt

Steuerpflichtige hatten im April 2015 
über die UEFA-Webseite zwei Tickets 
für das Finale der UEFA Champions 
League in Berlin zugelost bekommen 
(Kosten: 330 EUR). Diese hatten sie 
dann im Mai 2015 über eine Ticketplatt-
form wieder veräußert (Erlös abzüglich 
Gebühren = 2.907 EUR). Das Finanzamt 
versteuerte den Gewinn (2.577 EUR)  
– und zwar zu Recht, wie jetzt der Bun-
desfinanzhof entschieden hat.

Zu den privaten Veräußerungsgeschäf-
ten nach § 23 Einkommensteuergesetz 
(EStG) gehört nicht nur der Verkauf von 
Grundstücken. Erfasst werden auch an-
dere Wirtschaftsgüter, bei denen der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als ein Jahr be-
trägt. Ausgenommen sind Veräußerun-
gen von Gegenständen des täglichen 
Gebrauchs. Zudem bleibt ein jährlicher 
Gesamtgewinn von weniger als 600 EUR 
steuerfrei (§ 23 Abs. 3 S. 5 EStG). 

„Andere Wirtschaftsgüter“ sind sämtli-
che vermögenswerten Vorteile, deren 
Erlangung sich der Steuerpflichtige et-
was kosten lässt und die einer selbst-
ständigen Bewertung zugänglich sind. 
Hierzu zählen auch UEFA Champions 
League-Tickets, die nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs keine „Gegenstände 
des täglichen Gebrauchs“ darstellen. 

Quelle | BFH-Urteil vom 29.10.2019, Az. IX R 
10/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 215074; 
BFH, PM Nr. 18 vom 2.4.2020



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 06 | 2020

Daten für den Monat  
Juli 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.7.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.7.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 7/2020 = 29.7.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

4/19 9/19 12/19 4/20
+ 2,1 % + 0,9 % + 1,5 % + 0,8 %

Für alle Steuerpflichtigen

Neue Maßnahmen gegen die Corona-Krise: Höheres 
Kurzarbeitergeld, Lockerungen beim Elterngeld ... 

| Auch in dieser Ausgabe stehen wieder Maßnahmen im Mittelpunkt, mit denen 
soziale und wirtschaftliche Härten infolge der Corona-Pandemie „abgefedert“ 
werden sollen. |

Kurzarbeiter- und  
Arbeitslosengeld

Der Bundestag hat am 14.5.2020 ein 
Gesetz zu sozialen Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie (Sozi-
alschutz-Paket II) beschlossen. Dabei 
geht es u. a. um Verbesserungen beim 
Kurzarbeiter- und Arbeitslosengeld.

Kurzarbeitergeld
Hintergrund: Das Kurzarbeitergeld be-
rechnet sich nach dem ausgefallenen 
Netto-Entgelt. Beschäftigte in Kurzar-
beit erhalten grundsätzlich 60 % des 
pauschalierten Netto-Entgelts. 67 % 
werden gezahlt, wenn mindestens ein 
Kind mit im Haushalt lebt.

Nun soll das Kurzarbeitergeld für dieje-
nigen, die mindestens 50 % weniger 
arbeiten, erhöht werden – und zwar ab 
dem 4. Monat des Bezugs auf 70 % des 
pauschalierten Netto-Entgelts und ab 
dem 7. Monat auf 80 %. Für Haushalte 

mit Kindern gelten 77 % bzw. 87 %. Die 
Aufstockung des Kurzarbeitergelds soll 
längstens bis zum 31.12.2020 gelten.

Für Arbeitnehmer in Kurzarbeit sollen 
befristet bis zum Jahresende die beste-
henden Hinzuverdienstmöglichkeiten 
mit einer Hinzuverdienstgrenze bis zur 
vollen Höhe des bisherigen Monatsein-
kommens für alle Berufe geöffnet wer-
den. Zuvor war ein Zuverdienst nur in 
den Bereichen privilegiert, die notwen-
dig sind, um die Infrastruktur und Ver-
sorgung aufrechtzuerhalten. 

Arbeitslosengeld
Wer schon vor der Krise arbeitsuchend 
war und Arbeitslosengeld nach dem 
SGB III bezogen hat, hat derzeit geringe 
Aussichten auf eine neue Beschäfti-
gung. Daher soll das Arbeitslosengeld 
nach dem SGB III für diejenigen um drei 
Monate verlängert werden, deren An-
spruch zwischen dem 1.5. und 31.12.2020 
enden würde.  

7 % Umsatzsteuer für  
die Gastronomie

Bei der Umsatzsteuer, die Gastronomen 
an das Finanzamt abführen müssen, 
wird derzeit (vereinfacht) wie folgt un-
terschieden: Essen zum Mitnehmen 
unterliegt dem ermäßigten Steuersatz 
von 7 %. Speisen, die vor Ort verzehrt 
werden, werden mit 19 % besteuert. 
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Nach einem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung („Corona-Steuerhilfege-
setz“) soll nun für die Zeit ab dem 
1.7.2020 bis zum 30.6.2021 generell der 
ermäßigte Steuersatz von 7 % erhoben 
werden. 

Herabsetzung der Vorauszahlungen 
zur Einkommen-/Körperschaftsteuer

Steuerpflichtige mit Gewinn- und Ver-
mietungseinkünften, die coronabedingt 
in diesem Jahr mit einem Verlust rech-
nen, erhalten eine Liquiditätshilfe. Sie 
können die nachträgliche Herabsetzung 
der Vorauszahlungen zur Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer für 2019 auf 
der Grundlage eines pauschal ermittel-
ten Verlustrücktrags beantragen.

MERKE | Von einer Betroffenheit geht 
das Bundesfinanzministerium (Schrei-
ben vom 24.4.2020, Az. IV C 8 - S 
2225/20/10003 :010) regelmäßig aus, 
wenn die Vorauszahlungen für 2020 be-
reits auf null EUR herabgesetzt wurden 
und der Steuerpflichtige versichert, 
dass er für 2020 aufgrund der Corona-
Krise eine nicht unerhebliche negative 
Summe der Einkünfte erwartet.

Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag 
aus 2020 beträgt 15 % des Saldos der 
maßgeblichen Gewinneinkünfte und/
oder der Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung, welche der Festsetzung 
der Vorauszahlungen für 2019 zugrunde 
gelegt wurden (max. eine Million EUR 
bzw. zwei Millionen EUR bei Zusammen-
veranlagung). Auf dieser Basis werden die 
Vorauszahlungen für 2019 neu berech-
net. Eine Überzahlung wird erstattet.

 ◼ Beispiel

A erzielt Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
und hat für 2019 bereits 24.000 EUR 
Einkommensteuer vorausgezahlt. Die-
ser Vorauszahlung lag ein erwarteter 
Gewinn von 80.000 EUR zugrunde. Für 
das 1. Quartal 2020 hat A 6.000 EUR 
vorausgezahlt. 

Wegen der Corona-Pandemie bricht 
der Umsatz nahezu komplett ein, 
während die unvermeidlichen Ausga-
ben (Fixkosten) weiter zu bezahlen 
sind. Das Finanzamt hat daher die Vor-
auszahlungen für das 1. Quartal 2020 
bereits antragsgemäß erstattet. 

Zusätzlich beantragt A die nachträgli-
che Herabsetzung der Vorauszahlun-
gen für 2019. Das Finanzamt setzt die 

Vorauszahlungen auf Basis eines pau-
schal ermittelten Verlustrücktrags von 
12.000 EUR (15 % von 80.000 EUR) auf 
18.000 EUR herab. Die Überzahlung 
von 6.000 EUR wird erstattet.

Bei der erstmaligen Veranlagung für 
2019 in 2020 ergibt sich (mangels Be-
rücksichtigung eines Verlustrück-
trags aus 2020) eine Nachzahlung von 
6.000 EUR, welche das Finanzamt bis 
einen Monat nach Bekanntgabe des 
Einkommensteuerbescheids für 2020 
unter dem Vorbehalt der Zinsfestset-
zung und unter dem Vorbehalt des Wi-
derrufs zinslos stundet.

In 2021 gibt A seine Einkommensteuer-
erklärung für 2020 ab. Hier gibt es nun 
zwei Varianten:

Variante 1: Für 2020 ergibt sich ein Ver-
lust, der durch den Verlustrücktrag zu 
einer Steuerminderung für 2019 um 
mindestens 6.000 EUR führt. Die an-
lässlich der vorherigen Steuerfestset-
zung bewilligte Stundung entfällt. Stun-
dungszinsen werden nicht festgesetzt.

Variante 2: Für 2020 ergibt sich ent-
gegen der Prognose kein rücktragsfä-
higer Verlust. Die gestundete Nach-
zahlung für 2019 ist innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuer-
bescheids für 2020 zu entrichten. Stun-
dungszinsen sind nicht festzusetzen.

Elterngeld

Nach einem Gesetzesbeschluss des 
Bundestags (die zu erwartende Zustim-
mung des Bundesrats stand bei Redak-
tionsschluss dieser Ausgabe noch aus) 
werden die Regelungen zum Elterngeld 
rückwirkend zum 1.3.2020 gelockert. 
Nachfolgende Informationen basieren 
auf einer Mitteilung des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 22.4.2020:

Eltern, die in systemrelevanten Bran-
chen und Berufen arbeiten, sollen ihre 
Elterngeldmonate aufschieben können. 
Sie können diese auch nach dem 14. Le-
bensmonat ihres Kindes nehmen, wenn 
die Situation gemeistert ist, spätestens 
zum Juni 2021. Die später genommenen 
Monate verringern bei einem weiteren 
Kind nicht die Höhe des Elterngelds.

Der Partnerschaftsbonus, der die par-
allele Teilzeit der Eltern fördert, soll 
nicht entfallen oder zurückgezahlt wer-
den müssen, wenn Eltern wegen der 
Corona-Pandemie mehr oder weniger 
arbeiten als geplant.

Während des Bezugs von Elterngeld 
sollen Einkommensersatzleistungen 
(z. B. Kurzarbeitergeld), die Eltern we-
gen der Corona-Pandemie erhalten, die 
Höhe des Elterngelds nicht reduzieren.  

Um Nachteile bei der späteren Eltern-
geldberechnung auszugleichen, kön-
nen werdende Eltern diese Monate bei 
der Elterngeldberechnung ausnehmen.

Lohnsteuer-Anmeldungen

Arbeitgebern können die Fristen zur 
Abgabe monatlicher oder vierteljährli-
cher Lohnsteuer-Anmeldungen wäh-
rend der Corona-Krise im Einzelfall auf 
Antrag verlängert werden. Dies gilt 
nach einem Schreiben des Bundes-
finanzministeriums (23.4.2020, Az. IV A 3 
- S 0261/20/10001 :005) soweit sie selbst 
oder der mit der Lohnbuchhaltung und 
Lohnsteuer-Anmeldung Beauftragte 
nachweislich unverschuldet daran ge-
hindert sind, die Lohnsteuer-Anmeldun-
gen pünktlich zu übermitteln. Die Frist-
verlängerung beträgt maximal zwei 
Monate.

Offenlegung der Jahresabschlüsse

Offenlegungspflichtige Gesellschaften 
(insbesondere AG, GmbH und GmbH & 
Co. KG) müssen ihre Jahresabschlüsse 
spätestens zwölf Monate nach Ablauf 
des Geschäftsjahrs beim Bundesanzei-
ger elektronisch einreichen. Kommt das 
Unternehmen der Pflicht zur Offenle-
gung nicht rechtzeitig oder nicht voll-
ständig nach, leitet das Bundesamt für 
Justiz (BfJ) ein Ordnungsgeldverfahren 
ein. Das Unternehmen wird aufgefor-
dert, innerhalb einer sechswöchigen 
Nachfrist den Offenlegungspflichten 
nachzukommen. Gleichzeitig droht das 
Bundesamt ein Ordnungsgeld an (regel-
mäßig in Höhe von 2.500 EUR).

Nach einer Mitteilung des BfJ vom 
8.4.2020 besteht die Offenlegungsfrist 
zwar weiterhin. Es werden aber derzeit 
keine neuen Androhungs- und Ord-
nungsgeldverfügungen gegen Unter-
nehmen erlassen. 

Unternehmen, die nach dem 5.2.2020 
eine Androhungsverfügung erhalten 
haben, können die Offenlegung bis zum 
12.6.2020 nachholen, auch wenn die 
sechswöchige Nachfrist für die Offenle-
gung schon vorher abgelaufen ist bzw. 
ablaufen wird. Wird die Offenlegung bis 
zum 12. Juni nachgeholt, wird das ange-
drohte Ordnungsgeld nicht festgesetzt.
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Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastungen: Rollstuhlgerechte 
Umbaumaßnahmen auch im Garten abziehbar? 

| Eine schwerwiegende Behinderung des Steuerpflichtigen oder eines Angehörigen 
begründet grundsätzlich eine tatsächliche Zwangslage, die eine behinderten-
gerechte Gestaltung des Wohnumfelds unausweichlich macht. Mehraufwendungen 
für einen behindertengerechten Um- oder Neubau eines Hauses oder einer Woh-
nung können daher grundsätzlich als außergewöhnliche Belastungen abziehbar 
sein. Doch längst nicht alle Maßnahmen sind steuerlich begünstigt, wie ein Urteil 
des Finanzgerichts Münster zeigt. |

 ◼ Sachverhalt

Eheleute bewohnen ein in ihrem Eigen-
tum stehendes Einfamilienhaus mit 
Garten. Die Ehefrau leidet an einem 
Post-Polio-Syndrom, weshalb für sie 
ein Grad der Behinderung von 70 mit 
den Merkzeichen G und aG festgestellt 
wurde. Auf der Rückseite des Einfami-
lienhauses befindet sich eine Terrasse, 
die mit einem Rollstuhl erreicht wer-
den kann. Auf der Vorderseite befan-
den sich ursprünglich Beete, die nur 
durch einen schmalen Fußweg zu er-
reichen waren. Diesen Weg ließen die 
Eheleute in eine gepflasterte Fläche 
umbauen und legten dort Hochbeete an. 

Die Kosten (ca. 6.000 EUR) machten sie 
als außergewöhnliche Belastungen gel-
tend. Begründung: Die Maßnahme sei 
medizinisch notwendig gewesen. Zu-
dem gehöre der Garten zum existenz-
notwendigen Wohnbedarf. Das Finanz-
amt versagte jedoch den Abzug. Es 
führte u. a. aus, dass die Möglichkeit, 
sich im Garten aufzuhalten, den durch-
schnittlichen Wohnkomfort übersteige. 

Beachten Sie | Im Klageverfahren be-
antragten die Eheleute hilfsweise eine 
Steuerermäßigung für Handwerker-
leistungen (= 20 % des in der Rechnung 
enthaltenen Lohnanteils).

Das Finanzgericht Münster hat die Klage 
mit dem Hauptantrag abgewiesen. Zwar 
gehört grundsätzlich auch das Haus-

grundstück mit Garten zum existenziell 
notwendigen Wohnbereich. Abzugsfähig 
sind aber nur solche Aufwendungen, die 
den Zugang zum Garten und damit die 
Nutzung des Gartens dem Grunde nach 
ermöglichen. Und hieran scheiterte es 
im Streitfall, weil sich auf der anderen 
Seite des Hauses bereits eine Terrasse 
befand, die mit dem Rollstuhl erreich-
bar war.

Beachten Sie | Dem Hilfsantrag, für 
20 % der Lohnkosten eine Steuerermä-
ßigung zu gewähren, hat das Finanzge-
richt indes stattgegeben. 

PRAXISTIPP | Gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts Münster ist 
bereits die Revision anhängig. Zudem 
ist ein weiteres Verfahren anhängig, in 
dem es um Aufwendungen für die Be-
seitigung von Biberschäden im Garten 
und an der Terrasse eines selbstge-
nutzten Einfamilienhauses geht. Hier 
muss der Bundesfinanzhof entschei-
den, ob bzw. wann eine schwerwie-
gende Beeinträchtigung des lebens-
notwendigen privaten Wohnens vor-
liegt. In vergleichbaren Fällen sollte 
Einspruch eingelegt und das Ruhen 
des Verfahrens beantragt werden. 

Quelle | FG Münster, Urteil vom 15.1.2020, Az. 
7 K 2740/18 E, Rev. BFH Az. VI R 25/20, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 214250; weiteres an-
hängiges Verfahren beim BFH: Az. VI R 42/18

Für Unternehmer

Vorsteuervergütungsverfahren: Anträge bis 
30.9.2020 stellen 

| Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländischen Unternehmern unter bestimm-
ten Bedingungen die dort gezahlte Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im Aus-
land für umsatzsteuerliche Zwecke nicht registriert, kann er die Beträge durch 
das Vorsteuervergütungsverfahren geltend machen. Die Anträge für 2019 sind 
bis zum 30.9.2020 über das Online-Portal des Bundeszentralamts für Steuern zu 
stellen. Weitere Einzelheiten erfahren Sie unter www.iww.de/s3640. |

Für alle Steuerpflichtigen

Expertenanhörung  
zur Doppelbesteuerung 
der Rente

| Ende Januar 2020 nahmen Sachver-
ständige in einer Anhörung des Finanz-
ausschusses des Bundestags zu der 
viel diskutierten Frage der Doppelbe-
steuerung von Renten Stellung. Dabei 
herrschte Einigkeit, dass Arbeitneh-
mern, die jetzt in Rente gehen oder 
schon im Ruhestand sind, noch keine 
Doppelbesteuerung drohe, da die Hälfte 
ihrer Rentenbeiträge vom Arbeitgeber 
geleistet wurde und schon immer 
steuerfrei war. Je näher der Renten-
eintritt aber dem Jahr 2040 komme, 
umso größer werde das Risiko. |

Den Experten zufolge kommt es aber 
bereits heute bei freiwillig versicherten 
Selbstständigen zu Doppelbesteuerun-
gen, weil es für sie keinen steuerfreien 
Arbeitgeberbeitrag gab.

Beachten Sie | Erste Fälle liegen in-
zwischen beim Bundesfinanzhof. Des-
sen Vorsitzende Richterin, Professorin 
Dr. Jutta Förster, führte während der 
Anhörung aus, dass es etwa um den 
Jahreswechsel 2020/2021 zu einer 
Entscheidung kommen könnte.

Hintergrund

Ursprünglich mussten Rentenbeiträge 
aus dem bereits versteuerten Einkom-
men abgeführt werden, während die 
Rentenbezüge später steuerfrei waren. 
Die Versteuerung war also vorgelagert. 
Beamtenpensionen dagegen mussten 
voll versteuert werden. Dies bewertete 
das Bundesverfassungsgericht 2002 als 
unzulässige Ungleichbehandlung. 

Daraufhin entschied der Gesetzgeber, 
ab 2005 schrittweise auf eine nachgela-
gerte Besteuerung umzustellen:

 • Schrittweise bis 2025 sind immer 
größere Anteile der Rentenbeiträge 
von der Steuer absetzbar. 

 • Gleichzeitig gelten immer größere 
Teile der Rente als steuerpflichti-
ges Einkommen. Wer ab 2040 in 
Rente geht, muss dann die gesamte 
Rente versteuern.

Quelle | „heute im bundestag“ (hib 134/2020) 
vom 30.1.2020
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Voraussetzungen für eine steuerbegünstigte  
Veräußerung einer freiberuflichen Praxis

| Eine tarif- bzw. steuerbegünstigte Veräußerung einer freiberuflichen Praxis setzt 
u. a. voraus, dass der Steuerpflichtige die wesentlichen vermögensmäßigen Grund-
lagen seiner bisherigen Tätigkeit entgeltlich und definitiv auf einen anderen über-
trägt. Hierzu muss der Veräußerer seine freiberufliche Tätigkeit in dem bisherigen 
örtlichen Wirkungskreis wenigstens für eine gewisse Zeit einstellen. Wann eine 
„definitive“ Übertragung der wesentlichen Betriebsgrundlagen vorliegt, hängt je-
weils von den Umständen des Einzelfalls ab. Eine starre zeitliche Grenze, nach der 
die Tätigkeit steuerunschädlich wieder aufgenommen werden kann, besteht nicht. 
Dementsprechend ist nach einem aktuellen Beschluss des Bundesfinanzhofs auch 
keine „Wartezeit“ von mindestens drei Jahren einzuhalten. |

Neben der Dauer der Einstellung der 
freiberuflichen Tätigkeit sind insbeson-
dere zu berücksichtigen: 

 • die räumliche Entfernung einer 
wieder aufgenommenen Berufstä-
tigkeit zur veräußerten Praxis,

 • die Vergleichbarkeit der Betäti-
gungen,

 • die Art und Struktur der Mandate 
sowie

 • die Nutzungsdauer des erworbe-
nen Praxiswerts. 

Je nach den Umständen des Einzelfalls 
kann ein Zeitraum, der zwischen der 
Veräußerung der Praxis und der Wie-
deraufnahme der selbstständigen Tä-
tigkeit liegen muss, von etwa zwei bis 
drei Jahren ausreichend sein.

Es ist grundsätzlich unschädlich, wenn 
der Veräußerer als Arbeitnehmer oder 
als freier Mitarbeiter im Auftrag und für 
Rechnung des Erwerbers tätig wird. 
Auch eine geringfügige Fortführung der 
bisherigen freiberuflichen Tätigkeit ist 

zulässig. Denn der Bundesfinanzhof hat 
bereits 1991 entschieden, dass die Fort-
führung einer freiberuflichen Tätigkeit in 
geringem Umfang unschädlich ist, wenn 
die darauf entfallenden Umsätze in den 
letzten drei Jahren weniger als 10 % der 
gesamten Einnahmen ausmachten.

MERKE | Eine geringfügige Tätigkeit 
des Veräußerers ist nach Meinung des 
Bundesfinanzhofs auch dann nicht zu 
beanstanden, wenn sie die Betreuung 
neuer Mandate umfasst. 

Das Bundesfinanzministerium hat hier 
allerdings eine andere Sichtweise: Die 
Hinzugewinnung neuer Mandate/Pati-
enten innerhalb der „gewissen Zeit“ 
nach der Betriebsaufgabe ist – auch 
ohne Überschreiten der 10 %-Grenze – 
in jedem Fall schädlich, da eine Be-
triebsaufgabe dann tatsächlich nicht 
stattgefunden hat.

Quelle | BFH, Beschluss vom 11.2.2020, Az. 
VIII B 131/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
214598; BFH-Urteil vom 7.11.1991, Az. IV R 14/90; 
BMF-Schreiben vom 28.7.2003, Az. IV A 6 – S 
2242 – 4/03

Für Vermieter

Bestimmung der „ortsüblichen Marktmiete“  
bei verbilligter Vermietung

| Eine Vermietung zu Wohnzwecken gilt als vollentgeltlich, wenn die Miete mindes-
tens 66 % des ortsüblichen Niveaus beträgt. In diesen Fällen erhalten Vermieter den 
vollen Werbungskostenabzug. Liegt die Miete darunter, sind die Kosten aufzuteilen. 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Thüringen (Urteil vom 22.10.2019, Az. 3 K 316/19) ist 
als Vergleichsgrundlage („ortsübliche Marktmiete“) jedenfalls dann nicht der – ggf. 
günstigere – örtliche Mietspiegel heranzuziehen, wenn der Steuerpflichtige zugleich 
eine entsprechende, im selben Haus liegende Wohnung an einen Dritten (teurer) ver-
mietet. Da gegen diese Entscheidung die Revision (Az. IX R 7/20) anhängig ist, muss 
nun der Bundesfinanzhof entscheiden. |

Für GmbH-Geschäftsführer

Organschaft: Keine 
Anerkennung bei  
fehlendem Ausweis  
des Verlustausgleichs-
anspruchs in der Bilanz

| Eine ertragsteuerliche Organschaft ist 
an zahlreiche Voraussetzungen ge-
knüpft, wie ein Urteil des Finanzgerichts 
Schleswig-Holstein verdeutlicht. Da-
nach wird der Gewinnabführungsver-
trag nicht tatsächlich durchgeführt, 
wenn die Organgesellschaft den ihr ge-
genüber der Organträgerin zustehenden 
Anspruch auf Verlustübernahme in ih-
rer Bilanz nicht ausweist. Das soll selbst 
dann gelten, wenn die Organträgerin 
den Verlustbetrag tatsächlich erstattet. 
Gegen diese Entscheidung ist die Revi-
sion beim Bundesfinanzhof anhängig. |

Hintergrund: Verpflichtet sich eine Or-
gangesellschaft durch einen Gewinnab-
führungsvertrag ihren Gewinn an ein 
einziges anderes gewerbliches Unter-
nehmen (Organträger) abzuführen, ist 
das Einkommen der Organgesellschaft 
unter gewissen Voraussetzungen dem 
Organträger zuzurechnen. Eine der Vor-
aussetzungen ist, dass der Gewinnab-
führungsvertrag eine Mindestlaufzeit 
von fünf Jahren hat und tatsächlich 
durchgeführt wird.

MERKE | Der korrekten bilanziellen 
Abbildung der Organschaft und der tat-
sächlichen Durchführung des Gewinn-
abführungsvertrags muss erhöhte Auf-
merksamkeit geschenkt werden. Es 
spricht viel dafür, dass selbst geringfü-
gige Verstöße als schädlich beurteilt 
werden, gleichgültig, ob die steuerlichen 
Folgen für die Beteiligten günstig oder 
nachteilig sind. Der Nichtausweis der 
Forderung in der Bilanz stellt im Übri-
gen – so die Ansicht des Finanzgerichts 
Schleswig-Holstein – von vornherein 
keinen nur geringfügigen Mangel dar. 

Quelle | FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
6.6.2019, Az. 1 K 113/17, Rev. BFH Az. I R 37/19, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 215392



Für alle Steuerpflichtigen

Corona-Pandemie: Bundesregierung beschließt 
milliardenschweres Konjunkturprogramm 

| Kurz nach Pfingsten hat die Bundesregierung ein milliardenschweres Konjunktur-
programm auf den Weg gebracht, damit die Wirtschaft nach der Corona-Krise wieder 
in Gang kommt. Wichtige (steuerliche) Aspekte werden vorgestellt. |

Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 07 | 2020

Steuerliche Aspekte

Der Umsatzsteuersatz soll vom 1.7.2020 
bis zum 31.12.2020 von 19 % auf 16 % 
gesenkt werden. Der ermäßigte Steuer-
satz (gilt z. B. für viele Lebensmittel) be-
trägt dann 5 % (bisher 7 %). Hier gilt es, 
entsprechende Anpassungen bei den 
Verbuchungs- und Kassensystemen 
vorzunehmen und ggf. von der Finanz-
verwaltung gewährte Übergangsrege-
lungen zu Abgrenzungsfragen (z. B. An-
zahlungen) zu beobachten. 

Alleinerziehende Steuerpflichtige, die 
im gemeinsamen Haushalt mit ihrem 
Kind leben, erhalten auf Antrag einen 
Entlastungsbetrag, der von der Summe 
der Einkünfte abgezogen bzw. im Lohn-
steuerverfahren berücksichtigt wird. 
Wegen des in Zeiten von Corona erhöh-
ten Betreuungsaufwands soll der Be-
trag von 1.908 EUR auf 4.000 EUR ange-
hoben werden (gilt für 2020 und 2021).

Um eine Steigerung der Lohnnebenkos-
ten zu verhindern, sollen im Rahmen 
einer „Sozialgarantie 2021“ die Sozial-
versicherungsbeiträge bei maximal 40 % 
stabilisiert werden.

Als Investitionsanreiz soll eine degres-
sive Abschreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens in 
2020 und 2021 eingeführt werden. Der 
Abschreibungssatz darf höchstens das 
2,5-fache des linearen Satzes betragen 
(maximal 25 % pro Jahr).

Der steuerliche Verlustrücktrag soll für 
2020 und 2021 auf maximal 5 Mio. EUR 
(bzw. 10 Mio. EUR bei Zusammenveran-
lagung von Ehegatten) erweitert werden. 
Derzeit gelten 1 Mio. EUR bzw. bei einer 
Zusammenveranlagung 2 Mio. EUR. 

Beachten Sie | Zudem soll ein Mecha-
nismus eingeführt werden, damit sich 
der Rücktrag unmittelbar finanzwirk-

sam schon in der Steuererklärung 2019 
auswirkt (z. B. über die Bildung einer 
steuerlichen Corona-Rücklage). Die 
Auflösung der Rücklage soll spätestens 
bis zum Ende des Jahres 2022 erfolgen.

Das Körperschaftsteuerrecht (gilt ins-
besondere für Kapitalgesellschaften) 
soll modernisiert werden – u. a. durch 
ein Optionsmodell zur Körperschaft-

Daten für den Monat  
 August 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.8.2020
GewSt, GrundSt = 17.8.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 13.8.2020
GewSt, GrundSt = 20.8.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 8/2020 = 27.8.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

5/19 10/19 1/20 5/20
+ 1,3 % + 0,9 % + 1,6 % + 0,5 %
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steuer für Personengesellschaften und 
die Anhebung des Ermäßigungsfaktors 
bei Einkünften aus Gewerbebetrieb auf 
das 4-fache (bislang das 3,8-fache) des 
Gewerbesteuer-Messbetrags.

Bei der Gewerbesteuer soll der Freibe-
trag für Hinzurechnungen zum Gewer-
beertrag (z. B. Schuldzinsen) erhöht wer-
den (um 100.000 EUR auf 200.000 EUR).

Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer 
soll auf den 26. des Folgemonats ver-
schoben werden (Liquiditätseffekt).

Die Kfz-Steuer für Pkw soll stärker an 
CO2-Emissionen ausgerichtet werden. 
Für Neuzulassungen wird die Bemes-
sungsgrundlage daher zum 1.1.2021 
hauptsächlich auf die CO2-Emissionen 
pro km bezogen und oberhalb 95g CO2/
km in Stufen angehoben. Zudem soll die 
bereits geltende zehnjährige Kraftfahr-
zeugsteuerbefreiung für reine Elektro-
fahrzeuge bis zum 31.12.2030 verlän-
gert werden.

Beachten Sie | Auch der Kauf von Elek-
trofahrzeugen soll (weiter) angekurbelt 
und die Prämien des Bundes als neue 
„Innovationsprämie“ verdoppelt wer-
den. Das bedeutet zum Beispiel, dass bis 
zu einem Nettolistenpreis des E-Fahr-
zeugs von bis zu 40.000 EUR die Förde-
rung des Bundes von 3.000 EUR auf 
6.000 EUR steigt. Diese Maßnahme soll 
bis Ende 2021 befristet werden.

Programm für Überbrückungshilfen

Zur Existenzsicherung von kleinen und 
mittleren Unternehmen wird für einen 
Corona-bedingten Umsatzausfall ein 
Programm für Überbrückungshilfen auf-
gelegt (Volumen: maximal 25 Mrd. EUR). 
Die branchenübergreifende Hilfe wird 
für Juni bis August gewährt.

Antragsberechtigt sind Unternehmen, 
deren Umsätze Corona-bedingt im April 
und Mai 2020 um mindestens 60 % ge-
genüber April und Mai 2019 rückgängig 
gewesen sind und deren Umsatzrück-
gänge in den Monaten Juni bis August 
2020 um mindestens 50 % andauern.

Beachten Sie | Bei Unternehmen, die 
nach April 2019 gegründet worden sind, 
sind die Monate November und Dezem-
ber 2019 heranzuziehen.

Erstattet werden bis zu 50 % der fixen 
Betriebskosten bei einem Umsatzrück-
gang von mindestens 50 % gegenüber 

dem Vorjahresmonat. Bei einem Um-
satzrückgang von mehr als 70 %, kön-
nen bis zu 80 % der fixen Betriebskosten 
erstattet werden. 

Der maximale Erstattungsbetrag be-
trägt 150.000 EUR für drei Monate. Bei 
Betrieben mit bis zu fünf Beschäftigten 
soll der Erstattungsbetrag 9.000 EUR, 
bei Unternehmen bis 10 Beschäftigten 
15.000 EUR nur in begründeten Ausnah-
mefällen übersteigen. 

Geltend gemachte Umsatzrückgänge 
und fixe Betriebskosten sind durch einen 
Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu 
prüfen und zu bestätigen. Überzahlun-
gen sind zu erstatten.

Die Antragsfristen enden jeweils spä-
testens am 31.8.2020 und die Auszah-
lungsfristen am 30.11.2020. 

Weitere Punkte im Überblick

Mit einem einmaligen Kinderbonus von 
300 EUR für jedes kindergeldberechtigte 
Kind sollen Familien unterstützt werden. 

Beim Kurzarbeitergeld will die Bundes-
regierung im September eine verlässli-
che Regelung für den Bezug ab dem 
1.1.2021 vorlegen.

Die EEG-Umlage droht wegen des Rück-
gangs der Wirtschaftsleistung und des 
damit verbundenen Rückgangs des Bör-
senstrompreises stark anzusteigen. Um 
für mehr Verlässlichkeit bei den staatli-
chen Strompreisbestandteilen zu sor-
gen, soll eine Senkung der EEG-Umlage 
erfolgen, sodass diese in 2021 bei 6,5 ct/
kWh und in 2022 bei 6,0 ct/kWh liegen 
wird. Derzeit beträgt sie 6,756 ct/kWh.

Kleine und mittlere Unternehmen, die ihr 
Ausbildungsplatzangebot 2020 im Ver-
gleich zu den drei Vorjahren nicht verrin-
gern, sollen für jeden neu geschlosse-
nen Ausbildungsvertrag eine einmalige 
Prämie (2.000 EUR) erhalten, die nach 
dem Ende der Probezeit ausgezahlt 
wird. Unternehmen, die das Angebot so-
gar erhöhen, sollen für die zusätzlichen 
Ausbildungsverträge 3.000 EUR erhalten.

Beachten Sie | Derzeit handelt es sich 
„nur“ um das Ergebnis des Koalitions-
ausschusses. Bundestag und Bundesrat 
müssen noch zustimmen.

Quelle | „Corona-Folgen bekämpfen, Wohl-
stand sichern, Zukunftsfähigkeit stärken – Er-
gebnis Koalitionsausschuss 3. Juni 2020“, BMF 
vom 3.6.2020

Für alle Steuerpflichtigen

Corona-Steuerhilfegesetz 
„in trockenen Tüchern“

| Der Bundesrat hat dem „Corona-
Steuerhilfegesetz“ am 5.6.2020 zuge-
stimmt. Im Fokus stehen insbesondere 
folgende Aspekte: |

Die Abgabe von Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle unterliegt grundsätz-
lich dem regulären Umsatzsteuersatz 
von 19 %. Für nach dem 30.6.2020 und 
vor dem 1.7.2021 erbrachte Restau-
rant- und Verpflegungsdienstleistun-
gen erfolgt nun eine Reduzierung auf 
den ermäßigten Steuersatz.

Beachten Sie | Getränke sind von der 
Umsatzsteuersenkung allerdings aus-
genommen.

Zuschüsse der Arbeitgeber zum Kurzar-
beitergeld und Saison-Kurzarbeitergeld 
werden bis 80 % des Unterschiedsbe-
trags zwischen dem Soll-Entgelt und 
dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt.

Eine bereits im Schreiben des Bundesfi-
nanzministeriums vom 9.4.2020 enthal-
tene Steuerbefreiung für Arbeitgeber-
leistungen wurde nun auf eine gesetzli-
che Grundlage gestellt. Nach § 3 Nr. 11a 
Einkommensteuergesetz sind steuer-
frei: „zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn vom Arbeitgeber in 
der Zeit vom 1.3 bis zum 31.12.2020 auf-
grund der Corona-Krise an seine Arbeit-
nehmer in Form von Zuschüssen und 
Sachbezügen gewährte Beihilfen und 
Unterstützungen bis zu einem Betrag 
von 1.500 EUR.“

Durch den neuen § 56 Infektionsschutz-
gesetz (BGBl I 2020, S. 587) wird der 
Verdienstausfall von Eltern ausgegli-
chen, die ihre Kinder – wegen einer auf 
der Grundlage des Infektionsschutzge-
setzes behördlich angeordneten Schlie-
ßung von Schulen und Kindertagesstät-
ten – selbst betreuen müssen. Die Dauer 
der Lohnfortzahlung (67 % des Ver-
dienstausfalls, maximal 2.016 EUR mo-
natlich) wurde nun von sechs auf zehn 
Wochen pro Sorgeberechtigtem verlän-
gert. Für Alleinerziehende gelten 20 Wo-
chen.

Quelle | Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Coro-
na-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz), BR-Drs. 
290/20 (B) vom 5.6.2020; Bundesrat Kompakt 
zum Tagesordnungspunkt Top 35 vom 5.6.2020
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Für Unternehmer

Betriebsaufgabe gegen Rentenzahlungen:  
Ein Besteuerungs-Wahlrecht soll es hier nicht geben 

| Das für den Fall einer Betriebsveräußerung gegen wiederkehrende Bezüge gel-
tende Wahlrecht zwischen der sofortigen Versteuerung und der nachgelagerten 
Besteuerung bei Zufluss der Rentenzahlungen findet bei einer Betriebsaufgabe 
keine Anwendung. Dies hat das Finanzgericht Schleswig-Holstein entschieden. |

Hintergrund

Steuerpflichtige, die ihren Betrieb auf 
Rentenbasis veräußern, haben ein 
Wahlrecht:

 • Wählt der Veräußerer die Sofortbe-
steuerung, muss er den Veräuße-
rungsgewinn – unabhängig vom Zu-
fluss der Rentenzahlungen – be-
reits im Jahr des Verkaufs 
versteuern. Er kann aber eventuell 
von einem begünstigten Veräuße-
rungsgewinn (Freibetrag und er-
mäßigter Steuersatz) profitieren.

 • Bei der Zuflussbesteuerung (nach-
gelagerte Besteuerung) entsteht 
erst dann ein Gewinn, wenn der Ka-
pitalanteil der Rentenzahlungen 
das steuerliche Kapitalkonto des 
Veräußerers zuzüglich etwaiger 
Veräußerungskosten übersteigt. 
Der Vorteil der späteren Versteue-
rung hat aber den Nachteil, dass die 
oben genannten Begünstigungen 
ausscheiden.

MERKE | Die Zuflussbesteuerung 
gilt nur für Bezüge, die lebenslang zu 
zahlen sind oder eine feste Laufzeit 
von mehr als zehn Jahren haben und 
primär der Versorgung oder bei be-
sonders langer Laufzeit mindestens 
auch der Versorgung des bisherigen 
Betriebsinhabers dienen. 

Die Entscheidung

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein 
hatte nun über einen Fall zu befinden, in 
dem die Steuerpflichtige wegen der Ver-
äußerung ihres handwerklichen Be-
triebs gegen Zahlung einer lebenslan-
gen Rente die nachgelagerte Besteue-
rung beanspruchte. Das Problem: Sie 
hatte eine wesentliche Betriebsgrund-
lage (das Betriebsgrundstück) in ihr Pri-
vatvermögen überführt, sodass keine 
Betriebsveräußerung, sondern eine Be-
triebsaufgabe vorlag – und hierfür soll 
nur die Sofortbesteuerung in Betracht 
kommen. 

Der Bundesfinanzhof hat das Wahlrecht 
zur nachgelagerten Besteuerung insbe-
sondere damit begründet, dass bei einer 
Sofortbesteuerung der Rentenzahlun-
gen ein zu hoher Gewinn versteuert 
wird, wenn der Rentenberechtigte frü-
her stirbt als nach der statistischen Le-
benserwartung zu erwarten wäre. 

Dieses Risiko, so das Finanzgericht, 
trägt der Steuerpflichtige zwar auch bei 
einer Betriebsaufgabe gegen Renten-
zahlungen. Im Gegensatz zur Betriebs-
veräußerung verfügt er aber regelmäßig 
über ausreichende Mittel, um die auf 
den Rentenbarwert entfallende Steuer 
begleichen zu können. Handelt es sich 
um eine Betriebsaufgabe wie im Streit-
fall, dann kann der Steuerpflichtige die 
Steuer auf den Aufgabegewinn durch 
Veräußerung der entnommenen Wirt-
schaftsgüter oder durch deren Verwen-
dung als Sicherheiten für eine Darlehens-
aufnahme beschaffen.

In seiner Urteilsbegründung hatte das 
Finanzgericht zwar u. a. auch den Fall 
im Blick, dass die ins Privatvermögen 
überführten Wirtschaftsgüter nicht 
ausreichen, um die erforderlichen Mit-
tel für die Steuerzahlung zu beschaffen. 
Doch auch hier ist bei der Anwendung 
des Wahlrechts allein danach zu unter-
scheiden, ob eine Betriebsveräußerung 
oder eine Betriebsaufgabe vorliegt. Be-
sonderheiten des Einzelfalls können 
nur in einem (gesonderten) Billigkeits-
verfahren Berücksichtigung finden.

PRAXISTIPP | Das Finanzgericht hatte 
die Revision zugelassen, weil die An-
wendung des Wahlrechts zur nachge-
lagerten Besteuerung der Rentenzah-
lungen bei einer Betriebsaufgabe 
noch nicht höchstrichterlich entschie-
den ist. Da die Steuerpflichtige die Re-
vision eingelegt hat, können vergleich-
bare Fälle über einen Einspruch vor-
erst offengehalten werden.

Quelle | FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
24.1.2020, Az. 4 K 28/18, Rev. BFH Az. X R 6/20, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 215518; BFH-Ur-
teil vom 20.1.1971, Az. I R 147/69

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen  
für Schüler- und  
Studentenjobs

| Die Sommerferien sind für viele 
Schüler und Studenten die Zeit, um sich 
etwas Geld dazuzuverdienen. Das Baye-
rische Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat erläutert in seiner Bro-
schüre „Steuerinformationen: Schüler- 
und Studentenjobs“ (Stand: 1.2.2020)  
u. a. die steuerlichen Bestimmungen im 
Zusammenhang mit einer Aushilfs- und 
Teilzeitarbeit. Die Broschüre kann unter 
www.bestellen.bayern.de (bei Stichwor-
te/Titel „Steuerinformationen“ einge-
ben) heruntergeladen werden. |

Für Unternehmer

Bon-Pflicht für Bäcker 
bleibt bestehen

| Die FDP-Fraktion ist im Finanzaus-
schuss des Bundestags mit einem Vor-
stoß zur Abschaffung der seit Anfang 
Januar geltenden Pflicht zur Ausgabe 
von Kassenbelegen selbst bei kleinsten 
Einkäufen gescheitert. Somit bleibt auch 
die Pflicht zur Ausgabe von Kassenbele-
gen für Bäckereien bestehen. |

Hintergrund

Die Belegausgabepflicht muss derjenige 
befolgen, der Geschäftsvorfälle mithilfe 
eines elektronischen Aufzeichnungs-
systems im Sinne des § 146a Abs. 1 der 
Abgabenordnung erfasst. Dies sind z. B. 
elektronische oder computergestützte 
Kassensysteme und Registrierkassen. 
Wer also eine „offene Ladenkasse“ be-
nutzt, ist von der Belegausgabepflicht 
nicht betroffen.

Bei einem Verkauf von Waren an eine 
Vielzahl nicht bekannter Personen 
können die Finanzbehörden Unterneh-
men aus Zumutbarkeitsgründen von 
der Belegausgabepflicht befreien. Eine 
Befreiung kommt aber nur bei einer 
sachlichen oder persönlichen Härte für 
den Steuerpflichtigen in Betracht. Ob 
eine solche vorliegt, ist eine Frage des 
Einzelfalls und von den Finanzbehörden 
vor Ort zu prüfen.

Quelle | „Bon-Pflicht für Bäcker bleibt“, Fi-
nanzen/Ausschuss - 6.5.2020 (hib 472/2020); 
FAQ des BMF, unter www.iww.de/s3701
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Berücksichtigung von Kosten für ein Arbeitszimmer 
bei Ehegatten

| Das Finanzministerium Schleswig-Holstein hat jüngst dazu Stellung bezogen, 
wie Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer zu berücksichtigen sind, das sich 
im Eigentum eines bzw. beider Ehegatten befindet. Auch zu der Nutzung in ange-
mieteten Räumlichkeiten hat sich das Ministerium geäußert. |

Grundsätzliches

Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer sind in vollem Umfang ab-
zugsfähig, wenn es den Mittelpunkt der 
gesamten beruflichen und betriebli-
chen Tätigkeit darstellt. 

Sofern für die betriebliche oder berufli-
che Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht, können die Auf-
wendungen zumindest bis zu 1.250 EUR 
steuermindernd abgesetzt werden; an-
derenfalls scheidet ein Kostenabzug 
aus.

Grundstücks- oder nutzungs-
orientierte Aufwendungen

Die Beurteilung, inwieweit Aufwendun-
gen für ein häusliches Arbeitszimmer 
als Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten abzugsfähig sind, ist grundsätz-
lich nicht davon abhängig, ob sich das 
Arbeitszimmer in eigenen oder ange-
mieteten Räumlichkeiten befindet. 

Allerdings ist bei der Art der Kosten zu 
unterscheiden – und zwar zwischen 
grundstücks- und nutzungsorientierten 
Aufwendungen:

 • Nutzungsorientierte Aufwendun-
gen sind u. a. Energie-, Wasser- und 
Reinigungskosten. Diese Kosten 
sind in voller Höhe (unter Berück-
sichtigung der unter „Grundsätzli-
ches“ gemachten Ausführungen) zu 
berücksichtigen. 

 • Grundstücksorientierte Aufwen-
dungen sind u. a. Miete bzw. Ab-
schreibungen, Schuldzinsen, Ver-
sicherungsprämien und Grund-
steuern.

Bei dem größeren Kostenblock der 
grundstücksorientierten Aufwendungen 
sind die steuerlichen Regelungen zum 
Drittaufwand zu beachten. Danach kann 
ein steuermindernder Abzug nach dem 
Kostentragungsprinzip ausscheiden, 
wenn der Steuerpflichtige die durch die 

Einkunftserzielung veranlassten Auf-
wendungen nicht unmittelbar selbst 
trägt.

Grundstücksorientierte  
Aufwendungen

Die Aufwendungen sind abziehbar, wenn 
sie vom Konto des Ehegatten bezahlt 
werden, der das Arbeitszimmer nutzt  
– und zwar unabhängig davon, wer Mie-
ter oder Eigentümer der Räumlichkei-
ten ist, in denen sich das Arbeitszim-
mer befindet.

Beachten Sie | Demgegenüber ist ein 
Kostenabzug nicht zulässig, wenn die 
Aufwendungen vom Konto des anderen 
Ehegatten bezahlt werden.  

Bei einer Bezahlung vom Gemein-
schaftskonto ist wie folgt zu unter-
scheiden: 

Mieter/
Eigentümer

Abzugsfähigkeit  
der Aufwendungen

1. nutzender 
Ehegatte

Aufwendungen sind 
abziehbar

2. anderer 
Ehegatte

Aufwendungen  
sind nicht abziehbar

3. beide 
Ehegatten

Aufwendungen sind 
(begrenzt)* abziehbar

* Grundsätzlich sind in diesen Fällen 
100 % der Aufwendungen abziehbar. Es 
sind aber Begrenzungen zu beachten: 

 • Eigentum: hier ist der Abzug auf 
den Miteigentumsanteil an den 
Räumlichkeiten begrenzt,

 • Anmietung: hier sind maximal 50 % 
der gemeinsam getragenen Auf-
wendungen abziehbar, wenn der 
Nutzungsumfang des häuslichen 
Arbeitszimmers mehr als 50 % der 
gesamten Wohnfläche beträgt.

Quelle | FinMin Schleswig-Holstein, Ein-
kommensteuer-Kurzinformation Nr. 2020/1 
vom 8.1.2020, Az. VI 308 - S 2145 - 116; BFH-
Urteil vom 6.12.2017, Az. VI R 41/15

Für Arbeitnehmer

Angepasste Umzugs-
kostenpauschalen  
ab 1.6.2020

| Beruflich veranlasste Umzugskosten 
sind Werbungskosten. Für sonstige Um-
zugskosten (z. B. Kosten für den Abbau 
von Elektrogeräten) sowie für umzugs-
bedingte Unterrichtskosten gewährt die 
Finanzverwaltung Pauschalen, bei deren 
Höhe sie sich am Bundesumzugskos-
tengesetz (BUKG) orientiert. Da sich 
hier mit Wirkung ab dem 1.6.2020 Än-
derungen ergeben haben (BGBl I 2019, 
S. 2053), hat sich insbesondere die 
Pauschvergütung für sonstige Umzugs-
auslagen deutlich geändert. |

Bei Umzügen, bei denen der Tag vor 
dem Einladen des Umzugsguts nach 
dem 31.5.2020 liegt, gelten folgende 
Pauschalen: 

Der Höchstbetrag für den durch den 
Umzug bedingten zusätzlichen Unter-
richt für ein Kind beträgt 1.146 EUR.

Bei den sonstigen Umzugsauslagen ist 
zu unterscheiden: 

 • Berechtigte mit Wohnung: 860 EUR
 • Jede andere Person (vor allem Ehe-

gatte und ledige Kinder): 573 EUR
 • Berechtigte ohne Wohnung: 172 EUR

 ◼ Beispiel

Eine berechtigte Person zieht mit seiner 
Ehefrau und dem gemeinsamen Kind 
am 12. und 13.7.2020 um → 860 EUR 
(Berechtigter) + 573 EUR (Ehefrau) + 
573 EUR (Kind) = 2.006 EUR

Beachten Sie | Anstelle der Pauscha-
len können auch die im Einzelfall nach-
gewiesenen höheren Umzugskosten 
abgezogen werden. Ein Abzug entfällt, 
soweit die Umzugskosten vom Arbeit-
geber steuerfrei erstattet worden sind.

Quelle | BMF-Schreiben vom 20.5.2020, Az. IV 
C 5 - S 2353/20/10004 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 215828
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Daten für den Monat  
September 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.9.2020
• ESt, KSt = 10.9.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.9.2020
• ESt, KSt = 14.9.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG
Fälligkeit Beiträge 9/2020 = 28.9.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

6/19 11/19 2/20 5/20
+ 1,5 % + 1,2 % + 1,7 % + 0,5 %

Für alle Steuerpflichtigen

Das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz im Überblick

| Das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz, das auf den Ergebnissen des Koalitionsaus-
schusses vom 3.6.2020 basiert, ist nach der Zustimmung des Bundesrates „in tro-
ckenen Tüchern.“ Insbesondere die zeitlich befristete Senkung der Umsatzsteuer-
sätze soll dazu beitragen, dass die Wirtschaft schnell wieder in Schwung kommt. |

Umsatzsteuersätze

Der Umsatzsteuersatz wurde für die Zeit 
vom 1.7. bis zum 31.12.2020 gesenkt: 
Der reguläre Steuersatz beträgt dann 
nicht 19 %, sondern 16 %. Der ermä-
ßigte Steuersatz (gilt z. B. für viele Le-
bensmittel) beträgt 5 % (bisher 7 %). 

Die Abgabe von Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle unterliegt grund-
sätzlich dem regulären Umsatzsteu-
ersatz. Für nach dem 30.6.2020 und 
vor dem 1.7.2021 erbrachte Restau-
rant- und Verpflegungsdienstleistun-
gen (Getränke sind ausgenommen) er-
folgte bereits durch das (Erste) Corona-
Steuerhilfegesetz eine Reduzierung 
auf den ermäßigten Steuersatz.

Die Senkung der Steuersätze hat zur 
Folge, dass Unternehmer – sofern noch 
nicht geschehen – schnellstens Anpas-
sungen bei den Verbuchungs- und Kas-
sensystemen vornehmen müssen. 

Aber nicht nur die kurzfristige Umset-
zung der Steuersatzsenkung bereitet(e) 
vielen Unternehmen Probleme. So gibt 
es auch zahlreiche Abgrenzungsfra-
gen, auf die das Bundesfinanzministe-
rium in einem begleitenden Schreiben 
eingegangen ist. Hierbei handelt es sich 
derzeit aber nur um einen Entwurf 
(Stand vom 23.6.2020).

Anwendungsbeginn
Die neuen Steuersätze sind auf Liefe-
rungen, sonstige Leistungen und inner-
gemeinschaftliche Erwerbe anzuwen-
den, die nach dem 30.6.2020 und vor 
dem 1.1.2021 bewirkt werden. Maßge-
bend ist der Zeitpunkt, in dem der jewei-
lige Umsatz ausgeführt wird. Auf den 
Zeitpunkt der vertraglichen Vereinba-
rung kommt es ebenso wenig an wie auf 
den Zeitpunkt der Rechnungserteilung.

Preisauszeichnung
Die Senkung der Steuersätze erfordert 
nicht nur Anpassungen/Änderungen bei 

den Verbuchungs- und Kassensyste-
men. Zu denken ist auch an die aufwen-
dige korrekte Neu-Auszeichnung der 
Waren (vor allem im Einzelhandel). Hier 
hat das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie nun mit Schreiben 
vom 10.6.2020 einen Lösungsweg über 
Pauschalrabatte aufgezeigt. Danach 
können die Händler und Anbieter von 
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satzsteuer nach den bis zum 30.6.2020 
geltenden Steuersätzen von 19 % zu 
berichtigen. Bei einer Erstattung nach 
dem 31.8.2020 und vor dem 1.1.2021 ist 
die Umsatzsteuer nach dem ab 1.7.2020 
geltenden Steuersatz von 16 % zu be-
richtigen. Für Umsätze zum ermäßigten 
Steuersatz gilt dies entsprechend.

Beachten Sie | Bei einem Einzweck-
Gutschein entsteht die Umsatzsteuer 
bereits mit seiner Ausgabe. Somit ist 
hier der Steuersatz im Zeitpunkt der 
Ausgabe maßgebend. Die Differenzie-
rung zwischen Einzweck- und Mehr-
zweckgutschein ist also weiter aktuell.

Falsche Anwendung des Steuersatzes
Wird die Umsatzsteuer zu hoch (z. B. 19 % 
anstatt 16 %) ausgewiesen, schuldet 
der Unternehmer neben der gesetzlich 
geschuldeten Steuer (16 %) auch den er-
höht ausgewiesenen Steuerbetrag (3 %) 
gegenüber dem Finanzamt. 

Übergangsregelung nach dem Ent-
wurfsschreiben: Hat der Unternehmer 
für eine nach dem 30.6. und vor dem 
1.8.2020 an einen anderen Unternehmer 
erbrachte Leistung 19 % anstelle von 16 % 
(bzw. 7 % anstelle von 5 %) ausgewiesen 
und diesen Steuerbetrag abgeführt, 
muss er den Steuerausweis nicht be-
richtigen. Ein zum Vorsteuerabzug be-
rechtigter Leistungsempfänger erhält in 
diesen Fällen aus Gründen der Praktika-
bilität einen Vorsteuerabzug auf Basis 
des ausgewiesenen Steuersatzes.

Weitere Gesetzesaspekte

Haben Eltern für mindestens einen Mo-
nat in 2020 Anspruch auf Kindergeld, 
erhalten sie einen einmaligen Bonus 
von 300 EUR.

Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer 
wurde auf den 26. des zweiten auf die 
Einfuhr folgenden Monats verschoben 
(Liquiditätseffekt).

Alleinerziehende Steuerpflichtige, die 
im gemeinsamen Haushalt mit ihrem 
Kind leben, erhalten einen Entlastungs-
betrag, der von 1.908 EUR auf 4.008 EUR 
erhöht wurde (gilt für 2020 und 2021).

Der steuerliche Verlustrücktrag wurde 
für die Jahre 2020 und 2021 von 1 Mio. EUR 
auf 5 Mio. EUR bzw. von 2 Mio. EUR auf 
10 Mio. EUR (bei Zusammenveranla-
gung) erweitert. Zudem wurde ein Me-
chanismus eingeführt, um den Ver-
lustrücktrag für 2020 unmittelbar finanz-

wirksam schon mit der Steuererklärung 
2019 nutzbar zu machen. Dabei handelt 
es sich um den neuen § 110 Einkommen-
steuergesetz (EStG) „Anpassung von Vo-
rauszahlungen für den Veranlagungs-
zeitraum 2019“ sowie § 111 EStG „Vor-
läufiger Verlustrücktrag für 2020“. 

Beachten Sie | Nach § 110 EStG be-
trägt der vorläufige Verlustrücktrag für 
2020 pauschal 30 % des Gesamtbetrags 
der Einkünfte, der der Festsetzung der 
Vorauszahlungen 2019 zugrunde gelegt 
wurde. Der nach einem Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums vom 24.4.2020 
pauschalierte Verlustrücktrag von 15 % 
wurde aufgehoben.

Werden bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens in 2020 und 2021 
angeschafft oder hergestellt, wird eine 
degressive Abschreibung von 25 % 
(höchstens das 2,5-Fache der linearen 
Abschreibung) gewährt.

Bei der Besteuerung der Privatnutzung 
von Dienstwagen, die keine CO2-Emissi-
onen je gefahrenen km haben, wurde der 
Höchstbetrag des Bruttolistenpreises 
von 40.000 EUR auf 60.000 EUR erhöht.

Für die künftige (Investitionszeitraum 
von drei Jahren) Anschaffung/Herstel-
lung eines abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsguts des Anlagevermögens 
können Steuerpflichtige bis zu 40 % der 
voraussichtlichen Anschaffungs-/Her-
stellungskosten abziehen. Für Fälle, in 
denen die dreijährige Frist in 2020 abläuft, 
wurde diese um ein Jahr verlängert.

Beachten Sie | Auch die Reinvestiti-
onsfristen des § 6b EStG „Übertragung 
stiller Reserven bei der Veräußerung 
bestimmter Anlagegüter“ wurden vorü-
bergehend um ein Jahr verlängert.

Mit Wirkung ab 2020 wurde der Ermä-
ßigungsfaktor bei Einkünften aus Ge-
werbebetrieb auf das 4-Fache (bislang 
das 3,8-Fache) des Gewerbesteuer-
Messbetrags angehoben.

Bei der Gewerbesteuer wurde der Frei-
betrag für Hinzurechnungen zum Ge-
werbeertrag (z. B. Schuldzinsen) erhöht 
(um 100.000 EUR auf 200.000 EUR).

Quelle | Zweites Gesetz zur Umsetzung 
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewälti-
gung der Corona-Krise (Zweites Corona-Steu-
erhilfegesetz), Zustimmung Bundesrat am 
29.6.2020; BMF-Schreiben im Entwurf (Stand: 
23.6.2020), Az. III C 2 - S 7030/20/10009 :004

Dienstleistungen für die vorüberge-
hende Senkung der Umsatzsteuer von 
der bestehenden Ausnahmemöglich-
keit des § 9 Abs. 2 PAngV (Preisanga-
benverordnung) Gebrauch machen 
und pauschale Rabatte an der Kasse 
gewähren, ohne die Preisauszeich-
nung aller Artikel ändern zu müssen.

Beachten Sie | Die Möglichkeit nach  
§ 9 Abs. 2 PAngV kann für preisgebun-
dene Artikel (wie Bücher, Zeitschriften, 
Zeitungen und rezeptpflichtige Arznei-
mittel) nicht angewendet werden. 

Dauerleistungen/Teilleistungen
Bei den Dauerleistungen kann es sich 
sowohl um sonstige Leistungen (z. B. 
Vermietungen) als auch um die Gesamt-
heit mehrerer Lieferungen (z. B. von 
Baumaterial) handeln. Für Dauerleis-
tungen werden unterschiedliche Zeit-
räume (z. B. ½ Jahr oder 5 Jahre) oder 
keine zeitliche Begrenzung vereinbart.

Dauerleistungen werden bei einer sons-
tigen Leistung an dem Tag ausgeführt, 
an dem der vereinbarte Leistungszeit-
raum endet – bei wiederkehrenden 
Lieferungen (ausgenommen Lieferun-
gen von elektrischem Strom, Gas, Was-
ser, Abwasser, Kälte und Wärme) am 
Tag jeder einzelnen Lieferung.

Für umsatzsteuerpflichtige Dauerleis-
tungen, die vor dem 1.7.2020 erbracht 
wurden, gilt der Steuersatz von 19 % 
bzw. 7 %. Nach dem 30.6.2020 und vor 
dem 1.1.2021 ausgeführte Dauerleistun-
gen sind mit 16 % bzw. 5 % zu besteuern.

 ◼ Beispiel

In einem Mietvertrag über zwei Jahre 
wurde eine monatliche Zahlung ver-
einbart. Soweit die monatlichen Teil-
leistungen auf den 1.7. bis 31.12.2020 
entfallen, beträgt der Steuersatz 16 %.

Sind Verträge über Dauerleistungen als 
Rechnung anzusehen, ist ggf. eine Er-
gänzung notwendig. Dies ist vor allem 
dann der Fall, wenn in den Verträgen 
der konkrete Steuersatz (19 % oder 7 %) 
genannt ist, und nicht nur die gesetzlich 
geschuldete Umsatzsteuer. 

Gutscheine
Das Bundesfinanzministerium weist in 
seinem Entwurfsschreiben auf folgende 
Vereinfachungsmöglichkeit hin: Erstat-
tet der Unternehmer die von ihm aus-
gegebenen Preisnachlass- und Preiser-
stattungsgutscheine in der Zeit vom 
1.7.2020 bis zum 31.8.2020, ist die Um-
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Für Arbeitgeber

Kurzfristige Beschäftigung: Erhöhte Zeitgrenzen  
bis zum 31.10.2020 und die Folgen
| Durch das Sozialschutz-Paket vom 27.3.2020 wurden die Zeitgrenzen für eine 
sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung übergangsweise vom 1.3. 
bis zum 31.10.2020 von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen auf fünf Monate oder 
115 Arbeitstage angehoben. Hier stellt sich nun u. a. die Frage, welche Zeitgrenze 
gilt, wenn eine Beschäftigung über den 31.10.2020 hinausgeht. |

Ab dem 1.11.2020 liegt eine kurzfristige 
Beschäftigung nur noch vor, wenn die 
Beschäftigung unter Berücksichtigung 
von Vorbeschäftigungszeiten seit ih-
rem Beginn in 2020 auf längstens drei 
Monate bzw. 70 Arbeitstage befristet ist.

 ◼ Beispiel

A beginnt zum 1.7.2020 eine Beschäfti-
gung. Die Anstellung ist bis zum 
30.11.2020 befristet. 

Mit Beschäftigungsbeginn liegt eine 
kurzfristige Beschäftigung vor, da die er-
höhten Zeitgrenzen anzuwenden sind. 
Zum 1.11.2020 ist die Beschäftigung neu 
zu beurteilen. Da hier wieder die „alten“ 
Grenzen gelten, liegt ab dem 1.11. keine 
kurzfristige Beschäftigung mehr vor.

Quelle | Sozialschutz-Paket vom 27.3.2020, 
BGBl I 2020, S. 575; Spitzenorganisationen der 
Sozialversicherung, Rundschreiben vom 
30.3.2020, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 215178

Für Arbeitnehmer

Entfernungspauschale: Berechnung bei Hin-  
und Rückweg an unterschiedlichen Arbeitstagen

| Die Entfernungspauschale für Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte deckt arbeitstäglich einen Hin- und einen Rückweg ab. Legt ein Arbeitneh-
mer an einem Arbeitstag nur einen dieser Wege zurück, ist für den betreffenden 
Arbeitstag nur die Hälfte der Entfernungspauschale als Werbungskosten zu be-
rücksichtigen. So lautet eine aktuelle Entscheidung des Bundesfinanzhofs. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Arbeitnehmer suchte regelmäßig 
arbeitstäglich seinen Arbeitsplatz auf 
und kehrte noch am selben Tag von 
dort nach Hause zurück. Vereinzelt 
erfolgte die Rückkehr nach Hause je-
doch erst an einem der nachfolgen-
den Arbeitstage. Der Arbeitnehmer 
machte auch in diesen Fällen sowohl 
für die Hin- als auch die Rückfahrt die 
volle Entfernungspauschale als Wer-
bungskosten geltend. Damit hatte er 
jedoch weder beim Finanzgericht 
Münster noch beim Bundesfinanzhof 
Erfolg. 

Die Entfernungspauschale deckt zwei 
Wege (einen Hin- und einen Rückweg) 
ab. Ein Arbeitnehmer, der an einem Ar-
beitstag nur einen Weg zurücklegt, 
kann folglich auch nur die Hälfte der 
Entfernungspauschale von 0,30 EUR  
– also 0,15 EUR je Entfernungskilome-
ter und Arbeitstag – als Werbungskos-
ten abziehen. 

MERKE | Das Finanzgericht Münster 
(Vorinstanz) hatte eine andere Sicht-
weise vertreten: Die Entfernungspau-
schale von 0,30 EUR wird für jeden vol-
len Kilometer der Entfernung zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
für die Hinfahrt gewährt. Findet die 
Rückfahrt von der ersten Tätigkeits-
stätte zur Wohnung an einem anderen 
Tag statt, ist hierfür keine (weitere) 
Pauschale zu berücksichtigen. 

Im Sachverhalt des Streitfalls führten 
beide Sichtweisen rechnerisch zum 
selben Ergebnis. Die Praxisrelevanz 
ergibt sich aber insbesondere dann, 
wenn der Arbeitnehmer von einer von 
der ersten Tätigkeitsstätte aus unter-
nommenen mehrtägigen Dienstreise 
unmittelbar zu seiner Wohnung zu-
rückkehrt. Hier wäre die Ansicht des 
Finanzgerichts Münster günstiger ge-
wesen.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.2.2020, Az. VI R 
42/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 216185; 
BFH, PM Nr. 26/2020 vom 12.6.2020

Für alle Steuerpflichtigen

Versorgungsleistungen: 
Nicht vertragskonformes 
Verhalten gefährdet den 
Sonderausgabenabzug

| Bei fehlender zeitnaher Umsetzung 
einer in einem Versorgungsvertrag ver-
einbarten Erhöhung der Barleistungen 
scheidet ein Sonderausgabenabzug für 
die Versorgungsleistungen aus. Gegen 
diese Entscheidung des Finanzgerichts 
Niedersachsen ist inzwischen die Revi-
sion beim Bundesfinanzhof anhängig. |

Hintergrund

Vermögensübertragungen gegen Ver-
sorgungsleistungen werden oft bei der 
vorweggenommenen Erbfolge gewählt. 
Versorgungsleistungen sind vom Vermö-
gensübergeber als sonstige Einkünfte 
zu versteuern, wenn der Vermögens-
übernehmer zum Sonderausgabenab-
zug berechtigt ist. 

Der Sonderausgabenabzug ist an 
strenge Voraussetzungen geknüpft und 
auf bestimmte Vermögensübertragun-
gen (z. B. einen Betrieb) beschränkt. Der 
Übergabevertrag muss im Wesentlichen 
den Umfang des übertragenen Vermö-
gens, die Höhe der Versorgungsleistun-
gen sowie Vereinbarungen über die Art 
und Weise der Zahlungen enthalten. 
Voraussetzung ist eine klare, eindeutige 
und rechtswirksame Vereinbarung, die 
auch tatsächlich durchgeführt wird.

Sachverhalt und Entscheidung

Im Streitfall hat das Finanzgericht Nie-
dersachsen den Sonderausgabenabzug 
verwehrt, da eine im Versorgungsver-
trag ab Juli 2011 vorgesehene Erhö-
hung des monatlichen Barbetrags (von 
200 EUR auf 300 EUR) erst zum Februar 
2013 umgesetzt worden war. Die dann 
– ggf. in dem Bemühen, den Fehlbetrag 
auszugleichen – erfolgte Zahlung von 
350 EUR änderte daran nichts.

Da die Erhöhung über 1,5 Jahre ohne er-
kennbaren Grund nicht vorgenommen 
wurde, kam das Finanzgericht zu dem 
Schluss, dass es den Beteiligten bei der 
Vereinbarung dieser Leistung am erfor-
derlichen Rechtsbindungswillen fehlte.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 27.6.2019, 
Az. 11 K 291/18, Rev. BFH Az. X R 3/20, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 216269; BMF-Schrei ben 
vom 11.3.2010, Az. IV C 3 - S 2211/09/10004 
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Vergebliche Prozesskosten können bei  
der Erbschaftsteuer abgezogen werden 
| Kosten eines Zivilprozesses, in dem ein Erbe vermeintliche zum Nachlass gehö-
rende Ansprüche des Erblassers geltend gemacht hat, können nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs als Nachlassregelungskosten bei der Erbschaft-
steuer abzugsfähig sein. |

 ◼ Sachverhalt

Der 1999 verstorbene Erblasser hatte 
1995 einem städtischen Museum seine 
Porzellansammlung geschenkt. Die 
Erben forderten nach seinem Tod von 
der Stadt die Rückgabe der Sammlung 
mit der Begründung, dass der Erblas-
ser bei der Schenkung nicht mehr ge-
schäftsfähig gewesen sei. Die Klage 
und die eingelegten Rechtsmittel wa-
ren jedoch erfolglos und die Erben 
blieben auf den Prozesskosten sitzen. 
Sie machten daher die Kosten bei der 
Erbschaftsteuer als Nachlassverbind-
lichkeit steuermindernd geltend. Weil 
dies vom Finanzamt jedoch abgelehnt 
wurde, zogen die Erben erneut vor Ge-
richt – und diesmal mit Erfolg.

Der Bundesfinanzhof begründete seine 
Entscheidung mit der Regelung des  
§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 des Erbschaft-
steuergesetzes (ErbStG). Danach sind 
als Nachlassverbindlichkeiten u. a. die 
Kosten abzugsfähig, die dem Erwerber 
unmittelbar im Zusammenhang mit 
der Regelung des Nachlasses oder mit 
der Erlangung des Erwerbs entstehen. 

Beachten Sie | Zu diesen Ausgaben 
können auch Kosten zählen, die der 
Erbe durch die gerichtliche Geltendma-
chung von (vermeintlichen) zum Nach-
lass gehörenden Ansprüchen des Erb-
lassers zu tragen hat. Die Kosten müs-
sen in engem zeitlichen und sachlichen 
Zusammenhang mit dem Erwerb von 

Todes wegen stehen und dürfen nicht 
erst durch die spätere Verwaltung des 
Nachlasses anfallen.

§ 10 Abs. 6 S. 1 ErbStG steht dem Abzug 
der Prozesskosten als Nachlassverbind-
lichkeiten nicht entgegen. Nach dieser 
Vorschrift sind Schulden und Lasten 
nicht abzugsfähig, soweit sie in wirt-
schaftlichem Zusammenhang mit Ver-
mögensgegenständen stehen, die nicht 
der Besteuerung nach dem ErbStG un-
terliegen. Diese Vorschrift gilt nur für 
vom Erblasser begründete Schulden 
und Lasten und ist deshalb nicht auf 
Nachlassregelungskosten anwendbar.

MERKE | Vergebliche Prozesskosten 
für die Rückholung der Porzellan-
sammlung des Erblassers sind damit 
grundsätzlich abzugsfähig. Sie müs-
sen aber im Einzelnen nachgewiesen 
werden. Das Gleiche gilt für die Kos-
ten der anwaltlichen Vertretung.

Dagegen ist der Abzug von Prozess-
kosten ausgeschlossen, die dem Erben 
entstanden sind, weil er Schadenersatz 
wegen verspäteter Räumung und Her-
ausgabe einer geerbten Wohnung vom 
Mieter verlangt hat. Bei diesen Ausga-
ben handelt es sich um nicht abzugsfä-
hige Kosten der Nachlassverwertung 
(§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 3 ErbStG).

Quelle | BFH-Urteil vom 6.11.2019, Az. II R 
29/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 215812; 
BFH, PM Nr. 23/2020 vom 20.5.2020

Für Unternehmer

Umsatzsteuer:  
Übernommene Umzugs-
kosten durch den  
Arbeitgeber

| Übernimmt ein Unternehmen die 
Umzugskosten seiner Arbeitnehmer 
wegen einer konzerninternen Funkti-
onsverlagerung aus dem Ausland in 
das Inland, ist nach Ansicht des Bun-
desfinanzhofs ein Vorsteuerabzug 
möglich, wenn ein übergeordnetes be-
triebliches Interesse an dem Umzug 
besteht. Die Finanzverwaltung hat auf 
dieses Urteil nun reagiert und den Um-
satzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) 
insoweit angepasst. |

Nicht steuerbare Leistungen liegen vor, 
wenn betrieblich veranlasste Maßnah-
men zwar auch die Befriedigung eines 
privaten Bedarfs der Arbeitnehmer zur 
Folge haben, diese Folge aber durch die 
mit den Maßnahmen angestrebten be-
trieblichen Zwecke überlagert wird. 
Nach dem neuen Abschnitt 1.8 Abs. 4 
Satz 3 Nr. 12 UStAE gehört hierzu nun 
auch die Übernahme von Umzugskos-
ten durch den Arbeitgeber für die hier-
von begünstigten Arbeitnehmer, wenn 
die Kostenübernahme im ganz über-
wiegenden betrieblichen Interesse des 
Arbeitgebers liegt.

MERKE | Auch bei einem dominieren-
den Arbeitgeberinteresse ist ein Vor-
steuerabzug regelmäßig nur dann zu-
lässig, wenn die umzugsbezogenen 
Leistungen vom Arbeitgeber selbst und 
für eigene Rechnung beauftragt wur-
den. Der Arbeitgeber muss also der 
vertragliche Leistungsempfänger der 
umzugsbezogenen Leistungen sein 
(vgl. Abschnitt 15.2b Abs. 1 UStAE).

Quelle | BMF-Schreiben vom 3.6.2020, Az. III 
C 2 - S 7100/19/10001 :015, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 216007; BFH-Urteil vom 6.6.2019, Az. 
V R 18/18

Für alle Steuerpflichtigen

Offenbare Unrichtigkeit: Positive Entscheidung  
zur Berichtigung eines Einkommensteuerbescheids
| Ein Steuerpflichtiger erklärte Einkünfte aus selbstständiger Arbeit in Höhe von 
128.641 EUR – Einkommensteuer musste er dennoch nicht zahlen. So lautet im Er-
gebnis ein Urteil des Bundesfinanzhofs (14.1.2020, Az. VIII R 4/17), in dem es darum 
ging, ob ein bestandskräftiger Steuerbescheid nachträglich nach § 129 der Abgaben-
ordnung (AO) – „offenbare Unrichtigkeit“– berichtigt werden kann. Dies war hier nicht 
möglich. Denn durch das Risikomanagementsystem erfolgten Prüf- und Risikohin-
weise, sodass eine weitere Sachaufklärung durch den Finanzbeamten erforderlich 
war. Da diese aber nicht erfolgte, beruhte die fehlende Erfassung nicht auf einem 
bloßen „mechanischen Versehen“ und die Anwendung des § 129 AO scheiterte. |



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 09 | 2020

Für Unternehmer

15 Bundesländer gewähren erneuten Aufschub  
bei der Umstellung elektronischer Kassen

| Eigentlich müssen bestimmte elektronische Aufzeichnungssysteme (insbeson-
dere elektronische Kassensysteme und Registrierkassen) ab dem 1.1.2020 über 
eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) verfügen. Da eine flächen-
deckende Implementierung der TSE nicht bis Ende 2019 zu schaffen war, führte das 
Bundesfinanzministerium eine Nichtbeanstandungsregelung bis zum 30.9.2020 
ein, die nicht verlängert werden soll. Daraufhin haben 15 Bundesländer nun eigene 
Härtefallregelungen geschaffen, um die Frist bis zum 31.3.2021 zu verlängern. |

Daten für den Monat  
Oktober 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 12.10.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.10.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 10/2020 = 28.10.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

7/19 12/19 3/20 7/20
+ 1,1 % + 1,5 % + 1,3 %  0,0 %

Hintergrund

Bestimmte elektronische Aufzeich-
nungssysteme müssen grundsätzlich 
über eine TSE verfügen, die aus drei Be-
standteilen (Sicherheitsmodul, Spei-
chermedium und digitale Schnittstelle) 
besteht.

Bereits 2017 erfolgte durch die Kassen-
sicherungsverordnung (KassenSichV 
vom 26.9.2017, BGBl I 2017, S. 3515) eine 
Präzisierung: Hier wurde u. a. geregelt, 
welche elektronischen Aufzeichnungs-
systeme über eine TSE verfügen müs-
sen. Das sind: elektronische oder com-
putergestützte Kassensysteme oder 
Registrierkassen einschließlich Tablet-
basierter Kassensysteme oder Soft-
warelösungen (z. B. Barverkaufsmodule).

Beachten Sie | Nicht zu den elektroni-
schen Aufzeichnungssystemen gehören 
u. a.: elektronische Buchhaltungspro-
gramme, Waren- und Dienstleistungs-
automaten, Geldautomaten, Taxameter 
sowie Wegstreckenzähler.

Maßnahmen der Bundesländer

Mit einem Schreiben an die Wirtschafts-
verbände hat das Bundesfinanzminis-
terium nun mitgeteilt, dass es keine 
Notwendigkeit sieht, die Nichtbeanstan-
dungsregelung über den 30.9.2020 hin-
aus zu verlängern. Als Folge haben die 
Bundesländer (Ausnahme: Bremen) be-
schlossen, unter bestimmten Voraus-
setzungen einen Aufschub bis zum 
31.3.2021 zu gewähren. Gefordert wird 
u. a., dass das Unternehmen bis zum 

30.9.2020 (in einigen Bundesländern 
sogar bis zum 31.8.2020) die Umrüs-
tung bzw. den Einbau einer TSE bei ei-
nem Kassenhersteller oder Dienstleis-
ter beauftragt hat.

Beachten Sie | Eine Übersicht zu den 
Fristverlängerungen in den einzelnen 
Bundesländern finden Sie auf der Home-
page des Steuerberaterverbands Bre-
men unter www.iww.de/s3929 (Stand: 
27.7.2020).
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Für Unternehmer

Aufteilung von  
Pauschalpreisen in der 
Gastronomie und für 
Beherbergungsleistungen

| Die Abgabe von Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle unterliegt grundsätz-
lich dem regulären Umsatzsteuersatz. 
Für nach dem 30.6.2020 und vor dem 
1.7.2021 erbrachte Restaurations- und 
Verpflegungsdienstleistungen (Getränke 
sind ausgenommen) erfolgte durch das 
Erste Corona-Steuerhilfegesetz eine 
Reduzierung auf den ermäßigten Steu-
ersatz (vom 1.7.2020 bis zum 31.12.2020: 
5 % und vom 1.1.2021 bis zum 30.6.2021: 
7 %). Zu der Frage, wie ein Gesamtpreis 
(vereinfachungsgemäß) aufgeteilt wer-
den kann, hat nun das Bundesfinanzmi-
nisterium Stellung bezogen. |

Für Restaurations- und Verpflegungs-
dienstleistungen ist es nicht zu bean-
standen, wenn zur Aufteilung des Ge-
samtkaufpreises von Kombiangeboten 
aus Speisen inklusive Getränken (z. B. 
Buffet, All-Inclusive-Angeboten) der 
auf die Getränke entfallende Entgeltan-
teil mit 30 % des Pauschalpreises ange-
setzt wird.

Beherbergungsleistungen

Zudem hat die Finanzverwaltung einen 
bereits bestehenden Aufteilungsschlüs-
sel für kurzfristige Beherbergungsleis-
tungen (ermäßigter Steuersatz) ange-
passt. Hier geht es um in einem Pau-
schalangebot enthaltene, dem umsatz-
steuerlichen Regelsteuersatz unterlie-
gende Leistungen (z. B. Frühstück und 
Saunanutzung). 

Diese Leistungen dürfen in der Rech-
nung zu einem Sammelposten (z. B. 
„Business-Package“, „Service-Pauschale“) 
zusammengefasst und in einem Betrag 
ausgewiesen werden. Bis dato hat es die 
Finanzverwaltung nicht beanstandet, 
wenn der auf diese Leistungen entfal-
lende Entgeltanteil mit 20 % des Pau-
schalpreises angesetzt wird. Dieser Satz 
wurde nun auf 15 % geändert.

Beachten Sie | Die Regelungen der 
Verwaltungsanweisung sind ab dem 
1.7.2020 bis zum 30.6.2021 anzuwenden.

Quelle | BMF-Schreiben vom 2.7.2020, Az. III 
C 2 - S 7030/20/10006 :006, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 217078

Für Unternehmer

Corona-Update: Anträge auf Überbrückungshilfe
| Die Corona-Pandemie hat vielfach zu Umsatzeinbußen geführt. Um die Existenz 
von kleinen und mittleren Unternehmen zu sichern, wurde eine branchenüber-
greifende Überbrückungshilfe aufgelegt, die für drei Monate (Juni, Juli und Au-
gust 2020) beantragt werden kann. Der Antrag kann von Wirtschaftsprüfern, ver-
eidigten Buchprüfern und Steuerberatern seit dem 8.7.2020 gestellt werden. Die 
Antragsfrist, die ursprünglich am 31.8.2020 enden sollte, wurde um einen Monat 
auf den 30.9.2020 verlängert. Wichtige Aspekte (insbesondere zu den Förderkri-
terien) hat das Bundesfinanzministerium in einem Fragen-Antworten-Katalog 
(unter www.iww.de/s3927) zusammengestellt. |

Für alle Steuerpflichtigen

In der Pipeline: Verdopplung der Behinderten-
Pauschbeträge ab 2021
| Durch das „Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und zur Anpas-
sung weiterer steuerlicher Regelungen“ (Regierungsentwurf vom 29.7.2020) sollen 
die Behinderten-Pauschbeträge verdoppelt und die steuerlichen Nachweispflich-
ten verschlankt werden. Der Entwurf enthält insbesondere folgende Maßnahmen: |

 • Verdopplung der Behinderten-
Pauschbeträge (inklusive Aktuali-
sierung der Systematik),

 • Einführung eines behinderungs-
bedingten Fahrtkosten-Pausch-
betrags,

 • Verzicht auf die zusätzlichen An-
spruchsvoraussetzungen zur Ge-
währung eines Behinderten-
Pauschbetrags bei einem Grad der 
Behinderung kleiner 50,

 • Pflege-Pauschbetrag unabhängig 
vom Kriterium „hilflos“,

 • Erhöhung des Pflege-Pauschbe-
trags bei der Pflege von Personen 
mit den Pflegegraden 4 und 5 sowie 
Einführung eines Pauschbetrags 
bei der Pflege von Personen mit den 
Pflegegraden 2 und 3.

Quelle | Gesetz zur Erhöhung der Behinder-
ten-Pauschbeträge und zur Anpassung weite-
rer steuerlicher Regelungen, Regierungsent-
wurf vom 29.7.2020 

Für alle Steuerpflichtigen

Grundfreibetrag, Kindergeld und -freibeträge  
sollen ab 2021 steigen

| Die Bundesregierung hat am 29.7.2020 den Entwurf für ein „Zweites Familien-
entlastungsgesetz“ beschlossen. Von der beabsichtigten Anhebung des Kinder-
gelds und der Kinderfreibeträge werden ab 2021 insbesondere Familien mit Kin-
dern profitieren. Zudem soll der steuerliche Grundfreibetrag erhöht werden. |

Der Kinderfreibetrag soll ab 2021 von 
derzeit 5.172 EUR (2.586 EUR je Eltern-
teil) auf 5.460 EUR (2.730 EUR je Eltern-
teil) erhöht werden. Der Freibetrag für 
den Betreuungs- und Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarf soll von 2.640 EUR 
(1.320 EUR je Elternteil) auf 2.928 EUR 
(1.464 EUR je Elternteil) steigen.

Das Kindergeld soll um 15 EUR je Kind 
und Monat erhöht werden. Dies bedeutet 
ab 2021: jeweils 219 EUR für das erste 
und zweite Kind, 225 EUR für das dritte 
Kind und 250 EUR für jedes weitere Kind.

Der Grundfreibetrag, bis zu dessen Höhe 
keine Einkommensteuer gezahlt werden 
muss, soll von 9.408 EUR auf 9.696 EUR 
(2021) und 9.984 EUR (2022) steigen. Der 
Unterhaltshöchstbetrag wird dann an 
diese Werte angepasst.

Zum Abbau der kalten Progression sol-
len die Eckwerte des Einkommensteu-
ertarifs nach rechts verschoben werden: 
Für 2021 um 1,52 % und für 2022 um 
1,5 % (voraussichtliche Inflationsraten).  
Quelle | Zweites Familienentlastungsgesetz, 
Regierungsentwurf vom 29.7.2020
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Für Vermieter

Sonderabschreibungen für den Mietwohnungsneubau: 
Anwendungsschreiben (endlich) veröffentlicht

| Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus vom 
4.8.2019 wurde mit § 7b Einkommensteuergesetz (EStG) eine Sonderabschreibung 
eingeführt. Diese soll für private Investoren ein Anreiz sein, Mietwohnungen im unte-
ren und mittleren Preissegment zu schaffen. Knapp ein Jahr nach der Gesetzesver-
kündung wurde nun ein 30 Seiten starkes Anwendungsschreiben veröffentlicht. Zu-
dem hat das Bundesfinanzministerium auf seiner Homepage ein Berechnungsschema 
zur Ermittlung des relevanten wirtschaftlichen Vorteils (Beihilfewert) sowie eine 
Checkliste zur Prüfung der Einhaltung der Voraussetzungen zur Verfügung gestellt. |

Allgemeine Voraussetzungen

Im Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung einer neuen Mietwohnung und in 
den folgenden drei Jahren können ne-
ben der „normalen“ Abschreibung bis 
zu 5 % Sonderabschreibungen geltend 
gemacht werden. Insgesamt können 
damit in den ersten vier Jahren bis zu 
20 % zusätzlich zur regulären Abschrei-
bung abgeschrieben werden.

Beachten Sie | Im Fall der Anschaf-
fung gilt eine Wohnung nur dann als 
neu, wenn sie bis zum Ende des Jahres 
der Fertigstellung angeschafft wird.

Gefördert werden nur Baumaßnahmen 
aufgrund eines nach dem 31.8.2018 und 
vor dem 1.1.2022 gestellten Bauantrags 
oder – falls eine Baugenehmigung nicht 
erforderlich ist – einer in diesem Zeit-
raum getätigten Bauanzeige.

Sonderabschreibungen sind letztmalig 
in 2026 möglich. Ab 2027 sind Sonderab-
schreibungen auch dann nicht mehr zu-
lässig, wenn der Begünstigungszeit-
raum noch nicht abgelaufen ist.

Es existieren zwei Kappungsgrenzen:

 • Die Sonderabschreibung wird nur 
gewährt, wenn die Anschaffungs-/
Herstellungskosten 3.000 EUR pro 
qm Wohnfläche nicht übersteigen. 
Sind die Baukosten höher, führt dies 
zum Ausschluss der Förderung.

 • Steuerlich gefördert werden nur 
Kosten bis maximal 2.000 EUR pro 
qm Wohnfläche (= maximal förder-
fähige Bemessungsgrundlage).

Die Wohnung muss im Jahr der An-
schaffung oder Herstellung und in den 
folgenden neun Jahren der entgeltli-
chen Überlassung zu Wohnzwecken 
dienen. Werden für die Gebäudeüberlas-
sung weniger als 66 % der ortsüblichen 

Marktmiete gezahlt, ist die Nutzungs-
überlassung nach der Gesetzesbegrün-
dung als unentgeltlich anzusehen.

PRAXISTIPP | Die Finanzverwaltung 
ist hier großzügiger und erlaubt eine 
Aufteilung: „Ist die Nutzungsüberlas-
sung gemäß § 21 Abs. 2 EStG in einen 
entgeltlichen und einen unentgeltli-
chen Teil aufzuteilen, so ist auch die 
Sonderabschreibung nach § 7b EStG im 
gleichen Verhältnis aufzuteilen ...“ 
(Randziffer 33 des Schreibens). 

Werden die Voraussetzungen nicht er-
füllt, müssen die Sonderabschreibungen 
rückgängig gemacht werden – z. B., 
wenn die Baukostenobergrenze von 
3.000 EUR innerhalb der ersten drei Jahre 
nach Ablauf des Jahres der Anschaffung 
oder Herstellung der Wohnung durch 
nachträgliche Anschaffungs-/Herstel-
lungskosten überschritten wird.

Antworten liefert das Anwendungs-
schreiben auch zu der Frage, welche 
Objekte begünstigt sind und wann es 
sich um eine neue Wohnung handelt.

Beihilferechtliche Voraussetzungen

Die Sonderabschreibung wird nur ge-
währt, wenn der nach der De-minimis-
Verordnung maximal zulässige Beihilfe-
höchstbetrag von 200.000 EUR unter 
Einbeziehung des Beihilfewerts aus der 
Sonderabschreibung nicht überschritten 
wird (Einzelheiten enthält das Anwen-
dungsschreiben ab der Randziffer 89).

Zur Ermittlung des Beihilfewerts aus 
der Sonderabschreibung kann das vom 
Bundesfinanzministerium bereitge-
stellte Excel-Berechnungsschema ge-
nutzt werden.

Quelle | BMF-Schreiben vom 7.7.2020, Az. IV 
C 3 - S 2197/19/10009 :008, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 216898; Gesetzesbegründung: BT-
Drs. 19/4949 vom 12.10.2018

Für Arbeitgeber

Mindestlohn soll bis 2022 
in vier Stufen steigen

| Der gesetzliche Mindestlohn (derzeit 
9,35 EUR brutto je Zeitstunde) soll 
nach der Empfehlung der Mindest-
lohnkommission ab 2021 stufenweise 
erhöht werden. Die Bundesregierung 
muss die Erhöhung noch per Rechts-
verordnung umsetzen. |

Vorgesehen sind folgende Erhöhungen:

 • zum 1.1.2021:   9,50 EUR
 • zum 1.7.2021:   9,60 EUR
 • zum 1.1.2022:   9,82 EUR
 • zum 1.7.2022: 10,45 EUR

Quelle | Beschluss der Mindestlohnkommis-
sion nach § 9 MiLoG vom 30.6.2020, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 216533

Für alle Steuerpflichtigen

Provisionen können  
das Elterngeld erhöhen

| Als sonstige Bezüge im Lohnsteuer-
abzugsverfahren angemeldete Provisi-
onen können gleichwohl als laufender 
Arbeitslohn das Elterngeld erhöhen, 
wenn die Bindungswirkung der Anmel-
dung für die Beteiligten des Elterngeld-
verfahrens weggefallen ist. Dies hat das 
Bundessozialgericht entschieden. |

 ◼ Sachverhalt

Eine Steuerfachwirtin erzielte vor der 
Geburt ihrer Tochter neben ihrem Ge-
halt jeden Monat eine Provision (500 bis 
600 EUR), die der Arbeitgeber als sons-
tigen Bezug eingestuft hatte. Deshalb 
berücksichtigte der Freistaat Bayern 
die Provisionen bei der Elterngeldbe-
messung nicht – zu Unrecht, wie das 
Bundessozialgericht nun befand.

Die in den arbeitsvertraglich vereinbar-
ten Lohnzahlungszeiträumen regelmä-
ßig und lückenlos gezahlten Provisionen 
sind laufender Arbeitslohn. Die anders-
lautende Lohnsteueranmeldung bindet 
die Beteiligten zwar grundsätzlich im 
Elterngeldverfahren. Dies gilt aber nicht, 
wenn die Regelungswirkung der Lohn-
steueranmeldung entfallen ist, weil sie 
(wie hier) wegen eines nachfolgenden 
Einkommensteuerbescheids überholt ist.

Quelle | BSG-Urteil vom 25.6.2020, Az. B 10 
EG 3/19 R, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 216517; 
BSG, PM Nr. 13 vom 25.6.2020
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Voller Betriebsausgabenabzug bei einer Notfallpraxis 
im Wohnhaus möglich

| Ist bei einem Behandlungsraum im privaten Wohnhaus eine private (Mit-)Nutzung 
wegen seiner Einrichtung und tatsächlichen Nutzung praktisch ausgeschlossen, 
liegt ein betriebsstättenähnlicher Raum nach einer Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs selbst dann vor, wenn die Patienten den Raum nur über den privaten Hausflur 
betreten können. Die Abzugsbeschränkungen für häusliche Arbeitszimmer gelten in 
diesen Fällen nicht. |

Hintergrund

Liegt ein häusliches oder ein außer-
häusliches Arbeitszimmer vor? Diese 
Frage ist ein Dauerbrenner im Einkom-
mensteuerrecht. Während es beim häus-
lichen Arbeitszimmer nach § 4 Abs. 5  
Nr. 6b Einkommensteuergesetz (EStG) 
Abzugsbeschränkungen gibt, sind die 
Kosten für ein außerhäusliches Arbeits-
zimmer oder eine (häusliche) Betriebs-
stätte in voller Höhe abzugsfähig. Auf 
den Tätigkeitsmittelpunkt oder einen 
weiteren Arbeitsplatz kommt es hier 
nicht an. 

Das häusliche Arbeitszimmer ist ein 
Raum, der in die häusliche Sphäre des 
Steuerpflichtigen eingebunden ist und 
vorwiegend der Erledigung gedankli-
cher, schriftlicher oder verwaltungs-
technischer Arbeiten dient. Der Nut-
zung entsprechend ist das häusliche 
Arbeitszimmer typischerweise mit Bü-
romöbeln eingerichtet, wobei der 
Schreibtisch regelmäßig das zentrale 
Möbelstück darstellt.

Die aktuelle Entscheidung

 ◼ Sachverhalt

Eine Augenärztin betrieb zusammen 
mit weiteren Ärzten eine Gemein-
schaftspraxis (GbR). Neben den Praxis-
räumen der GbR unterhielt sie im Kel-
ler ihres privaten Wohnhauses einen 
für die Behandlung von Patienten in 
Notfällen eingerichteten Raum (Instru-
mente, Liege, Medizinschrank etc.). 

Dieser Raum konnte nur durch den 
Hauseingang im Erdgeschoss und dem 
anschließenden privaten Hausflur er-
reicht werden. Eine gesonderte Zu-
gangsmöglichkeit bestand nicht. Der 
Hausflur führte im Übrigen zu den pri-
vaten Wohnräumen. Im Keller befan-
den sich neben dem Behandlungsraum 
weitere privat genutzte Räume (u. a. ein 
Hauswirtschaftsraum und ein Hei-
zungsraum).

Die geltend gemachten Aufwendun-
gen wurden vom Finanzamt nicht be-
rücksichtigt. Einspruch und Klage 
blieben ohne Erfolg. Für das Finanz-
gericht Münster handelte es sich nicht 
um einen betriebsstättenähnlichen 
Raum, da dieser nicht leicht zugäng-
lich war. Folglich würden die Aufwen-
dungen den Abzugsbeschränkungen 
nach § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG unterlie-
gen. In der Revision war die Augenärz-
tin dann aber erfolgreich.  

Ob ein mit Wohnräumen des Arztes in 
räumlichem Zusammenhang stehen-
der, zur Notfallbehandlung von Patien-
ten genutzter Raum als betriebsstät-
tenähnlicher Raum anzusehen ist, 
muss im Einzelfall festgestellt werden. 
Dabei ist sowohl die Ausstattung des 
Raums als auch die leichte Zugänglich-
keit für Dritte bedeutend.

Im Streitfall war der Raum als Behand-
lungsraum eingerichtet und wurde als 
solcher von der Augenärztin genutzt. 
Wegen dieser tatsächlichen Gegeben-
heiten konnte eine private (Mit-)Nut-
zung des Raums praktisch ausge-
schlossen werden. Angesichts der Aus-
stattung des Raums und der tatsächli-
chen beruflichen Nutzung fiel die 
räumliche Verbindung zu den privat 
genutzten Räumen nicht entscheidend 
ins Gewicht. 

MERKE | Darin liegt der maßgebli-
che Unterschied zu jenen Entschei-
dungen, in denen der Bundesfinanzhof 
ausgeführt hat, dass es an einer leich-
ten Zugänglichkeit der Notfallpraxis 
fehlt, wenn der Patient auf dem Weg in 
den Behandlungsraum erst einen Flur 
durchqueren muss, der dem Privatbe-
reich unterliegt. Denn in diesen Fällen 
war eine private (Mit-)Nutzung nicht 
bereits wegen der konkreten Ausstat-
tung des Raums und dessen tatsächli-
cher Nutzung zur Behandlung von Pa-
tienten auszuschließen. 

Quelle | BFH-Urteil vom 29.1.2020, Az. VIII R 
11/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 216749

Für Unternehmer

Bundesfinanzhof lässt 
Vorsteuerabzug für  
die Renovierung eines 
Home-Office teilweise zu
| Vermietet ein Arbeitnehmer eine Ein-
liegerwohnung als Home-Office an sei-
nen Arbeitgeber für dessen unterneh-
merische Zwecke, kann er grundsätzlich 
die ihm für Renovierungsaufwendungen 
in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als 
Vorsteuer steuermindernd geltend ma-
chen. Ausgeschlossen sind nach einer 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs je-
doch die Aufwendungen für ein mit 
 Dusche und Badewanne ausgestattetes 
Badezimmer. |

 ◼ Sachverhalt

Eheleute vermieteten eine Einlieger-
wohnung mit Büro, Besprechungs-
raum, Küche und Bad/WC als Home-
Office des Ehemanns umsatzsteuer-
pflichtig an dessen Arbeitgeber. Die für 
eine Renovierung in Rechnung gestellte 
Umsatzsteuer machten sie als Vor-
steuer geltend. Die Aufwendungen für 
das Badezimmer ordnete das Finanz-
amt indes dem privaten Bereich zu und 
erkannte die hierauf entfallenden Vor-
steuerbeträge nicht an. Das Finanzge-
richt Köln gab der hiergegen gerichte-
ten Klage nur insoweit statt, als es um 
die Aufwendungen für die Sanitärein-
richtung (insbesondere Toilette und 
Waschbecken) ging. In der Revision be-
gehrten die Eheleute dann einen wei-
tergehenden Vorsteuerabzug, den der 
Bundesfinanzhof jedoch ablehnte.

Aufwendungen zur Renovierung eines 
an den Arbeitgeber vermieteten Home-
Office berechtigen grundsätzlich zum 
Vorsteuerabzug, soweit es beruflich ge-
nutzt wird. Bei einer Bürotätigkeit kann 
sich die berufliche Nutzung auch auf ei-
nen Sanitärraum erstrecken, nicht je-
doch auf ein mit Dusche und Badewanne 
ausgestattetes Badezimmer.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.5.2020, Az. V R 1/18, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217134; BFH, PM 
Nr. 30/20 vom 30.7.2020
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 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.11.2020
• GewSt, GrundSt = 16.11.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.11.2020
• GewSt, GrundSt = 19.11.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 11/2020 = 26.11.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

8/19 1/20 4/20 8/20
+ 1,0 % + 1,6 % + 0,8 % - 0,1 %

Für alle Steuerpflichtigen

Jahressteuergesetz 2020: Regierungsentwurf  
enthält viele steuerliche Neuregelungen

| Die Bundesregierung hat einen 215 Seiten starken Entwurf für ein Jahressteuer-
gesetz 2020 vorgelegt, der vor allem Änderungen bei der Einkommen- und Umsatz-
steuer enthält. So soll z. B. die Steuerbefreiung der Arbeitgeberzuschüsse zum Kurz-
arbeitergeld bis 31.12.2021 verlängert werden. Weitere Aspekte werden vorgestellt. |

Verbilligte Vermietung

Die Vermietung einer Wohnung zu 
Wohnzwecken gilt bereits dann als 
vollentgeltlich, wenn die Miete mindes-
tens 66 % des ortsüblichen Niveaus be-
trägt. In diesen Fällen erhalten Vermie-
ter den vollen Werbungskostenabzug. 
Liegt die Miete darunter, sind die Kosten 
aufzuteilen.

MERKE | Die 66 %-Grenze gilt nur 
bei der verbilligten Vermietung zu 
Wohnzwecken. Erfolgt die Überlas-
sung z. B. zu gewerblichen Zwecken, 
ist bei Vermietung unterhalb der orts-
üblich erzielbaren Miete auch nur ein 
entsprechend anteiliger Werbungs-
kostenabzug möglich.

Nach dem Regierungsentwurf soll die 
Entgeltlichkeitsgrenze ab 1.1.2021 von 
66 % auf 50 % herabgesetzt werden. 

Beträgt das Entgelt 50 % und mehr, je-
doch weniger als 66 % der ortsüblichen 
Miete, soll (wieder) eine Totalüber-
schussprognoseprüfung vorzunehmen 
sein: 

 • Fällt diese Prüfung positiv aus, ist 
Einkünfteerzielungsabsicht zu un-
terstellen und der volle Werbungs-
kostenabzug möglich.

 • Führt die Prüfung hingegen zu ei-
nem negativen Ergebnis, ist von 
einer Einkünfteerzielungsabsicht 
nur für den entgeltlich vermieteten 
Teil auszugehen und die Kosten 
sind aufzuteilen. 

Investitionsabzugsbetrag

Für die künftige (Investitionszeitraum 
von drei Jahren) Anschaffung oder Her-
stellung von neuen oder gebrauchten 

abnutzbaren beweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens kann nach 
§ 7g Einkommensteuergesetz (EStG) ein 
Investitionsabzugsbetrag von bis zu 40 % 
der voraussichtlichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten gewinnmin-
dernd geltend gemacht werden. Durch 
den Steuerstundungseffekt soll insbe-
sondere die Liquidität kleinerer und 
mittlerer Betriebe verbessert werden.
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Durch das Jahressteuergesetz 2020 sol-
len die begünstigten Investitionskosten 
von 40 % auf 50 % angehoben werden.

Derzeit setzt § 7g EStG zudem voraus, 
dass das Wirtschaftsgut mindestens bis 
zum Ende des dem Wirtschaftsjahr der 
Anschaffung oder Herstellung folgen-
den Wirtschaftsjahres in einer inländi-
schen Betriebsstätte des Betriebs aus-
schließlich oder fast ausschließlich  
(d. h. zu mindestens 90 %) betrieblich 
genutzt wird.

Beachten Sie | Künftig sollen auch in 
diesem Zeitraum vermietete Wirt-
schaftsgüter in den Anwendungsbereich 
des § 7g EStG fallen – und zwar unab-
hängig von der Dauer der jeweiligen Ver-
mietung. Somit wären künftig (im Ge-
gensatz zur bisherigen Regelung) auch 
längerfristige Vermietungen für mehr 
als drei Monate unschädlich. 

Bislang gelten für die einzelnen Ein-
kunftsarten unterschiedliche Betriebs-
größenmerkmale, die nicht überschrit-
ten werden dürfen. Künftig soll für alle 
Einkunftsarten eine einheitliche Ge-
winngrenze in Höhe von 150.000 EUR 
als Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme von Investitionsabzugsbeträgen 
gelten.

MERKE | Diese Neuregelungen sollen 
für Investitionsabzugsbeträge gelten, 
die in nach dem 31.12.2019 endenden 
Wirtschaftsjahren in Anspruch ge-
nommen werden.

So viel zu den positiven Änderungen. 
Denn der Regierungsentwurf enthält 
auch zwei einschränkende Punkte:

Eine Neuregelung soll die Verwendung 
von Investitionsabzugsbeträgen für 
Wirtschaftsgüter verhindern, die zum 
Zeitpunkt der Geltendmachung bereits 
angeschafft oder hergestellt wurden: 

 • Bis zum Ende der Einspruchsfrist 
der erstmaligen Steuerfestsetzung 
geltend gemachte Abzugsbeträge 
können weiterhin für begünstigte 
Wirtschaftsgüter unabhängig von 
deren Investitionszeitpunkt ver-
wendet werden. 

 • Unzulässig sollen aber nachträg-
lich beantragte Investitionsab-
zugsbeträge sein, die nach Eintritt 
der Unanfechtbarkeit der erstma-
ligen Steuerfestsetzung oder der 
erstmaligen gesonderten Feststel-

lung, also nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist von einem Monat, in 
Anspruch genommen wurden.

Nach einem Beschluss des Bundesfi-
nanzhofs (15.11.2017, Az. VI R 44/16) 
kann ein im Gesamthandsbereich einer 
Personengesellschaft beanspruchter 
Investitionsabzugsbetrag für Investitio-
nen eines Gesellschafters im Sonderbe-
triebsvermögen verwendet werden.

Diese günstige Entscheidung hat das 
Bundesfinanzministerium mit Schrei-
ben vom 26.8.2019 offensichtlich nur 
ungern akzeptiert. Denn diese „Gestal-
tung“ soll nun ausgehebelt werden, in-
dem die Hinzurechnung von Investiti-
onsabzugsbeträgen nur in dem Vermö-
gensbereich zulässig ist, in dem der 
Abzug erfolgt ist. Wurde z. B. ein Inves-
titionsabzugsbetrag im Sonderbe-
triebsvermögen eines Mitunterneh-
mers einer Personengesellschaft gel-
tend gemacht, kann der Abzugsbetrag 
auch nur für Investitionen dieses Mitun-
ternehmers in seinem Sonderbetriebs-
vermögen verwendet werden.

Doch keine erweiterte Steuerpflicht  
auf Kapitalforderungen

Gewinne aus der Veräußerung oder Ein-
lösung von Xetra-Gold Inhaberschuld-
verschreibungen, die dem Inhaber ein 
Recht auf die Auslieferung von Gold ge-
währen, sind nach Ablauf der einjähri-
gen Spekulationsfrist steuerfrei. Nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs 
(12.5.2015, Az. VIII R 4/15 und Az. VIII R 
35/14) führen die Gewinne nicht zu Ein-
künften aus Kapitalvermögen, weil die 
Schuldverschreibung keine Kapitalfor-
derung verbrieft, sondern einen An-
spruch auf eine Sachleistung in Form 
der Lieferung von Gold.

Das Bundesfinanzministerium wollte 
hier nun gegensteuern. Denn nach dem 
Referentenentwurf für ein Jahressteuer-
gesetz 2020 sollten Erträge aus Kapital-
forderungen auch vorliegen, wenn an-
statt der Rückzahlung des Geldbetrags 
eine Sachleistung gewährt wird oder 
gewährt werden kann. Im Regierungs-
entwurf wurde dies aber nicht umge-
setzt. Anleger können (vorerst) aufatmen.  

Gehaltsextras

Steuerfreie oder pauschalversteuerte 
Gehaltsextras müssen in vielen Fällen 
(z. B. Kindergartenzuschuss) zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

geleistet werden. In drei Urteilen hatte 
der Bundesfinanzhof (1.8.2019, Az. VI R 
32/18, Az. VI R 21/17, Az. VI R 40/17) die-
ses Kriterium zugunsten von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern neu definiert. 
So ist z. B. ein arbeitsvertraglich ver-
einbarter Lohnformenwechsel nicht 
schädlich für die Begünstigung.

Nun soll dieser Rechtsprechung der 
Boden entzogen werden: 

 ◼ § 8 Abs. 4 EStG-Entwurf

Im Sinne dieses Gesetzes werden 
Leistungen des Arbeitgebers oder auf 
seine Veranlassung eines Dritten 
(Sachbezüge oder Zuschüsse) für eine 
Beschäftigung nur dann zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn erbracht, wenn 
1. die Leistung nicht auf den Anspruch 

auf Arbeitslohn angerechnet,
2. der Anspruch auf Arbeitslohn 

nicht zugunsten der Leistung her-
abgesetzt, 

3. die verwendungs- oder zweckge-
bundene Leistung nicht anstelle 
einer bereits vereinbarten künfti-
gen Erhöhung des Arbeitslohns ge-
währt und 

4.  bei Wegfall der Leistung der Ar-
beitslohn nicht erhöht 

wird.

Umsatzsteuer

Im Bereich der Umsatzsteuer stehen 
zwei Maßnahmen im Fokus: 

 • die Umsetzung der zweiten Stufe 
des sogenannten Mehrwertsteuer-
Digitalpakets und

 

 • die Erweiterung der Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers 
auf Telekommunikationsdienstleis-
tungen an Wiederverkäufer.

Wie geht es nun weiter?

Der Entwurf der Bundesregierung stellt 
ein sehr frühes Stadium im Gesetzge-
bungsverfahren dar, sodass mit etwai-
gen Änderungen bzw. weiteren Neure-
gelungen zu rechnen ist. Von einem 
Abschluss des Gesetzgebungsverfah-
rens ist in der zweiten Jahreshälfte 
2020 auszugehen.

Quelle | Regierungsentwurf für ein Jahres-
steuergesetz 2020 vom 2.9.2020
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Für alle Steuerpflichtigen

Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende auch im 
Trennungsjahr möglich?

| Alleinerziehende Steuerpflichtige, die 
im gemeinsamen Haushalt mit ihrem 
Kind leben, erhalten auf Antrag einen 
Entlastungsbetrag nach § 24b Einkom-
mensteuergesetz (EStG), der von der 
Summe der Einkünfte abgezogen bzw. 
im Lohnsteuerverfahren berücksichtigt 
wird. Dieser Betrag wurde kürzlich 
durch das Zweite Corona-Steuerhilfege-
setz (BGBl I 2020, S. 1512) von 1.908 EUR 
auf 4.008 EUR erhöht (gilt für 2020 und 
2021). In diesem Zusammenhang stellt 
sich eine interessante Frage: Ist ein 
Entlastungsbetrag auch im Trennungs-
jahr möglich? |

Hat sich ein Steuerpflichtiger z. B. im 
Laufe des Jahres 2020 von seinem Ehe-
gatten getrennt und beantragt anschlie-
ßend den anteiligen Entlastungsbetrag, 
wird das Finanzamt aufgrund der Wei-
sungslage des Bundesfinanzministeri-
ums ablehnen. Denn anspruchsberech-
tigt sind grundsätzlich nur Steuerpflich-
tige, die nicht die Voraussetzungen für 
das Splitting-Verfahren erfüllen. Als al-
leinstehend i. S. des § 24b EStG gelten 
danach verheiratete Steuerpflichtige, 
wenn sie seit mindestens dem vorange-
gangenen Veranlagungszeitraum dau-
ernd getrennt leben.

Das Finanzgericht Niedersachsen ist 
da anderer Meinung: Der Entlastungs-
betrag für Alleinerziehende kann bei 
Wahl der Einzelveranlagung im Tren-
nungsjahr zeitanteilig für die Monate 
des Alleinstehens gewährt werden. 
Steuerpflichtige haben im Trennungs-
jahr die Wahl zwischen der Zusammen-
veranlagung und keinem Entlastungs-
betrag und der Einzelveranlagung mit 
anteiligem Entlastungsbetrag.

PRAXISTIPP | Ist die Einzelveranla-
gung mit anteiligem Entlastungsbetrag 
günstiger als die Zusammenveranla-
gung, sollte der Entlastungsbetrag be-
antragt werden. Lehnt das Finanzamt 
ab, muss dann unter Verweis auf das 
beim Bundesfinanzhof anhängige Ver-
fahren Einspruch eingelegt werden. 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
18.2.2020, Az. 13 K 182/19, Rev. BFH Az. III R 
17/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217219; 
BMF-Schreiben vom 23.10.2017, Az. IV C 8 - S 
2265-a/14/10005, Tz. 5 und Tz. 6

Für Vermieter

Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen
| Verluste aus der Vermietung einer Ferienwohnung sind nur anzuerkennen, wenn 
eine Einkünfteerzielungsabsicht besteht. Zu dem Kriterium der „ortsüblichen Ver-
mietungszeit“ liefert die aktuelle Rechtsprechung neue Erkenntnisse. |

Bei dauerhafter Vermietung eines be-
bauten, Wohnzwecken dienenden 
Grundstücks ist auch bei dauerhaft er-
zielten Verlusten regelmäßig von einer 
Einkünfteerzielungsabsicht auszuge-
hen, ohne dass es einer zu erstellenden 
Überschussprognose (grundsätzlich für 
einen Zeitraum von 30 Jahren) bedarf.

Bei der Vermietung von Ferienwohnun-
gen sind weitere Punkte zu beherzigen: 
Eine Einkünfteerzielungsabsicht kann 
nur unterstellt werden, wenn die Ferien-
wohnung im ganzen Jahr – bis auf orts-
übliche Leerstandszeiten – an wech-
selnde Feriengäste vermietet und nicht 
für eine (zeitweise) Selbstnutzung vor-
gehalten wird. Ob der Steuerpflichtige 
von seinem Eigennutzungsrecht Ge-
brauch macht, ist insoweit unerheblich.

MERKE | Zudem darf die ortsübliche 
Vermietungszeit von Ferienwohnungen 
– ohne dass Vermietungshindernisse 
gegeben sind – nicht erheblich unter-
schritten werden. Die Unterschreitens-
grenze liegt bei mindestens 25 %.

Als Vergleichsmaßstab ist – so die An-
sicht des Finanzgerichts Mecklenburg-
Vorpommern – auf die ortsübliche Ver-
mietungszeit von Ferienwohnungen, 
nicht hingegen auf die ortsübliche Aus-
lastung der insgesamt angebotenen Bet-
ten/Schlafgelegenheiten (Hotels, Gast-
höfe, Pensionen, Ferienunterkünfte und 
sonstige Unterkünfte) abzustellen. Die 
Auslastungszahlen von Hotels sowie 
Gasthöfen sind mit denjenigen von Feri-
enwohnungen nicht vergleichbar.

Die hiergegen vom Finanzamt eingelegte 
Revision hat der Bundesfinanzhof nun 
als unbegründet zurückgewiesen. Her-
vorzuheben sind folgende Punkte: 

 • Zur Prüfung der Auslastung einer 
Ferienwohnung sind die individuel-
len Vermietungszeiten des jeweili-
gen Objekts an Feriengäste mit de-
nen zu vergleichen, die bezogen auf 
den gesamten Ort im Durchschnitt 
erzielt werden. Dabei ist „Ort“ nicht 
identisch mit dem Gebiet einer Ge-
meinde. Er kann (je nach Struktur 
des lokalen Ferienwohnungsmark-
tes) auch das Gebiet einer oder 
mehrerer (vergleichbarer) Gemein-
den oder aber auch nur Teile einer 
Gemeinde oder gar nur den Bereich 
eines Ferienkomplexes umfassen.

 • Das Finanzgericht kann auf Ver-
gleichsdaten eines Statistikamtes 
auch dann zurückgreifen, wenn 
diese Werte für den betreffenden 
Ort nicht allgemein veröffentlicht, 
sondern nur auf Nachfrage zu-
gänglich gemacht werden. 

 • Die Bettenauslastung kann Rück-
schlüsse auf die ortsübliche Ver-
mietungszeit zulassen.

 • Individuelle Vermietungszeiten 
einzelner anderer Vermieter von 
Ferienwohnungen im selben „Ort“ 
genügen nicht.

Quelle | BFH-Urteil vom 26.5.2020, Az. IX R 
33/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217364; 
FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 
23.10.2019, Az. 3 K 276/15

Für Unternehmer

Steuerbegünstigte Praxisveräußerung: Zugewinnung 
neuer Mandate in geringem Umfang unschädlich 

| Die Fortführung einer freiberuflichen Tätigkeit in geringem Umfang ist für eine 
steuerbegünstigte Praxisveräußerung unschädlich, wenn die darauf entfallenden 
Umsätze in den letzten drei Jahren weniger als 10 % der gesamten Einnahmen aus-
machten. Bisher bewertete die Finanzverwaltung die Hinzugewinnung neuer Man-
date/Patienten – auch ohne Überschreiten der 10 %-Grenze – in jedem Fall als 
schädlich. Erfreulich, dass sich die Verwaltung nun der anderslautenden Meinung 
des Bundesfinanzhofs (11.2.2020, Az. VIII B 131/19) gebeugt hat, wonach eine gering-
fügige Tätigkeit auch die Betreuung neuer Mandate umfassen kann (FinMin Sachsen-
Anhalt 14.5.2020, Az. 45-S 2242-85). |
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Kurzarbeitergeld und Überbrückungshilfe gehen  
in die Verlängerung 

| Die Bundesregierung hat sich am 25.8.2020 darauf verständigt, das Kurzarbeiter-
geld zu verlängern. Zudem sollen weitere Maßnahmen ausgedehnt werden, um die 
Corona-Auswirkungen abzufedern. Ausgewählte Punkte werden dargestellt. |

Kurzarbeitergeld

Die Bezugsdauer für Kurzarbeitergeld 
wird für Betriebe, die bis zum 31.12.2020 
Kurzarbeit eingeführt haben, auf bis zu 
24 Monate verlängert (längstens bis 
zum 31.12.2021).

Die Sozialversicherungsbeiträge sollen 
bis 30.6.2021 vollständig erstattet wer-
den. Vom 1.7.2021 bis längstens zum 
31.12.2021 sollen für alle Betriebe, die 
bis zum 30.6.2021 Kurzarbeit einge-
führt haben, die Beiträge zur Hälfte er-
stattet werden. Eine Erhöhung auf 100 % 
ist möglich, wenn eine Qualifizierung 
während der Kurzarbeit erfolgt.

Die mit dem Sozialschutz-Paket II (vom 
20.5.2020, BGBl I 2020, S. 1055) erfolgte 
Erhöhung des Kurzarbeitergelds (auf  
70 % bzw. 77 % ab dem 4. Monat und 80 % 
bzw. 87 % ab dem 7. Monat) soll bis zum 
31.12.2021 für alle Beschäftigten verlän-
gert werden, deren Anspruch bis zum 
31.3.2021 entstanden ist.

Von den bestehenden befristeten Hin-
zuverdienstmöglichkeiten wird die Re-
gelung, dass geringfügig entlohnte Be-
schäftigungen generell anrechnungs-
frei sind, bis 31.12.2021 verlängert.

Weitere Punkte im Überblick

Die Laufzeit der Überbrückungshilfe für 
kleine und mittelständische Betriebe 
soll bis zum 31.12.2020 verlängert wer-
den. Bislang umfasste das Programm 
nur die Monate von Juni bis August 2020.

Die Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht für den Antragsgrund der Über-
schuldung soll bis zum 31.12.2020 aus-
gedehnt werden. 

Künstler, Kleinselbstständige und Klein-
unternehmer sollen durch großzügigere 
Regelungen beim Schonvermögen einen 
leichteren Zugang zur Grundsicherung 
erhalten. Auch der wegen der Corona-
Krise insgesamt erleichterte Zugang zur 
Grundsicherung soll verlängert werden.

Versicherte der GKV haben Anspruch auf 
Kinderkrankengeld, der angesichts der 
Corona-Krise zum Teil nicht ausreicht. 
Deshalb soll § 45 Sozialgesetzbuch V da-
hin gehend geändert werden, dass das 
Kinderkrankengeld im Jahr 2020 für je-
weils fünf weitere Tage (für Alleinerzie-
hende weitere 10 Tage) gewährt wird.

Quelle | Koalitionsausschuss vom 25.8.2020, 
TOP 2: Befristete Corona-bedingte Vorhaben

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Keine Kleinunternehmerregelung  
bei Wohnsitz im Ausland

| Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass die umsatzsteuerliche Kleinunter-
nehmerregelung auf solche Unternehmer beschränkt ist, die im Mitgliedstaat 
der Leistungserbringung ansässig sind. |

Hintergrund: Kleinunternehmer müssen 
keine Umsatzsteuer in Rechnung stel-
len, wenn der Umsatz im laufenden Jahr 
voraussichtlich maximal 50.000 EUR be-
trägt und darüber hinaus im Vorjahr 
nicht mehr als 22.000 EUR betragen hat. 
Bei Anwendung dieses Wahlrechts ent-
fällt jedoch auch der Vorsteuerabzug.

Die Ansässigkeit setzt eine dauernde 
Präsenz im Aufnahmemitgliedstaat vor-

aus. Diese Präsenz muss nach außen 
erkennbar sein, etwa durch Geschäfts-
räume und Personal. 

Die Vermietung einer Wohnung ist (je-
denfalls für die Anwendung der Klein-
unternehmerregelung) weder als an-
sässigkeits- noch als niederlassungs-
begründend anzusehen.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.12.2019, Az. V R 
3/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 215657

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Keine 
Rechnungsberichtigung 
bei fehlender  
Leistungsbeschreibung

| Ein Dokument ist nur dann eine 
Rechnung und damit rückwirkend be-
richtigungsfähig, wenn es eine Leis-
tungsbeschreibung enthält. Hierzu hat 
der Bundesfinanzhof nun klargestellt, 
dass eine ganz allgemein gehaltene 
Leistungsbeschreibung („Produktver-
käufe“) nicht ausreicht. |

War der Vorsteuerabzug z. B. wegen 
einer unvollständigen Rechnung unzu-
treffend, kann dies zu hohen Nachzah-
lungszinsen führen. Es besteht aber 
eine Berichtigungsmöglichkeit, wenn 
das Ursprungsdokument umsatzsteu-
errechtlich eine Rechnung darstellt. 
Dies ist der Fall, wenn es folgende Min-
dest-Bestandteile enthält: Rechnungs-
aussteller, Leistungsempfänger, Leis-
tungsbeschreibung, Entgelt, gesondert 
ausgewiesene Umsatzsteuer.

Der Bundesfinanzhof fordert in diesem 
Zusammenhang nicht die inhaltliche 
Richtigkeit der Angaben. Dies darf aller-
dings nicht dazu führen, dass Angaben 
im Hinblick auf die Mindest-Bestandteile 
derart ungenau oder falsch sind, dass 
sie einem Fehlen dieser Angaben gleich-
zusetzen sind.

So verhält es sich, wenn sich aus der 
Abrechnung keinerlei Anhaltspunkte 
für die Art des gelieferten Gegenstan-
des oder der sonstigen Leistung erge-
ben. Nach diesen Maßstäben fehlte es 
im Streitfall an einer berichtigungsfähi-
gen Rechnung. Denn die Angabe „Sales 
Products“ nimmt Bezug auf Pro-
duktverkäufe, lässt jedoch die Art der 
verkauften Produkte gänzlich offen.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.3.2020, Az. V R 
48/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217484
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Für alle Steuerpflichtigen

Bonuszahlungen der gesetzlichen Krankenkassen: 
Auswirkungen auf die Einkommensbesteuerung

| Die von einer gesetzlichen Krankenkasse auf der Grundlage von § 65a Sozialge-
setzbuch (SGB) V gewährte Geldprämie (Bonus) für gesundheitsbewusstes Ver-
halten stellt auch bei pauschaler Ausgestaltung keine die Sonderausgaben min-
dernde Beitragserstattung dar. Dies gilt nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs zumindest dann, wenn durch den Bonus ein konkret der Ge-
sundheitsmaßnahme zuzuordnender finanzieller Aufwand des Steuerpflichtigen 
ganz oder teilweise ausgeglichen wird. |

Daten für den Monat  
 Dezember 2020

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.12.2020
• ESt, KSt = 10.12.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.12.2020
• ESt, KSt = 14.12.2020

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 12/2020 = 28.12.2020

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/19 2/20 5/20 9/20
+ 0,9 % + 1,7 % + 0,5 % - 0,4 %

 ◼ Sachverhalt

Ein gesetzlich krankenversicherter 
Steuerpflichtiger hatte von seiner 
Krankenkasse Boni für „gesundheits-
bewusstes Verhalten“ i. H. von 230 EUR 
erhalten (u. a. für einen Gesundheits-
Check-up, eine Zahnvorsorgeuntersu-
chung, die Mitgliedschaft in einem 
Sportverein sowie für den Nachweis 
eines gesunden Körpergewichts). 

Das Finanzamt behandelte die Boni we-
gen der rein pauschalen Zahlung als 
Erstattung von Krankenversicherungs-
beiträgen und minderte den Sonder-
ausgabenabzug. Dagegen wertete das 
Finanzgericht Sachsen die Zahlungen 
als Leistungen der Krankenkasse, die 
weder die Sonderausgaben beeinflus-
sen, noch als sonstige Einkünfte eine 
steuerliche Belastung auslösen.

Unter Fortentwicklung seiner bisheri-
gen Rechtsprechung zur Behandlung 
von Bonuszahlungen gemäß § 65a SGB V 
nimmt der Bundesfinanzhof eine diffe-
renzierte Betrachtung vor:

Auch pauschale Boni mindern nicht die 
Sonderausgaben und sind zudem nicht 
als steuerlich relevante Leistung der 
Krankenkasse anzusehen. Vorausset-
zung ist aber, dass die Maßnahme beim 
Steuerpflichtigen Kosten auslöst und 
die realitätsgerecht ausgestaltete Pau-
schale geeignet ist, den eigenen Auf-
wand ganz oder teilweise auszugleichen. 

Der eigene Aufwand fehlt z. B. bei 
Schutzimpfungen oder der Zahnvor-
sorge, da diese Maßnahmen bereits vom 
Basiskrankenversicherungsschutz um-
fasst sind. Hier liegt eine den Sonder-

ausgabenabzug mindernde Beitrags-
erstattung der Krankenkasse vor. Glei-
ches gilt für Boni, die für den Nachweis 
eines aufwandsunabhängigen Verhal-
tens oder Unterlassens (z. B. gesundes 
Körpergewicht, Nichtraucherstatus) 
gezahlt werden. 

Quelle | BFH-Urteil vom 6.5.2020, Az. X R 
16/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217591; 
BFH, PM Nr. 36/20 vom 27.8.2020
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Für alle Steuerpflichtigen

Keine außergewöhnlichen Belastungen:  
Prozesskosten wegen Baumängeln am Eigenheim

| Prozesskosten, die wegen Baumängeln bei der Errichtung eines selbst genutz-
ten Eigenheims entstanden sind, sind nicht als außergewöhnliche Belastungen 
steuerlich abzugsfähig. Weder der Erwerb eines Einfamilienhauses noch Bau-
mängel sind nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz in die-
sem Sinne unüblich. |

Hintergrund: Aufwendungen für die 
Führung eines Rechtsstreits (Prozess-
kosten) sind nach § 33 Abs. 2 S. 4 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) vom Ab-
zug als außergewöhnliche Belastungen 
ausgeschlossen – es sei denn, es han-
delt sich um Aufwendungen ohne die 
der Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine 
Existenzgrundlage zu verlieren und 
seine lebensnotwendigen Bedürfnisse 
in dem üblichen Rahmen nicht mehr 
befriedigen zu können.

 ◼ Sachverhalt

Eheleute beauftragten ein Bauunter-
nehmen mit der Errichtung eines Zwei-
familienhauses mit Unterkellerung auf 
einem in ihrem Eigentum stehenden 
Grundstück. Wegen gravierender Pla-
nungs- und Ausführungsfehler gingen 
die Steuerpflichtigen gegen das Unter-
nehmen gerichtlich vor und zahlten im 
Streitjahr Gerichts-/Rechtsanwalts-
kosten von rund 13.700 EUR. In ihrer 
Steuererklärung machten sie die Pro-
zesskosten als außergewöhnliche Be-
lastungen geltend und wiesen auf ihre 
extrem angespannte finanzielle Situa-
tion hin – letztlich aber ohne Erfolg. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz 
stellte zwar fest, dass die mit den Ge-
richtsverfahren verfolgten Ansprüche 
für die Steuerpflichtigen von erhebli-
cher wirtschaftlicher Bedeutung wa-
ren. Jedoch bestand für sie zu keiner 
Zeit die Gefahr, die Existenzgrundlage 
zu verlieren oder die lebensnotwendi-
gen Bedürfnisse nicht mehr befriedi-
gen zu können. Das Baugrundstück 
war nicht lebensnotwendig und hätte 
notfalls verkauft werden können.

Außerdem waren die Aufwendungen 
nicht außergewöhnlich. Denn der Er-
werb eines Einfamilienhauses ist steu-
erlich ein Vorgang der normalen Le-
bensführung. 

Beachten Sie | Auch Baumängel sind 
nicht unüblich, sodass Prozesskosten 
wegen solcher Mängel grundsätzlich 
nicht als außergewöhnliche Belastun-
gen abgezogen werden können. 

Quelle | FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
7.5.2020, Az. 3 K 2036/19, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 217027; FG Rheinland-Pfalz, PM vom 
22.7.2020

Für Unternehmer

Vergabe einer Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
setzt einen schriftlichen Antrag voraus

| Unternehmer benötigen eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) 
für den Waren- oder Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU. Das Bundeszentral-
amt für Steuern (BZSt) hat aktuell mitgeteilt, dass vermehrt Anträge auf Vergabe 
einer USt-IdNr. bzw. Mitteilung der dazu gespeicherten Daten eingehen. Daher weist 
das BZSt darauf hin, dass die Vergabe der USt-IdNr. ausschließlich auf schriftlichen 
Antrag erfolgt. Dies gilt auch für allgemeine Fragen zur Vergabe bzw. zu allen Fragen 
hinsichtlich der gespeicherten Daten oder der Eintragung von Euroadressen. |

Der Antrag muss folgende Informatio-
nen enthalten:

 • Name/Anschrift des Antragstellers,
 • Finanzamt, bei dem das Unterneh-

men geführt wird, 
 • Steuernummer, unter der das Un-

ternehmen geführt wird.

Beachten Sie | Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Bearbeitung des Antrags 
ist, dass der Antragsteller als Unter-
nehmer bei seinem Finanzamt umsatz-
steuerlich geführt wird und dem BZSt 
diese Daten bereits übermittelt wurden.

Quelle | BZSt, Meldung vom 11.9.2020 „Vergabe 
der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer“

Für Arbeitgeber

Freie Unterkunft  
und Verpflegung:  
Voraussichtliche  
Sachbezugswerte 2021
| Die Sachbezugswerte für freie oder 
verbilligte Verpflegung und Unterkunft 
werden jährlich an die Entwicklung der 
Verbraucherpreise für diese Leistungen 
angepasst. Der nun vorliegende Entwurf 
mit den Sachbezugswerten für 2021 be-
darf noch der Zustimmung des Bundes-
rats. Mit Änderungen ist aber für ge-
wöhnlich nicht mehr zu rechnen. |

In 2021 soll der Sachbezugswert für 
freie Unterkunft 237 EUR monatlich (in 
2020 = 235 EUR) betragen. Der monat-
liche Sachbezugswert für Verpflegung 
soll um 5 EUR auf 263 EUR steigen.

Aus dem monatlichen Sachbezugswert 
für Verpflegung abgeleitet, ergeben sich 
nachfolgende Sachbezugswerte für die 
jeweiligen Mahlzeiten:

 ◼  Sachbezugswerte für 2021  
(Werte für 2020 in Klammern)

Mahlzeit monatlich kalender-
täglich

Frühstück 55 EUR  
(54 EUR) 

1,83 EUR  
(1,80 EUR)

Mittag- bzw. 
Abendessen

104 EUR  
(102 EUR)

3,47 EUR  
(3,40 EUR)

Quelle | Entwurf der Verordnung zur Ände-
rung der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung und der Unfallversicherungsobergren-
zenverordnung

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre mit  
Steuertipps für  
Existenzgründer

| Das Finanzministerium Nordrhein-
Westfalen hat seine Broschüre mit 
Steuertipps für Existenzgründer aktu-
alisiert (Stand: Februar 2020). Neben 
wichtigen steuerlichen Aspekten bei 
der Existenzgründung enthält die rund 
70-seitige Broschüre darüber hinaus 
auch Informationen zum Gründungs-
zuschuss und zeigt, wie eine ord-
nungsgemäße (umsatzsteuerliche) 
Rechnung aussehen muss. Die Bro-
schüre kann unter www.iww.de/s3054 
heruntergeladen werden. |
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Für alle Steuerpflichtigen

Unterhaltshöchstbetrag für Kinder: Keine Kürzung 
trotz Haushaltsgemeinschaft mit dem Lebensgefährten

| Leistungen von Eltern für den Unterhalt ihres in Ausbildung befindlichen Kin-
des, für das kein Anspruch auf Kindergeld (mehr) besteht, sind im Rahmen der 
gesetzlichen Höchstbeträge als außergewöhnliche Belastungen steuermindernd 
zu berücksichtigen. Lebt das Kind mit einem Lebensgefährten, der über ausrei-
chendes Einkommen verfügt, in einem gemeinsamen Haushalt, ist der Höchstbe-
trag nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs nicht zu kürzen. |

Hintergrund 

Der Unterhaltshöchstbetrag für 2020 
beträgt 9.408 EUR zuzüglich übernom-
mener Basisbeiträge der Kranken- und 
Pflegeversicherung. 

Anzurechnen sind jedoch die eigenen 
Einkünfte oder Bezüge der unterhalte-
nen Person, soweit diese 624 EUR jähr-
lich übersteigen. 

Zudem darf die unterhaltene Person nur 
ein geringes Vermögen besitzen. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung ist ein 
Vermögen von mehr als 15.500 EUR 
grundsätzlich schädlich (ein angemes-
senes Hausgrundstück bleibt jedoch 
außen vor).

 ◼ Sachverhalt

Eltern machten Unterhaltsaufwen-
dungen für ihre studierende Tochter 
(T), die mit ihrem Lebensgefährten (LG) 
in einer gemeinsamen Wohnung lebte, 
steuermindernd geltend. Das Finanz-
amt erkannte diese jedoch nur zur 
Hälfte an, da auch der LG wegen der 
bestehenden Haushaltsgemeinschaft 
zum Unterhalt der T beigetragen habe 
– allerdings zu Unrecht, wie das Finanz-
gericht Sachsen und letztlich auch der 
Bundesfinanzhof entschieden.

Eine Aufteilung des Unterhaltshöchst-
betrags auf mehrere Personen kommt 
nur in Betracht, wenn jeder von ihnen 
gegenüber dem Unterhaltsempfänger 
gesetzlich unterhaltsverpflichtet ist 
oder der Unterhaltsempfänger einer 
unterhaltsberechtigten Person gleich-
gestellt ist. Dadurch soll sichergestellt 
werden, dass bei einer Unterhaltsge-
währung durch mehrere Steuerpflich-
tige kein höherer Betrag anerkannt 
wird als bei der Gewährung durch eine 
Einzelperson.

Im Streitfall lagen die Voraussetzungen 
für eine Aufteilung des Höchstbetrags 
nicht vor. Dabei stellte der Bundesfi-

nanzhof u. a. darauf ab, dass zwischen 
den Partnern keine sozialrechtliche Be-
darfsgemeinschaft bestand, die eine  
– der gesetzlichen Unterhaltspflicht 
gleichzusetzende – konkrete Beistands-
verpflichtung des LG für T hätte be-
gründen können. Denn T war wegen 
ihrer eigenen Einnahmen und den Un-
terhaltsleistungen ihrer Eltern nicht 
hilfsbedürftig.

Es lagen auch keine Unterhaltsleistun-
gen des LG vor, die als den Unterhalts-
höchstbetrag mindernde eigene Bezüge 
der T hätten angesetzt werden können. 
Denn LG hat an T keine Unterhaltszah-
lungen geleistet. Vielmehr haben LG 
und T die Kosten des gemeinsamen 
Haushalts jeweils zur Hälfte getragen. 
T hatte die Miete für die gemeinsame 
Wohnung aus den Unterhaltsleistungen 
ihrer Eltern bestritten. LG hatte einen 
entsprechenden Beitrag für die darüber 
hinausgehenden Kosten des gemeinsa-
men Haushalts aufgewandt. 

Beachten Sie | Unerheblich ist inso-
weit, dass LG die gemeinsame Woh-
nung angemietet hatte und damit allei-
niger Schuldner des Vermieters war. 

Verfügen unverheiratete Lebensgefähr-
ten, die in einem gemeinsamen Haus-
halt leben, jeweils über auskömmliche 
finanzielle Mittel zur Deckung des eige-
nen Lebensbedarfs, ist regelmäßig da-
von auszugehen, dass sie sich einander 
keine Leistungen zum Lebensunterhalt 
gewähren. Vielmehr kommt jeder für 
den eigenen Lebensunterhalt (durch die 
Übernahme der hälftigen Haushaltskos-
ten) auf. Woraus die „eigenen“ finanziel-
len Mittel stammen, insbesondere ob es 
sich um (steuerbare) Einkünfte, Bezüge 
oder Unterhaltsleistungen Dritter han-
delt, ist insoweit unerheblich.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.4.2020, Az. VI R 
43/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217682; 
BFH, PM Nr. 37/20 vom 3.9.2020

Für Arbeitgeber

Elektronische Lohnsteuer-
bescheinigung: Muster 
für 2021 veröffentlicht

| Das Bundesfinanzministerium hat das 
Muster für den Ausdruck der elektroni-
schen Lohnsteuerbescheinigung für 
das Kalenderjahr 2021 veröffentlicht. |

Der Ausdruck der elektronischen Lohn-
steuerbescheinigung kann vom amtli-
chen Muster abweichen, wenn er sämt-
liche Angaben in gleicher Reihenfolge 
enthält und in Format und Aufbau dem 
bekannt gemachten Muster entspricht.

Quelle | BMF, Bekanntmachung vom 9.9.2020, 
Az. IV C 5 - S 2533/19/10030 :002

Für Unternehmer

Neue Pauschbeträge  
für unentgeltliche  
Wertabgaben
(Sachentnahmen) 2020

| Durch das (Erste) Corona-Steuerhilfe-
gesetz ist für nach dem 30.6.2020 und 
vor dem 1.7.2021 erbrachte Restaurant- 
und Verpflegungsdienstleistungen (mit 
Ausnahme von Getränken) der ermä-
ßigte Umsatzsteuersatz anzuwenden. 
Und das wirkt sich auch auf die für das 
Jahr 2020 geltenden Pauschbeträge für 
unentgeltliche Wertabgaben (Sachent-
nahmen) aus. Das Bundesfinanzminis-
terium hat nun eine Unterteilung in zwei 
Halbjahre vorgenommen. |

Hintergrund 

Die Pauschbeträge bieten dem Steuer-
pflichtigen die Möglichkeit, Warenent-
nahmen monatlich pauschal zu verbu-
chen. Sie entbinden ihn damit von der 
Aufzeichnung vieler Einzelentnahmen.

Zu- oder Abschläge zur Anpassung an 
die individuellen Verhältnisse sind un-
zulässig. Wurde der Betrieb jedoch we-
gen einer landesrechtlichen Verord-
nung, einer kommunalen Allgemeinver-
fügung oder einer behördlichen Anwei-
sung vollständig wegen der Corona-Pan-
demie geschlossen, kann ein zeitanteili-
ger Ansatz der Pauschbeträge erfolgen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 27.8.2020, Az. 
IV A 4 - S 1547/19/10001 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 217812
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Umstellung elektronischer 
Kassen: Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums 
sorgt für Unsicherheit
| Bestimmte elektronische Aufzeich-
nungssysteme (vor allem elektronische 
Kassensysteme und Registrierkassen) 
müssen ab dem 1.10.2020 über eine zer-
tifizierte technische Sicherheitseinrich-
tung (TSE) verfügen. Denn am 30.9.2020 
endete die Nichtbeanstandungsregelung 
des Bundesfinanzministeriums. 15 Bun-
desländer (Ausnahme Bremen) haben 
indes eigene Regelungen (vgl. unter www.
iww.de/s3929) geschaffen, um die Frist 
bis zum 31.3.2021 zu verlängern. Gefor-
dert wird u. a., dass das Unternehmen bis 
zum 30.9.2020 (in einigen Bundesländern 
bis zum 31.8.2020) die Umrüstung bzw. 
den Einbau einer TSE bei einem Kassen-
hersteller oder Dienstleister beauftragt 
hat. Das scheint dem Bundesfinanzmi-
nisterium aber nicht zu passen. |

In einem neuen Schreiben weist das 
Bundesfinanzministerium darauf hin, 
dass die Nichtbeanstandungsregelung 
nicht über den 30.9.2020 hinaus verlän-
gert wird. Zudem soll eine Bewilligung 
von Erleichterungen nach dem Anwen-
dungserlass zu § 148 der Abgabenord-
nung nur ausgesprochen werden, wenn 
der Steuerpflichtige sie beantragt.

Das Schreiben endet mit dem Hinweis, 
dass von den fachlichen Weisungen ab-
weichende Erlasse der Abstimmung 
zwischen dem Bundesministerium der 
Finanzen und den obersten Finanzbe-
hörden der Länder bedürfen.

Das Schreiben wurde vielfach kritisiert, 
da es, so z. B. die Ansicht des Steuerbera-
terverbands Thüringen, für Rechtsunsi-
cherheit sorgt. Inzwischen haben einige 
Bundesländer (z. B. NRW) betont, dass 
ihre Verfügungen Bestand haben.

Quelle | BMF-Schreiben vom 18.8.2020, Az. IV 
A 4 - S 0319/20/10002 :003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 217810; Steuerberaterverband Thü-
ringen e. V., Meldung vom 14.9.2020

Für Unternehmer

Vorsteuerabzug: Finanzverwaltung positioniert sich 
endlich zur rückwirkenden Rechnungsberichtigung

| Wird der Vorsteuerabzug wegen einer unvollständigen Rechnung in einer Be-
triebsprüfung versagt, kann dies zu hohen Nachzahlungszinsen führen. Unter ge-
wissen Voraussetzungen haben hier sowohl der Europäische Gerichtshof als auch 
der Bundesfinanzhof Abhilfe geschafft, indem sie eine rückwirkende Rechnungsbe-
richtigung ermöglicht haben. In der Praxis wartete man seit Jahren auf eine Positi-
onierung durch die Finanzverwaltung, die nun erfolgt ist. Unter Bezugnahme auf die 
jüngere Rechtsprechung stellt das Bundesfinanzministerium in einem 13 Seiten 
starken Schreiben wichtige Punkte heraus. |

Vorsteuerabzug ohne  
ordnungsgemäße Rechnung

Ein Vorsteuerabzug setzt voraus, dass 
der Unternehmer eine nach §§ 14, 14a 
Umsatzsteuergesetz (UStG) ausgestellte 
Rechnung besitzt. Das Bundesfinanzmi-
nisterium stellt in seinem Schreiben an 
mehreren Stellen heraus, dass ein Vor-
steuerabzug auch weiterhin den Besitz 
einer Rechnung voraussetzt. 

Erfüllt eine Rechnung nicht alle formel-
len Voraussetzungen und wurde sie auch 
nicht berichtigt, kann ein Vorsteuerab-
zug aber ausnahmsweise zulässig sein, 
wenn die Finanzverwaltung über sämtli-
che Angaben verfügt, um die materiellen 
Voraussetzungen zu überprüfen.

Der Unternehmer kann durch objektive 
Nachweise belegen, dass ihm andere 
Unternehmer tatsächlich Gegenstände 
oder Dienstleistungen geliefert bzw. er-
bracht haben, für die er die Umsatz-
steuer entrichtet hat.

MERKE | Es besteht keine Pflicht der 
Finanzbehörden, fehlende Informatio-
nen von Amts wegen zu ermitteln. 
Zweifel und Unklarheiten wirken zu-
lasten des Unternehmers.

Berichtigung oder Stornierung  
und Neuerteilung

Gelingt dem Unternehmer kein objekti-
ver Nachweis, kann er auch eine berich-
tigte Rechnung vorlegen. Eine Berichti-
gung kann auch dadurch erfolgen, dass 
der Rechnungsaussteller die ursprüng-
liche Rechnung storniert und eine neue 
Rechnung ausstellt.

Beachten Sie | Eine Rechnungsbe-
richtigung erfordert eine spezifische 
und eindeutige Bezugnahme auf die 
ursprüngliche Rechnung.

Ein Dokument ist nur dann eine rück-
wirkend berichtigungsfähige Rech-
nung, wenn es gewisse Mindestangaben 
enthält – und zwar zum Rechnungsaus-
steller, zum Leistungsempfänger, zur 
Leistungsbeschreibung, zum Entgelt 
und zur gesondert ausgewiesenen Um-
satzsteuer. Hierfür reicht es aus, dass 
die Angaben nicht in so hohem Maße un-
bestimmt, unvollständig oder offen-
sichtlich unzutreffend sind, dass sie feh-
lenden Angaben gleichstehen. 

Beispielsweise muss die Leistungsbe-
schreibung so konkret sein, dass die er-
brachte Leistung und ein Bezug zum 
Unternehmen des Leistungsempfän-
gers erkennbar sind. Eine allgemein ge-
haltene Angabe wie z. B. „Produktver-
käufe“, die es nicht ermöglicht, die ab-
gerechnete Leistung eindeutig und leicht 
nachprüfbar festzustellen, reicht nicht.

Wird eine Rechnung mit Rückwirkung 
berichtigt, ist das Recht auf Vorsteuer-
abzug grundsätzlich für den Besteue-
rungszeitraum auszuüben, in dem die 
Leistung bezogen wurde und die ur-
sprüngliche Rechnung vorlag. 

Abweichend hiervon kann bei einem zu 
niedrigen Steuerausweis in der ur-
sprünglichen Rechnung das Recht auf 
Vorsteuerabzug in einer bestimmten 
Höhe erst dann ausgeübt werden, wenn 
der Leistungsempfänger im Besitz ei-
ner Rechnung ist, die einen Steuerbe-
trag in dieser Höhe ausweist.

Beachten Sie | Eine Rechnungsbe-
richtigung ist kein rückwirkendes Er-
eignis nach § 175 Abs. 1 Nr. 2 Abgaben-
ordnung. Somit ist eine steuerlich wirk-
same Berichtigung nur so lange mög-
lich, wie die ursprüngliche Veranlagung 
verfahrensrechtlich noch änderbar ist.

Quelle | BMF-Schreiben vom 18.9.2020, Az. III 
C 2 - S 7286-a/19/10001 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 217987
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Daten für den Monat  
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 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.1.2021

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.1.2021

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 1/2021 = 27.1.2021

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

10/19 3/20 6/20 10/20
+ 0,9 % + 1,3 % + 0,8 % - 0,5 %

Für Unternehmer

Pkw und häusliches Arbeitszimmer: Restriktive 
Rechtsprechung bei Verkauf und Betriebsaufgabe

| Wird ein zum Betriebsvermögen gehörendes, teilweise privat genutztes Kfz 
verkauft, erhöht der Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und Veräußerungs-
erlös den Gewinn. Dass die für den Pkw beanspruchte Abschreibung infolge der 
Besteuerung der Nutzungsentnahme für die Privatnutzung bei wirtschaftlicher 
Betrachtung teilweise neutralisiert wird, rechtfertigt nach einer aktuellen Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs keine Gewinnkorrektur. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Einnahmen-Überschussrechner 
hatte in seinem Betriebsvermögen ei-
nen Pkw, den er zu 25 % für seine frei-
berufliche Tätigkeit und zu 75 % für 
private Zwecke nutzte. Das Finanzamt 
berücksichtigte die Abschreibungen 
(AfA) für den Pkw. Es erfasste wegen 
der Privatnutzung aber auch Betriebs-
einnahmen i. H. von 75 % der für das 
Fahrzeug entstandenen Aufwendun-
gen einschließlich der AfA. Deshalb 
setzte der Steuerpflichtige, als er das 
Fahrzeug nach vollständiger Ab-
schreibung der Anschaffungskosten 
verkaufte, auch nur ein Viertel des 
Verkaufserlöses als Betriebseinnahme 
an – allerdings zu Unrecht, wie nun der 
Bundesfinanzhof befand.

Der Veräußerungserlös ist trotz Besteu-
erung der Nutzungsentnahme in voller 

Höhe als Betriebseinnahme zu berück-
sichtigen. Er ist weder anteilig zu kür-
zen, noch findet eine gewinnmindernde 
Korrektur in Höhe der auf die private 
Nutzung entfallenden AfA statt. Nach 
der Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
sind die Besteuerung der Privatnutzung 
eines Wirtschaftsguts des Betriebsver-
mögens in Form der Nutzungsentnahme 
und dessen spätere Veräußerung unter-
schiedliche Vorgänge, die getrennt zu 
betrachten sind. 

Restriktive Ansicht auch für  
häusliche Arbeitszimmer

In einer weiteren Entscheidung vom 
16.6.2020 hat der Bundesfinanzhof 
auch zu häuslichen Arbeitszimmern im 
Betriebsvermögen Stellung genom-
men. Danach ist bei einer Betriebsver-

äußerung, -aufgabe oder Entnahme der 
Gewinn auch dann „voll“ zu versteuern, 
wenn die Aufwendungen für das Ar-
beitszimmer nicht oder nur beschränkt 
berücksichtigt wurden. 

Hintergrund: Aufwendungen (z. B. antei-
lige Miete, Wasser- und Energiekosten) 
für ein häusliches Arbeitszimmer sind 
wie folgt abzugsfähig:
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Für Arbeitgeber

Mindestlohn steigt bis 
2022 in vier Stufen

| Der gesetzliche Mindestlohn (in 2020: 
9,35 EUR brutto je Zeitstunde) wird ab 
dem 1.1.2021 stufenweise erhöht. Die 
Bundesregierung hat eine entspre-
chende Verordnung beschlossen und 
folgt damit dem Vorschlag der Mindest-
lohnkommission aus Juni 2020. |

Hintergrund: Nach § 11 des Mindest-
lohngesetzes kann die Bundesregierung 
die von der Mindestlohnkommission vor-
geschlagene Anpassung des Mindest-
lohns durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates verbind-
lich machen.

Der Mindestlohn steigt in vier Halbjah-
resschritten:

 • zum 1.1.2021:  9,50 EUR
 • zum 1.7.2021:  9,60 EUR
 • zum 1.1.2022:  9,82 EUR
 • zum 1.7.2022: 10,45 EUR

Quelle | BMAS, „Mindestlohn steigt“, Mittei-
lung vom 28.10.2020

Für Arbeitgeber

Minijobs: Neue Umlage-
sätze seit Oktober 2020

| Die Minijob-Zentrale hat darauf hinge-
wiesen, dass sich bei geringfügig Be-
schäftigten die Umlagesätze zur Arbeit-
geberversicherung zum 1.10.2020 wie 
folgt erhöht haben: U1 (Krankheit) = 1 % 
(bisher 0,9 %); U2 (Mutterschaft) = 0,39 % 
(bisher 0,19 %). |

Hintergrund

Am Umlageverfahren U1 nehmen in 
der Regel Betriebe mit bis zu 30 Mitar-
beitern teil. Die Umlage U2 müssen alle 
Arbeitgeber zahlen.

Haben Arbeitgeber einen Dauer-Bei-
tragsnachweis für ihre Minijobber ein-
gereicht, dann passt die Minijob-Zen-
trale die Änderung der Umlagen auto-
matisch an. Falls sich aber die Höhe 
des Verdienstes ändert, müssen die 
Arbeitgeber einen neuen Dauer-Bei-
tragsnachweis übermitteln.

Quelle | Minijob-Zentrale, „Neue Umlagen U1/
U2: Das gilt jetzt für Minijob-Arbeitgeber“, Mit-
teilung vom 21.9.2020

 • Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für 
die betriebliche oder berufliche Tä-
tigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht,

 • ohne Höchstgrenze, wenn das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Betätigung bildet.

Nach der aktuellen Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs schließt die teilweise 
beschränkte Abziehbarkeit der Auf-
wendungen für das Arbeitszimmer 
(einschließlich der Abschreibungen) 
weder die Zugehörigkeit des Arbeits-
zimmers zum Betriebsvermögen aus, 
noch beeinflusst sie den für das häusli-
che Arbeitszimmer zu ermittelnden 
Buchwert.

MERKE | Ein häusliches Arbeitszim-
mer, das für eigenbetriebliche Zwecke 
des Steuerpflichtigen genutzt wird 
und in dessen Eigentum steht, gehört 
grundsätzlich zum notwendigen Be-
triebsvermögen. Eine Ausnahme be-
steht bei Grundstücksteilen von un-
tergeordnetem Wert. Diese brauchen 
(Wahlrecht) nicht als Betriebsvermö-
gen behandelt zu werden, wenn
• ihr Wert nicht mehr als ein Fünftel 

des gemeinen Werts des gesamten 
Grundstücks (relative Grenze) und

• nicht mehr als 20.500 EUR (Wert-
grenze) beträgt.

Quelle | Pkw: BFH-Urteil vom 16.6.2020, Az. 
VIII R 9/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218443; 
BFH, PM Nr. 46/2020 vom 22.10.2020; Arbeits-
zimmer: BFH-Urteil vom 16.6.2020, Az. VIII R 
15/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218446

Für Personengesellschaften

Schenkungsteuer: Vorsicht bei disquotaler Einlage 
in das Gesellschaftsvermögen einer KG

| Bei disquotalen Einlagen (Leistungen, die nicht entsprechend der Beteiligungs-
quoten der Gesellschafter erfolgen) in das Gesellschaftsvermögen einer KG kann 
nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs eine freigebige Zuwendung (Schen-
kung) des Gesellschafters an einen anderen Gesellschafter vorliegen. |

 ◼ Sachverhalt

An einer GmbH & Co. KG (im Folgen-
den: KG) waren die EF mit einem Kapi-
talanteil i. H. von 14.000 EUR sowie ihre 
drei Kinder mit einem Kapitalanteil von 
jeweils 2.000 EUR beteiligt. Zum 
1.3.2012 trat der Ehemann (E) der EF 
als weiterer Kommanditist mit einer 
Kommanditeinlage von 5.000 EUR in 
die KG ein. Die Beteiligung der EF be-
trug nunmehr 56 %.

Wegen eines Gesellschafterbeschlus-
ses und einer Vereinbarung leistete E 
eine Bareinlage und eine freiwillige Zu-
zahlung, die jeweils auf dem gesell-
schaftsbezogenen Rücklagenkonto der 
KG verbucht wurden. Dadurch sollte 
der Erwerb eines Grundstücks finan-
ziert werden. Die Zuzahlung sollte zu 
keiner Änderung der Haftsumme und 
der Kapitalanteile der Kommanditisten 
führen.

Das Finanzamt sah die Zahlungen we-
gen der entsprechenden Wertsteige-
rung der Beteiligung der EF an der KG 
als freiwillige Zuwendungen von E an 
und setzte Schenkungsteuer fest – und 
das wurde nun vom Bundesfinanzhof 
bestätigt.

Bei einer disquotalen Einlage kann eine 
freigebige Zuwendung des Gesellschaf-
ters an einen anderen Gesellschafter 
vorliegen – nämlich dann, wenn sich die 
Beteiligung des anderen Gesellschaf-
ters am Gesamthandsvermögen erhöht, 
weil der einbringende Gesellschafter 
keine dem Wert seiner Einlage entspre-
chende Gegenleistung erhält. 

Ist eine Gesamthandsgemeinschaft (KG, 
OHG oder GbR) zivilrechtlich als Be-
dachte am Schenkungsvorgang beteiligt, 
ergibt die eigenständige schenkung-
steuerliche Prüfung, dass nicht die Ge-
samthandsgemeinschaft, sondern die 
Gesamthänder schenkungsteuerlich als 
bereichert anzusehen sind. 

Beachten Sie | Soweit der Bundesfi-
nanzhof in mehreren früheren Ent-
scheidungen ausgeführt hat, der Be-
dachte einer Schenkung sei ausschließ-
lich nach Zivilrecht zu bestimmen, hält 
er hieran zumindest für die Beteiligung 
einer Personengesellschaft an einer 
Schenkung nicht fest. 

Quelle | BFH-Urteil vom 5.2.2020, Az. II R 
9/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217242; 
BFH-Urteil vom 9.12.2009, Az. II R 22/08
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Für alle Steuerpflichtigen

Verkauf einer Ferienwohnung innerhalb der  
Zehnjahresfrist: Das Inventar ist nicht zu versteuern
| Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster unterliegt nur die Veräu-
ßerung einer Ferienwohnung innerhalb der Zehnjahresfrist des § 23 Einkommen-
steuergesetz (EStG) der Besteuerung, nicht jedoch die Veräußerung des Inventars. 
Denn bei dem veräußerten Inventar handelt es sich um Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs, die außen vor bleiben. |

 ◼ Sachverhalt

Bereits wenige Jahre nach dem Erwerb 
einer Ferienwohnung verkaufte der 
Steuerpflichtige die Mietimmobilie in-
klusive des Inventars mit Gewinn. Weil 
der Verkauf innerhalb des Zehnjahres-
zeitraums des § 23 EStG erfolgte, be-
steuerte das Finanzamt den Verkaufs-
gewinn. Dabei bezog es die Einrich-
tungsgegenstände ein. Dagegen wehrte 
sich der Steuerpflichtige – und zwar zu 
Recht, wie nun das Finanzgericht 
Münster entschied.

Nur die Veräußerung der Ferienwoh-
nung unterliegt der Besteuerung nach 
§ 23 EStG. Bei dem Inventar handelt es 
sich nämlich um Wirtschaftsgüter des 

täglichen Gebrauchs, deren Veräuße-
rung nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 S. 2 EStG 
nicht steuerbar ist.

PRAXISTIPP | Wird eine möblierte 
Wohnung innerhalb der Zehnjahres-
frist des § 23 EStG veräußert, sollten 
die Verkaufspreise für die Immobilie 
und für das Mobiliar im Notarvertrag 
getrennt ausgewiesen werden. Dabei 
darf die Aufteilung nicht missbräuch-
lich erfolgen. Denn bei einem offen-
sichtlich zu hohen Kaufpreisanteil für 
das Mobiliar könnte das Finanzamt 
eine Gefälligkeitsvereinbarung unter-
stellen und die Kaufpreise schätzen.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 3.8.2020, Az. 
5 K 2493/18 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
217853

Für alle Steuerpflichtigen

Erste Tätigkeitsstätte: Kein Abzug von Reisekosten 
bei einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme
| Eine Bildungseinrichtung gilt auch dann als erste Tätigkeitsstätte, wenn sie 
nur im Rahmen einer kurzzeitigen Bildungsmaßnahme besucht wird. Die Konse-
quenz dieser Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Die Fahrtkosten sind nur in 
Höhe der Entfernungspauschale absetzbar. |

Hintergrund: Seit der Neuregelung des 
Reisekostenrechts (ab 2014) gilt als 
erste Tätigkeitsstätte auch eine Bil-
dungseinrichtung, die außerhalb eines 
Dienstverhältnisses zum Zwecke eines 
Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen 
Bildungsmaßnahme aufgesucht wird. 
Die Fahrten zur Bildungseinrichtung 
sind nur noch mit der Entfernungspau-
schale (0,30 EUR/Entfernungskilome-
ter) und nicht mehr in tatsächlicher 
Höhe als Werbungskosten absetzbar. 
Auch der Abzug von Übernachtungs-
kosten und Verpflegungsmehraufwen-
dungen kommt nicht mehr nach 
Dienstreisegrundsätzen in Betracht. 

Beachten Sie | Ein Abzug ist nur mög-
lich, wenn der Steuerpflichtige am Lehr-
gangsort einen durch die Bildungsmaß-
nahme veranlassten doppelten Haus-
halt führt.

Nach der aktuellen Entscheidung ist die 
Dauer einer vollzeitigen Bildungsmaß-
nahme für die Einordnung einer Bil-
dungseinrichtung als erste Tätigkeits-
stätte unerheblich (im Streitfall: vier-
monatiger Schweißtechnikerlehrgang 
in Vollzeit). Denn die gesetzliche Rege-
lung verlangt keine zeitliche Mindest-
dauer der Bildungsmaßnahme. 

Beachten Sie | Ausreichend ist, dass 
der Steuerpflichtige die Bildungsein-
richtung anlässlich der regelmäßig oh-
nehin zeitlich befristeten Bildungsmaß-
nahme nicht nur gelegentlich, sondern 
mit einer gewissen Nachhaltigkeit, d. h. 
fortdauernd und immer wieder (dauer-
haft) aufsucht. 

Quelle | BFH-Urteil vom 14.5.2020, Az. VI R 
24/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218202; 
BFH, PM Nr. 39/2020 vom 8.10.2020

Für Arbeitnehmer

Doppelte Haushalts-
führung: Fallen Kosten 
für Garage oder Stell-
platz unter die  
1.000 EUR-Grenze?

| Bei einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung können 
Arbeitnehmer Unterkunftskosten seit 
2014 nur noch bis maximal 1.000 EUR 
im Monat als Werbungskosten abzie-
hen. Bereits 2019 hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden, dass Aufwen-
dungen für Einrichtungsgegenstände 
und Hausrat (soweit sie notwendig 
sind) nicht zu diesen Unterkunftskos-
ten zählen. Nun hat das Finanzgericht 
Saarland bei Aufwendungen für einen 
(separat) angemieteten Pkw-Stellplatz 
nachgelegt. |

Das Finanzgericht Saarland hat seine 
Entscheidung wie folgt begründet: Eine 
Unterkunft ist eine Wohnung oder ein 
Raum, in der bzw. in dem jemand 
wohnt. Ein Pkw-Stellplatz ist – selbst 
wenn es sich, wie im Streitfall, um ei-
nen Garagenstellplatz handelt – keine 
Unterkunft. Aufwendungen für einen 
Pkw-Stellplatz werden nicht für die 
Nutzung der Unterkunft aufgewendet, 
sondern für die Nutzung des Pkw-
Stellplatzes. 

Beachten Sie | Dies wäre nur dann an-
ders zu beurteilen, wenn „Unterkunft“ 
und „Pkw-Stellplatz“ eine untrennbare 
Einheit bilden, wenn also die Nutzung 
der Unterkunft nicht ohne Aufwendun-
gen für die Nutzung eines Stellplatzes 
möglich wäre.

MERKE | Wurde die 1.000 EUR-Grenze 
durch die „originären“ Unterkunftskos-
ten bereits überschritten, muss man 
hinsichtlich des Abzugs etwaiger 
Pkw-Stellplatzkosten mit Gegenwehr 
des Finanzamts rechnen. Denn so-
wohl die Gesetzesbegründung als 
auch das Bundesfinanzministerium 
beziehen Kosten für eine Garage in 
die 1.000 EUR-Grenze ein. Die weitere 
Entwicklung bleibt vorerst abzuwarten. 

Quelle | FG Saarland, Gerichtsbescheid vom 
20.5.2020, Az. 2 K 1251/17, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 218132; BFH-Urteil vom 4.4.2019, Az. 
VI R 18/17; BT-Drs. 17/10774 vom 25.9.2012; 
BMF-Schreiben vom 24.10.2014, Az. IV C 5 - S 
2353/14/10002
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Künstlersozialabgabe 
soll zum 1.1.2021 auf  
4,4 % steigen

| Der Abgabesatz zur Künstlersozial-
versicherung soll ab 1.1.2021 um 0,2 % 
auf 4,4 % steigen. Dies hat das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 
mitgeteilt. Durch den Einsatz zusätzli-
cher Bundesmittel in Form eines Ent-
lastungszuschusses wurde ein Anstieg 
auf 4,7 % verhindert. |

Weiterführende Informationen

Über die Künstlersozialversicherung 
werden derzeit mehr als 190.000 
selbstständige Künstler und Publizis-
ten als Pflichtversicherte in den Schutz 
der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung einbezogen.

Grundsätzlich gilt: Alle Unternehmen, 
die durch ihre Organisation, besonde-
ren Branchenkenntnisse oder ihr spezi-
elles Know-how den Absatz künstleri-
scher oder publizistischer Leistungen 
am Markt fördern oder ermöglichen, 
gehören zum Kreis der künstlersozial-
abgabepflichtigen Unternehmen. Wei-
tere Informationen hierzu erhalten Sie 
unter www.kuenstlersozialkasse.de.

Beachten Sie | Zahlungen, die an eine 
juristische Person (z. B. GmbH), GmbH 
& Co. KG, KG oder OHG erfolgen, sind 
nicht abgabepflichtig.

Die selbstständigen Künstler und Publi-
zisten tragen, wie abhängig beschäftigte 
Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer Sozial-
versicherungsbeiträge. Die andere 
Hälfte wird durch einen Bundeszu-
schuss (20 %) und durch die Künstler-
sozialabgabe der Unternehmen (30 %), 
die künstlerische und publizistische 
Leistungen verwerten, finanziert.

Quelle | BMAS, „Künstlersozialabgabe steigt 
im kommenden Jahr leicht auf 4,4 %“, Mittei-
lung vom 20.10.2020

Für Unternehmer

Corona-Pandemie: Außerordentliche Wirtschaftshilfe 
für temporäre Schließungen im November

| Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder haben am 28.10.2020 
bekanntlich weitreichende Maßnahmen im Kampf gegen die Corona-Pandemie für 
den Monat November beschlossen. Für die von den temporären Schließungen er-
fassten Unternehmen, Selbstständige, Vereine und Einrichtungen hat der Bund 
eine außerordentliche Wirtschaftshilfe angekündigt. |

Der Erstattungsbetrag soll 75 % des 
entsprechenden Umsatzes des Vorjah-
resmonats für Unternehmen bis 50 Mit-
arbeiter betragen, womit die Fixkosten 
des Unternehmens pauschaliert wer-
den. Die Prozentsätze für größere Un-
ternehmen werden nach Maßgabe der 
Obergrenzen der einschlägigen beihil-
ferechtlichen Vorgaben ermittelt. Die 
Finanzhilfe wird ein Volumen von bis zu 
10 Milliarden EUR haben.

Darüber hinaus hat die Bundesregie-
rung angekündigt, dass der Bund Hilfs-

maßnahmen für Unternehmen verlän-
gern und die Konditionen für die haupt-
betroffenen Wirtschaftsbereiche ver-
bessern wird (Überbrückungshilfe III). 
Dies betrifft zum Beispiel den Bereich 
der Kultur- und Veranstaltungswirt-
schaft und die Soloselbstständigen. Au-
ßerdem soll der KfW-Schnellkredit für 
Unternehmen mit weniger als zehn Be-
schäftigten geöffnet und angepasst 
werden.

Quelle | Die Bundesregierung, PM Nr. 381 
vom 28.10.2020

Für alle Steuerpflichtigen

Volljährige Kinder: Keine Übertragung des dem  
anderen Elternteil zustehenden Betreuungsfreibetrags

| Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist für ein volljähriges Kind keine 
Übertragung des dem anderen Elternteil zustehenden Freibetrags für den Betreu-
ungs-, Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (BEA-Freibetrag) möglich. |

Freibeträge für 2020: Der Kinderfreibe-
trag beträgt 5.172 EUR (2.586 EUR je 
Elternteil). Der BEA-Freibetrag liegt bei 
2.640 EUR (1.320 EUR je Elternteil).

 ◼ Sachverhalt

Im Streitfall beantragte die Mutter in 
ihrer Einkommensteuererklärung die 
Übertragung der dem Vater zustehen-
den Kinderfreibeträge für die volljähri-
gen Kinder T und S, ebenso die BEA-
Freibeträge. Begründung: Der andere 
Elternteil komme seiner Unterhalts-
verpflichtung nicht ausreichend nach 
oder sei mangels Leistungsfähigkeit 
nicht unterhaltspflichtig.

Das Finanzamt lehnte eine Übertra-
gung der Freibeträge auf die Mutter 
zunächst ab. Hiergegen legte diese 
dann erfolgreich Einspruch ein. Das Fi-
nanzgericht gab der sodann vom Vater 
erhobenen Klage teilweise statt. Es 
entschied, dass bei der Mutter lediglich 
die einfachen BEA-Freibeträge zu be-
rücksichtigen sind. Und dies wurde nun 
vom Bundesfinanzhof bestätigt.

Nach § 32 Abs. 6 S. 6 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) wird bei nicht verheirate-
ten, geschiedenen oder dauernd ge-
trennt lebenden unbeschränkt steuer-
pflichtigen Eltern auf Antrag eines El-
ternteils der Kinderfreibetrag des ande-
ren Elternteils auf ihn übertragen. Vor-
aussetzung: Der Antragsteller, nicht je-
doch der andere Elternteil, kommt sei-
ner Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Kind für das Kalenderjahr im Wesentli-
chen nach oder der andere Elternteil ist 
mangels Leistungsfähigkeit nicht un-
terhaltspflichtig.

Eine Übertragung des BEA-Freibetrags 
kommt nach § 32 Abs. 6 S. 8 EStG nur bei 
minderjährigen Kindern auf Antrag des-
jenigen Elternteils in Betracht, bei dem 
das Kind gemeldet ist. Für ein volljähri-
ges Kind ist eine Übertragung des BEA-
Freibetrags nach dem eindeutigen Ge-
setzeswortlaut nicht vorgesehen.

Quelle | BFH-Urteil vom 22.4.2020, Az. III R 
61/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218440; 
BFH, PM Nr. 44/2020 vom 22.10.2020


